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Anlagen:
o „Tiefbautechnische Vorplanung“ mit „Straßenbauplan, Regelquerschnitte und Schleppkurven-

Nachweis“ im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zur 4. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 4 „Dorf“ der Gemeinde Wattenbek (W² Ingenieure, Hohenwestedt mit Bearbeitungsstand vom
07.05.2025)

o „Berechnung der Wasserhaushaltsbilanz (Zusammenfassung) - Ausgabeprotokoll des Berech-
nungsprogrammes A-RW 1“ im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zur 4. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 4 „Dorf“ der Gemeinde Wattenbek (W² Ingenieure, Hohenwestedt mit Be-
arbeitungsstand vom 15.04.2025)

o „Baugrundbeurteilung mit Anlagen“ im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zur 4. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 4 „Dorf“ der Gemeinde Wattenbek (GSB Grundbau INGENIEURE
GmbH, Bredenbek mit Bearbeitungsstand vom 17.12.2024)

Quellenverzeichnis:
o Folgende von der Planung berührten Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben

im Rahmen der Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB Anregungen,
Hinweise oder Ausführungen im Rahmen ihrer Stellungnahme vorgebracht:

 Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, FD Regionalentwicklung und Mobilität
vom 13.09.2024

 IHK zu Kiel, Zweigstellen Neumünster und Rendsburg vom 13.09.2024

 Schleswig-Holstein Netz AG vom 06.09.2024

 Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde mbH vom 20.08.2024

 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein vom 11.08.2024

 Deutsche Telekom Technik GmbH vom 08.08.2024

o Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes S-H - Landespla-
nungsbehörde verzichtet auf die Abgabe einer Stellungnahme lt. Mitteilung vom 26.08.2024

o „Strategie Demographie und Siedlungsentwicklung“ (stadt&land und BfL von 2016)
o Strukturkonzept „Grüner Weg“ der Gemeinde Wattenbek (Stand vom 27.02.2017)
o „Innentwicklungskonzept“ der Gemeinde Wattenbek (Stand vom 16.02.2018)
o „Flächenpotenzialanalyse Wohnungsbau in den Siedlungsschwerpunkten des Ordnungsraums

Kiel“ (von 2018)

o Baugenehmigung zum „Neubau Einfamilienhaus mit Doppelstellplatz“ , Az.:129/99 vom
20.04.1999 mit
„Schallgutachten“ für geplantes Wohnhaus in Wattenbek vom 30.10.1998

o Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 4 „Dorf“ der Gemeinde Wattenbek
o Niederschrift zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB zur 4. Ände-

rung des Bebauungsplanes Nr. 4 der Gemeinde Wattenbek vom 21.05.2024
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o Geltender Flächennutzungsplan (2002) der Gemeinde Wattenbek
o Festgestellter Landschaftsplan der Gemeinde Wattenbek

o „Lage- und Höhenplan“ als amtliche Planunterlage mit Katasterbestand vom 19.09.2023 für die
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 der Gemeinde Wattenbek mit örtlicher Vermessung am
21./22.11.2024

Fotos: P. Scharlibbe, Büro für integrierte Stadtplanung ·Scharlibbe, 09.11.2023 und 17.04.2024
Jens Noak, Torresin + Partner, 22.11.2023
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Abb. 1
Kennzeichnung des Plangeltungsbereiches mit zwei Teilbereichen

der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4
und ihre räumliche Lage im Gemeindegebiet von Wattenbek

Verfahrensübersicht

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit § 3 Abs. 1 BauGB
Mitteilung an die Landesplanung § 11 Abs. 2 LaplaG
Frühzeitige Beteiligung der Behörden / TÖB § 4 Abs. 1 BauGB
Beteiligung der Öffentlichkeit § 3 Abs. 2 BauGB
Behörden- und TÖB - Beteiligung § 4 Abs. 2 BauGB
Gesamtabwägung / Satzungsbeschluss
Bekanntmachung § 10 BauGB

(Quelle: © GeoBasis-DE LVermGeo SH. BKG mit Eintragung BIS·S im Mai 2025)

Teilbereich 1

Teilbereich 2
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1. Planungsanlassung und Planungserfordernis
In der Gemeinde Wattenbek stehen nach der Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 16 und
mit der Überplanung rückwärtiger Grundstücksflächen im Bereich „Grüner Weg“ im Zuge der
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 keine weiteren planerisch abgesicherten Wohnbau-
flächen zur Verfügung.
Die Gemeinde Wattenbek verfolgt das planerische Ziel, durch die Aufstellung der 4. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 4 auf bisher landwirtschaftlich als Grünland genutzten Flächen öst-
lich angrenzend an die bebaute Ortslage im Bereich „Schulstraße / Eiderweg“ maximal drei
Wohnbaugrundstücke zu entwickeln.
Zugleich werden zwei bebaute Grundstücke am „Eiderweg“ mit in dieses Änderungsverfahren
aufgenommen, um einerseits das genehmigte Wohngebäude Eiderweg Nr. 4 in die gemeind-
liche Planung des Bebauungsplanes Nr. 4 aufzunehmen und anderseits planungsrechtliche
Festsetzungen zur Bebauung Eiderweg Nr. 2 mit diesem Änderungsverfahren zur Bestands-
sicherung vornehmen zu können.
Die Planung zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 erfolgt auf der Grundlage der gel-
tenden Flächennutzungs- und Landschaftsplanung (s. auch nachstehende Abb. 2a und Abb.
2b), sodass einerseits das „Entwicklungsgebot“ nach § 8 Abs. 2 BauGB mit der Bebauungs-
planänderung eingehalten werden kann und andererseits eine Alternativenprüfung seitens der
Gemeinde Wattenbek für nicht erforderlich erachtet wird.

Abb. 2a Ausschnitt aus dem geltenden
Flächennutzungsplan der Gemeinde
Wattenbek mit  Darstellung des Plange-
biets (markiert mit weißem Stern) als
Wohnbaufläche (W)

Abb. 2b Ausschnitt aus dem gemeindlichem
Landschaftsplan mit Darstellung des
Plangebiets (markiert mit weißem
Stern) als Entwicklungsfläche (EW)

Nach Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Planungsträ-
gern und Auswertungen der eingegangenen Stellungnahmen hat die Gemeinde unter weiterer
Erstellung von Fachgutachten (s. Anlagenverzeichnis) die Entwurfsplanung erstellen lassen.

(Quelle: Amt Bordesholm)
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Die vom Bau- und Planungsausschuss der Gemeinde Wattenbek am 03.06.2025 beratende
und von der Gemeindevertretung am 19.06.2025 für das zusammengefasste Beteiligungsver-
fahren (Beteiligung der Öffentlichkeit und Beteiligung der Behörden und der sonstigen Pla-
nungsträger) im „Entwurf“ beschlossene 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 beinhaltet
die planungsrechtlich relevanten Inhalte übergeordneter Planungen, die örtliche Planungssi-
tuation und die Ergebnisse aus den begleitenden Fachplanungen (s. Anlagen zu dieser Be-
gründung) unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Pla-
nungsträgern nach § 4 (1) BauGB entsprechend der gemeindlichen Abwägung zum Entwurfs-
und Veröffentlichungsbeschluss.
Die geänderten Textpassagen sind zum besseren Auffinden grundsätzlich kursiv gesetzt und
durch einen grauen Strich am linken Textrand seitlich markiert. .

1.1 Städtebauliche Planungs- und Bestandssituation
Plangebiet zwischen „Schulstraße“ und „Eiderweg“

Abb. 3a vorhandene Bebauung am „Eiderweg“ Abb. 3b „Eiderweg“ in Richtung Osten als land-
wirtschaftlicher Wirtschaftsweg

Abb. 3c Bestandswohnhaus am Eiderweg Nr. 4 Abb. 3d bestehende Zuwegung zu einem
Schuppen im östlichen Planbereich
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Abb. 3e Blick auf die höher gelegene Bebauung Schulstraße Nr. 5 (rechts) bis Nr. 9 (links) Abb. 3f

Abb. 3g Blick auf die Schulstraße mit der Feuer-
wehr (rechts) und Schule (links)

Abb. 3h Bebauung an der Schulstraße im südli-
chen Bereich

Abb. 3i Blick vom „Eiderweg“ auf das
Wohnhaus Eiderweg Nr. 4

Abb. 3j der Eiderweg als Wirtschaftsweg
mit Blick nach Osten
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Blick vom „Eiderweg“ aus nach Westen / Norden mit der
Abb. 3k bestehenden Bebauung am „Eiderweg“ (links) / „Holsteiner Straße“ (rechts) Abb. 3l

Abb. 3m Blick vom „Eiderweg“ die zukünftige
Wohnwegerschließung hinauf, links das
Bestandsgebäude Eiderweg Nr. 4

Abb. 3n Blick vom geplanten Grundstück 2
hinunter zum „Eiderweg“

Abb. 3o Blick vom Plangebiet auf die vorhandene Bebauung an der „Schulstraße“ Abb. 3p
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Blick vom Plangebiet auf die vorhandene Bebauung an der „Schulstraße“
Abb. 3q und an der „Holsteiner Straße“ im Norden des Plangebiets Abb. 3r

externe Ausgleichsfläche südlich „Eiderweg““

Abb. 3s Blick vom Eiderweg (Spurbahn am lin-
ken Bildrand) aus nach Osten auf die
geplante externe Ausgleichsfläche mit
einem randlich lückenhaften Knick als
Flächenbegrenzung

Abb. 3t Blick vom Eiderweg aus auf die süd-
westliche Knickstruktur als Flächen-
begrenzung der geplanten Ausgleichs-
fläche.
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2. Allgemeine Rechtsgrundlagen
Das Baugesetzbuch (BauGB) verpflichtet die Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, sobald
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.
Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB „soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen
der Innenentwicklung erfolgen“. Die Aufstellung von Bauleitplänen liegt dabei als Verpflichtung
verwaltungstechnischer Selbstverwaltung in eigener Verantwortung bei der Gemeinde.
Die Bauleitpläne sollen entsprechend dem vorangestellten Planungsgrundsatz eine nachhal-
tige städtebauliche Entwicklung und u. a. eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozial-
gerechte Bodennutzung gewährleisten.
Die Bebauungspläne treffen als Ortsatzungen die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke und bilden die Grundlage für weitere zum
Vollzug des Baugesetzbuches erforderliche Maßnahmen.
Ggf. können auf Landesrecht beruhende Regelungen als nachrichtliche Übernahmen nach §
9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Neben den gesetzlichen Vor-
schriften des Naturschutzgesetzes (LNatSchG) und des Denkmalschutzgesetztes (DSchG)
kommen auch örtliche Bauvorschriften nach § 86 der Landesbauordnung (LBO) in Betracht.

2.1 Planverfahren
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wattenbek hat entsprechend den vorab geführten be-
hördlichen Abstimmungen und auf Grundlage einer eigenen Beurteilung der Planungsaufgabe
am 04.06.2024 beschlossen, die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 aufgrund der Ar-
rondierung der bestehenden bebauten Ortslage auf Flächen des Außenbereichs im „Regel-
Verfahren“ mit einem 2-stufigen Beteiligungsverfahren aufzustellen.

2.2 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
Seit dem 01.04.2003 ist der § 47 f GO „Beteiligung von Kindern und Jugendlichen“ in Kraft
getreten. Dies bedeutet, dass die Gemeinden bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen
von Kindern und Jugendlichen berühren, diese in angemessener Weise beteiligen müssen.
Die Gemeinden müssen daher besondere Verfahren entwickeln, die geeignet sind, die Inte-
ressen der Kinder und Jugendlichen deutlich zu machen. Da sich die (z. T. abstrakten) Instru-
mente und Strukturen der Welt der Erwachsenen nur bedingt auf Kinder und Jugendliche über-
tragen lassen, sind insbesondere projektbezogene Beteiligungen, die sich auf konkrete Vor-
haben erstrecken, sinnvoll.

Typische Fälle der Beteiligung sind die Errichtung oder die Änderung von Einrichtungen für
Kinder und Jugendliche, wie z. B. Kinderspielplätze, Kindertagesstätten, Bolzplätze, Sportein-
richtungen, Jugendbegegnungsstätten, Schulen. Die Beteiligung hat auch bei entsprechenden
Bauleitplanungen zu erfolgen, sofern Interessen von Kindern und Jugendlichen betroffen sind
und sich auf konkrete Projekte und Vorhaben beziehen.

Da die Gemeinden eine Offenlegungs- und Dokumentationspflicht haben, sollen die Beteili-
gungsverfahren zumindest in den Grundzügen durch Beschluss der Gemeindevertretungen
(oder durch Delegation der entsprechenden Fachausschüsse) festgelegt werden, um sicher
zu stellen, dass diese bei der Durchführung von kinder- und jugendrelevanten Vorhaben die
im Zuge der Beteiligung vorgetragenen Gesichtspunkte ernsthaft prüfen.
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Diese Offenlegungs- und Dokumentationspflicht kann in vielfältiger Form erfolgen:
 im Zuge der Unterrichtung der Einwohnerrinnen und Einwohner nach § 16a GO,
 im Zusammenhang mit den Beschlussvorlagen für die Stadtvertretung
 in den entsprechenden Fachausschüssen,
 bei Bebauungsplänen in deren Begründungen oder
 allgemein als Veröffentlichungen im Rahmen der ortsüblichen Bekanntmachung.
Aufgrund der Planungssituation, die gekennzeichnet ist einerseits durch eine Bestandssiche-
rung im Bereich „Eiderweg“ und andererseits durch eine sehr kleiner wohnbauliche Entwick-
lungsmaßnahme ist nach Auffassung der Gemeinde Wattenbek eine Beteiligung von Kindern
und Jugendlichen auf der Planungsebene der Bebauungsplanung über das Maß der Beteili-
gungsschritte nach dem BauGB nicht angezeigt, da Belange dieser Bevölkerungsgruppe in
diesem Planungsfall darüber hinaus nicht direkt oder unmittelbar betroffen sein werden.
Sofern sich in der weiteren Projektentwicklung Hinweise ergeben, diese Bevölkerungsgruppe
stärker in das Planvorhaben einzubinden, wird dies durch die Amtsverwaltung entsprechend
veranlasst.

3. Räumlicher Geltungsbereich und Plangebietsabgrenzung
(§ 9 Abs. 7 BauGB)
Der räumliche Plangeltungsbereich (vgl. nachfolgende Abb. 4b und Abb. 4c) der 4. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 4 umfasst ab dem Zeitpunkt der „Entwurfsplanung“ nunmehr zwei
Bereiche mit dem Teilbereich 1:
nördlich des Eiderwegs einschließlich eines Straßenabschnitts des Eiderwegs,
südlich der bebauten Grundstücksflächen Holsteiner Straße Nr. 17 und 19,
östlich der bebauten Grundstücksflächen Schulstraße (K 8) Nr. 3, 5, 7 und 9

und der Grundstücksfläche Eiderweg Nr. 2a,
westlich der offenen Landschaft

Abb. 4a Abgrenzung des Plangeltungsbereichs
mit Beschluss vom 12.09.2023 zu-
nächst unter Einbeziehung der Grund-
stücksflächen an der Schulstraße für
eine Erschließung der östlich gelege-
nen unbebauten Grundstücksflächen.

Abb. 4b Abgrenzung des Plangeltungsbereichs
mit Beschluss vom 04.06.2024 auf
Grundlage des städtebaulichen Kon-
zeptes mit Einbeziehung der Bestands-
bebauung am „Eiderweg“ und Erschlie-
ßung der unbebauten Grundstücksflä-
chen vom „Eiderweg“ aus

(Quelle: Amt Bordesholm) (Quelle: Amt Bordesholm)
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und dem Teilbereich 2:
südöstlich „Eiderweg“, nordwestlich der „Burbek“ und
westlich und östlich der offenen Landschaft

Der räumliche Plangeltungsbereich zum Zeitpunkt der „Entwurfsplanung“, wie in den vorange-
stellten Planabgrenzungen dargestellt, umfasst auf Grundlage einer überschlägigen Flä-
chenermittlung (Planungsstand vom 21.05.2025 - Plan Nr. 2.1) eine Gesamtfläche von insgesamt ca.
1,31 ha, davon:

ca. 5.660 m² Allgemeine Wohngebiete (WA)
einschl. der privaten Wohnwegerschließung
und der Bestandsbebauung, davon:
ca. 3.145 m² Bestand
ca. 2.515 m² Planung

ca. 680 m² öffentliche Verkehrsflächen (teilweise „Eiderweg“)
ca. 575 m² Ausgleichsflächen (Ortsrandeingrünung - Teilbereich 1)
ca. 5.975 m² Ausgleichsflächen (Teilbereich 2)
ca. 230 m² Grünflächen, privat

4. Planungsrechtliche Voraussetzungen und Planungsvorgaben
Die Gemeindevertretung Wattenbek baut auf den Inhalten und Zielsetzungen der geltenden
Flächennutzungs- und Landschaftsplanung und der örtlich vorgefundenen Bebauungs- und
Nutzungssituation sowie den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 4 für
den vorgenannten Planbereich auf und konkretisiert mit dieser Bauleitplanung die besondere
Art und das Maß der baulichen Nutzung, bezogen auf das Plangebiet.

Abb. 4c (Quelle: „Entwurf“ BIS·S, 21.05.2025)



Gemeinde Wattenbek
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Dorf“
Begründung mit Umweltbericht „Entwurf“

„Beteiligung der Öffentlichkeit“ BÜRO FÜR INTEGRIERTE
„Beteiligung der Behörden- und Planungsträger“ Seite 16 von 92 STADTPLANUNGSCHARLIBBEBISS

4.1 Entwicklungsgebot (§ 8 Abs. 2 BauGB)
Mit Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 kann das „Entwicklungsgebot“
nach § 8 Abs. 2 BauGB, nach dem Bebauungspläne aus Flächennutzungsplänen zu entwi-
ckeln sind, für den Bereich des Plangeltungsbereiches grundsätzlich eingehalten werden.

Die Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches sind in der geltenden Flächennutzungspla-
nung der Gemeinde Wattenbek (vgl. vorangestellte Abb. 5a) für den Teilbereich 1 als „Wohn-
bauflächen“ (W) und für den Teilbereich 2 als „Flächen für die Landwirtschaft“ dargestellt.
Der Begriff des „Entwickeln“ bedeutet (entsprechend der einschlägigen Kommentierungen zum
BauGB) nach seinem Wortlaut und vor allem nach seinem Sinn für die Bauleitplanung, dass
sich der Bebauungsplan innerhalb der wesentlichen Grundentscheidungen des Flächennut-
zungsplanes, d. h. seiner „Grundzüge“ in diesem Sinne halten muss.

Deshalb erweist sich das „Entwickeln“ des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan
in Richtung auf eine gegenständliche wie auch auf eine räumliche Spezifizierung als eine von
Gestaltungsfreiheit gekennzeichnete planerische Fortentwicklung der im Flächennutzungs-
plan dargestellten Grundkonzeption.

Abweichungen des Bebauungsplanes vom Flächennutzungsplan sind insoweit vom Begriff
des „Entwickelns“ im Sinne des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB gedeckt, als sie sich aus dem Über-
gang in eine stärker verdeutlichende Planstufe rechtfertigen und der Bebauungsplan trotz der
Abweichung der Grundkonzeption des Flächennutzungsplanes nicht widerspricht.

(Quelle: Amt Bordesholm) Abb. 5a

Teilbereich 1

Teilbereich 2
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Die Abweichungen des hier vorgelegten Planentwurfs zur 4. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 4 bestehen in der geplanten Entwicklung der landwirtschaftlichen Fläche südlich Eiderweg
(Teilbereich 2 (s. vorangestellte Abb. 5a) als extensive Grünlandfläche als Kompensations-
maße für die Eingriffe in Natur und Landschaft, die im Teilbereich 1 nicht ausgeglichen werden
können.

Die hierdurch hervorgerufenen Abweichungen vom rechtswirksamen Flächennutzungsplan
sind nach Auffassung der Gemeinde Wattenbek vertretbar und kompensierbar, da

o die städtebauliche und landschaftsplanerische Grundkonzeption unabhängig von diesen
Abweichungen in ihrer grundsätzlichen Zielsetzung der landwirtschaftlichen Nutzung
grundsätzlich erhalten bleibt, jedoch nunmehr extensiv und nicht mehr wie heute intensiv,

o die Fläche innerhalb des Teilbereichs 2 für die geplante Nutzung als Kompensation für die
baubedingten Eingriffe auch zur Verfügung steht und

o die Belange des Naturschutzes durch die Kompensationsmaßnahmen im Teilbereich 2 op-
timal berücksichtigt werden können, da die geplante Ausgleichsfläche die Verbindung zwi-
schen der Wald- und Ausgleichsfläche nördlich Eiderweg und den angestrebten Aus-
gleichsmaßnahmen nördlich des Fließgewässers „Burbek“ schafft (siehe auch die voran-
gestellte Abb.5a) und somit miteinander vernetzen wird.

4.2 Ziele der Raumordnung und Landesplanung (§ 1 Abs. 4 BauGB)
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB besteht für die Gemeinden eine „Anpassungspflicht“ an die Ziele
der Raumordnung und Landesplanung, d.h. Bedenken aus Sicht der Landesplanung unterlie-
gen nicht der gemeindlichen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB.
Die Ziele, Grundsätze und
sonstigen Erfordernisse der
Raumordnung ergeben sich
aus dem am 04.10.2010 in
Kraft getretenen Landesent-
wicklungsplan Schleswig-Hol-
stein 2010 vom 13. Juli 2010
(LEP 2010, Amtsblatt Schl.-H.
S. 719), der Fortschreibung
des Landesentwicklungsplans
Schleswig-Holstein 2010
(Runderlass des Ministeriums
für Inneres, ländliche Räume
und Integration des Landes
Schleswig-Holstein vom
27.11.2018 - IV 60 - Az.
502.01 - Amtsbl. Schl.-H. S.
1181) sowie dem Regional-
plan für den Planungsraum III
„alt“ (Reg.-Plan III).

Die Gemeinde Wattenbek (vgl. auch vorangestellte Abb. 5b) liegt im Ordnungsraum der Lan-
deshauptstadt Kiel und im baulichen Zusammenhang mit Bordesholm als äußerer Siedlungs-
schwerpunkt auf der Siedlungsachsengrundrichtung von Kiel ausgehend und am Rande des
10 km Umkreises zum Oberzentrum Neumünster.

(Quelle: Amt Bordesholm) Abb. 5b
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Die wohnbauliche Entwicklung in der Gemeinde dient hierbei entsprechend der politischen
Willensbildung für diese innerörtliche Arrondierungsmaßnahme insbesondere dem örtlichen
Bedarf an geeigneten Baugrundstücken und Verringerung von großflächigen Entwicklungs-
maßnahmen im Außenbereich und von zusätzlicher technischer Infrastruktur.

Im Hinblick auf die Wohnungsbauentwicklung in Gemeinden führt die Fortschreibung LEP zu
den Grundzügen (G) und Zielen (Z) der Raumordnung Folgendes aus:
 Grundsätzlich können in allen Gemeinden im Land neue Wohnungen gebaut werden. Art

und Umfang der wohnbaulichen Entwicklung hängen vom Bedarf und von den örtlichen
Voraussetzungen ab.
- Der Umfang der erforderlichen Flächenneuausweisungen hängt maßgeblich von den

Bebauungsmöglichkeiten im Innenbereich ab sowie den Möglichkeiten, vorhandene
Wohnungsbestände weiterzuentwickeln.
 Bei der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 handelt es sich um eine kleinere

wohnbauliche Arrondierungsmaßnahme auf Grundlage der gemeindlichen Flächen-
nutzungs- und Landschaftsplanung.

- Bei der Ausweisung von neuen Wohngebieten sollen Erschließungskosten sowie Fol-
gekosten für die soziale und technische Infrastruktur berücksichtigt werden.
 Die Entwicklungspotentiale können direkt von der Gemeindestraße „Eiderweg“ aus

über eine gemeinsam zu nutzende private Wohnwegerschließung erschlossen wer-
den, sodass Folgekosten für die technische Infrastruktur auf ein Minimum reduziert
werden können.
Ausgenommen hiervon ist die Anlage einer Wendeplatzanlage, sodass die derzei-
tige Sackgassenlage am „Eiderweg“ mit dieser Wohnbaumaßnahme auch für die
Bestandsbebauung verbessert wird.

 Da sich die wohnbauliche Entwicklungspotentiale dieser Planung ausschließlich im
privaten Eigentum der Grundstückseigentümer befinden, ist nicht davon auszuge-
hen, dass alle drei Grundstücke gleichzeitig in die Realisierung gebracht werden
und so auch mögliche soziale Folgekosten gestaffelt anfallen werden.

- Ausweisung und Erschließung von Bauflächen sowie der Bau von Wohnungen sollen
zeitlich angemessen verteilt erfolgen
 Da das Entwicklungspotential nur grundstücksbezogen („Baukörper-Festsetzung“)

entwickelt werden kann und sich zudem diese Grundstücksteilflächen im privaten
Eigentum befinden, ist von zeitlich gestuften Vorhaben-Realisierung auszugehen.

- Grundsätzlich sollen flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen angewen-
det werden.
 Das Entwicklungspotential kann direkt von der Gemeindestraße „Eiderweg“ aus

über eine private Wohnwegerschließung grundstücksbezogen erschlossen werden,
sodass öffentliche Erschließungsmaßnahmen ausschließlich in der Anlage eines
Wendeplatzes erforderlich werden.

 Gemeinden oder Gemeindeteile, die keine Schwerpunkte für den Wohnungsbau sind,
decken den örtlichen Bedarf.

 In den Gemeinden, die keine Schwerpunkte sind und in den ländlichen Räumen liegen,
können im Zeitraum 2021 bis 2036 bezogen auf ihren Wohnungsbestand am 31.12.2020
neue Wohnungen im Umfang von bis zu 10 % gebaut werden.
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 Eine geringfügige Überschreitung des wohnbaulichen Entwicklungsrahmens ist möglich,
wenn es sich um Maßnahmen der Innenentwicklung auf Flächen von zentraler städtebauli-
cher und ortsplanerischer Bedeutung handelt.

 Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung.
- Neue Wohnungen sind vorrangig auf bereits erschlossenen Flächen im Siedlungsge-

füge zu bauen.
 Das Entwicklungspotential kann die technische Infrastruktur überwiegend im Be-

reich „Eiderweg“ und überwiegend im Bereich „Schulstraße“ nutzen

- Bevor die Kommunen neue, nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen
aufzuzeigen, inwieweit sie noch vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen können.
Hierzu zählen alle Baugrundstücke
- im Geltungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne nach § 30 und in denen Vorha-

ben nach § 33 BauGB zu beurteilen sind
- in Bereichen gemäß § 34 BauGB
- Innenentwicklung umfasst zudem die Nutzung von Brachflächen und leerstehenden

Gebäuden sowie andere Nachverdichtungsmöglichkeiten
- Im Geltungsbereich wirksamer Flächennutzungspläne sind darüber hinaus Reserve-

flächen in städtebaulich integrierten Lagen zu überprüfen.
 Mit der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 werden bestehende Entwick-

lungspotentiale planungsrechtlich aktiviert.

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wattenbek ist entsprechend den vorangestellten Be-
wertungen zu der Auffassung gelangt, dass eine Bebauung der unmittelbar an die Bebauung
„Schulstraße / Eiderweg“ angrenzenden Grundstücksflächen, wie seitens der Gemeinde im
Rahmen einer Konzepterstellung ermittelt hat (siehe nachfolgende Abb. 6), ein gutes Entwick-
lungspotential besitzt, welches im Rahmen dieses Änderungsverfahrens aktiviert werden soll.

5. Städtebauliche Zielsetzungen
(§ 1 Abs. 3 BauGB)
Auf Grundlage des Beschlusses zur Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4
wurde insbesondere unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten und der umgeben-
den Bestandssituation sowie nachbarschaftlicher Interessen und ortsplanerischer sowie grün-
ordnerischer Anforderungen ein „Städtebauliches Konzept“ entwickelt (s. auch nachfolgende
Abb. 6), deren Zielsetzungen sich im Rahmen der „Vorentwurfsplanung“ vom Grundsatz her
wie folgt charakterisieren lassen:
 Sicherung des baulichen Bestands am „Eiderweg“ entsprechend der heutigen Bestands-

situation.
 Nutzung der vorhandenen Gemeindestraßen „Schulstraße / Eiderweg“ und der vorhande-

nen technischen Infrastruktureinrichtungen.
 Grundstücksbezogene Erschließung der rückwärtigen Grundstücksflächen vom „Eider-

weg“ aus.
 Entwicklung einer ortsstrukturell angemessenen Planungskonzeption, insbesondere unter

Berücksichtigung der topographischen Gegebenheiten der unbebauten Flächen (von Nor-
den nach Süden abfallenden Geländes) innerhalb des Plangebiets.



Gemeinde Wattenbek
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Dorf“
Begründung mit Umweltbericht „Entwurf“

„Beteiligung der Öffentlichkeit“ BÜRO FÜR INTEGRIERTE
„Beteiligung der Behörden- und Planungsträger“ Seite 20 von 92 STADTPLANUNGSCHARLIBBEBISS

 Funktionale Verbindung und soziale Integration der neuen Bauflächen mit direkter Anbin-
dung an die vorhandene Ortsstruktur über den „Eiderweg“.

 Erhalt und nachhaltiger Schutz vorhandener Landschaftselemente / Knick und Einbindung
dieser in die Planungskonzeption.

(Quelle: BIS·S, 16.04.2024)

Abb. 6
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 Schaffung und Bereitstellung von drei unterschiedlichen Wohnbaugrundstücken in Lage,
Größe, Bebaubarkeit und Bebauungsdichte in Abhängigkeit zum jeweiligen rückwärtigen
Grundstücksteil und -zuschnitt sowie den entsprechenden topographischen Gegebenhei-
ten. Berücksichtigung der Belange des Ortsbildes auch im Hinblick auf die mögliche Be-
bauungsdichte und die Höhe baulicher Anlagen durch Vorgaben / Festsetzungen zu

- einer gestaffelten max. Grundfläche
- einer absoluten Höhe baulicher Anlagen in Form von maximal zulässigen Firsthö-

hen unter Berücksichtigung der Geländesituation
- den unteren Höhenbezugspunkten für alle bebauten (Bestand am „Eiderweg“) und

unbebauten Flächen (Planung nördlich „Eiderweg“)
 Bereitstellung und Sicherung von Ersatzmaßnahmen für Beeinträchtigungen und Entwid-

mung von Knickabschnitten und für den naturschutzrechtlichen Ausgleich teilweise inner-
halb und überwiegend außerhalb des Plangebietes (gemäß Bilanzierung) im Teilbereich 2 .

 Schaffung von Kompensationsmaßnahmen zur Ortsrandeingrünung  am östlichen Plange-
bietsrand innerhalb einer Ausgleichsfläche und innerhalb des Plangebiets.

 Durchführung von Kompensationsmaßnahmen auf den Flächen des Teilbereichs 2 durch
den Träger des Vorhabens.

 Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Niederschlagsentwässerung (grundstücksbezo-
gene Versickerung) auf den privaten und öffentlichen Grundstücksflächen .

 Sicherstellung einer verkehrlich einwandfreien Erschließung des Plangebiets im östlichen
Bereich einschließlich der Anlage einer für Müllfahrzeuge ausreichend dimensionierten
Wendeanlage.

 Minimierung der nutzungsbedingten Versiegelung durch eine Unterschreitung der Orien-
tierungsgrenzen für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung nach § 17 Abs. 1
BauNVO i.V.m. § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bereits im Rahmen der städtebaulichen Kon-
zeption und im Bebauungsplan durch grundstücksbezogene Festsetzung von max. zuläs-
sigen Grundflächen für die Bestands- und Neubebauung.

 Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden und Begrenzung der Boden-
versiegelungen auf das notwendige Maß, u.a. durch eine sparsame Erschließung der ge-
planten Wohnbaugrundstücke (Bodenschutzklausel).

 Minimierung der Eingriffe in das Orts- und Landschaftsbild durch Festsetzungen zur abso-
luten Höhe baulicher Anlagen in Abhängigkeit zur vorhandenen Höhenlage der vorhande-
nen Geländesituation.

Diese vornehmlichen orts- und landschaftsplanerischen Anforderungen in Verbindung mit den
Belangen der Erschließung einschließlich Entwässerung an die städtebauliche Gesamtsitua-
tion werden mit dem vorliegenden „Städtebaulichen Konzept“ planerisch umgesetzt und für die
planungsrechtliche „Entwurfsplanung“ vorbereitet.
Im Sinne einer städtebaulich geordneten Entwicklung wurden unter anderem die ortsstruktu-
rellen Erfordernisse und Bedürfnisse in Abhängigkeit zu den örtlichen Gegebenheiten und Be-
langen des Naturschutzes und der Landschaftspflege unter den o. g. planerischen Grundsät-
zen für diese Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 entwickelt.
Mit dem städtebaulichen Konzept wird als bestimmendes Entwurfsprinzip das städtebauliche
und insbesondere auch das landschaftsplanerische Ziel verfolgt, vermeidbare Eingriffe in die
Natur und in das Ortsbild zu unterlassen und unvermeidbare Eingriffe so gering wie möglich
zu halten ( Vermeidungs- und Minimierungsgebot nach §§ 14 und 15 BNatSchG in Verbin-
dung mit § 1a BauGB).
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6. Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)

Art der baulichen Nutzung:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauNVO)
In Fortführung der planungsrechtlichen Ausrichtung gemäß des Ursprungs-Bebauungsplanes
Nr. 4 werden die vorhandenen und die für eine Bebauung vorgesehenen Flächen nach der
besonderen Art ihrer Nutzung als Allgemeine Wohngebiete (WA) festgesetzt. Zur Wahrung
und zum Schutz der vorhandenen Siedlungsstruktur und zur Sicherung einer geordneten städ-
tebaulichen Entwicklung des Plangebiets insgesamt sowie zum Erhalt und Neugestaltung des
Ortsbildes werden für das Allgemeine Wohngebiet Einschränkungen der allgemein bzw. aus-
nahmsweise zulässigen Nutzung textlich festzusetzen sein.
Danach sind innerhalb des Plangebiets Schank- und Speisewirtschaften und Anlagen für
sportliche Zwecke sowie Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen ent-
sprechend den textlichen Festsetzungen unzulässig. Darüber hinaus sind in allen Teilgebieten
folgende Nutzungsarten, die nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässig sind,
unzulässig und sind somit nicht Bestandteil des Bebauungsplanes:

- Prostitutionsgewerbe,
- Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf Produktionen, Darstellungen, Handlun-

gen und / oder Verkaufsartikel mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist,
- Tierzuchtbetriebe, Speditionen, Fuhrunternehmen,
- Lagerhaltung und Lagerplätze innerhalb außerhalb von Gebäuden,
- Garagenanlagen.

Das Plangebiet gliedert sich aufgrund der Bestandssituation am „Eiderweg“ in zwei Teilberei-
che, einen östlichen (Teilgebiete WA 1 bis WA 3) und einen südwestlichen (Teilgebiete WA 4
und WA 5), wobei der östliche Teilbereich für eine grundstücksbezogene wohnbauliche Ent-
wicklung von maximal drei Grundstücken vorgesehen wird.
In Verbindung mit einer „Baukörper-Festsetzung“ und einer nach der zukünftigen Grundstücks-
größe gestaffelten Festsetzung der höchstzulässigen Grundflächen (GR max.) bzw. einer
höchstzulässigen Grundflächenzahl für die Bestandsbebauung in Verbindung mit einer Ge-
samt-GRZ mit zusätzlichen Festsetzungen zur abschließenden Begrenzung der Versiege-
lungsflächen wird die städtebaulich und ortsplanerisch angestrebte Kleinteiligkeit der Nut-
zungsart entsprechend dem der Bebauungsplanung zugrunde liegenden Planungskonzept
(„Städtebauliches Konzept“) und eine den Örtlichkeiten angemessene bauliche Maßstäblich-
keit der geplanten Bebauung gesichert.
Mit den verbleibenden allgemein zulässigen Nutzungen, die entsprechend den zukünftigen
Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässig sein werden, ist das Kriterium der Gebiets-
wahrung gegeben.
Es werden seitens der Gemeinde nur die Nutzungen ausgeschlossen, die allgemein und auch
ausnahmsweise nicht ortsverträglich sind, wie z. B. Gartenbaubetrieb (aufgrund seines heuti-
gen Flächenbedarfs maßstabssprengend und an dieser Stelle im Gemeindegebiet nicht orts-
strukturell verträglich), eine Tankstelle (eine weitere in der Gemeinde und in der vom klassifi-
zierten Straßennetz abgesetzten Lage wäre nicht konkurrenzfähig) oder Schank- und Speise-
wirtschaften (die es in der Gemeinde / Umgebung bereits und noch in ausreichender Anzahl
gibt).
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Abb. 7a

(Quelle: Amt Bordesholm)Abb. 7b

(Quelle: „Entwurf“ BIS·S, 21.05.2025)

Abb. 7bb
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Maß der baulichen Nutzung:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Das Maß der baulichen Nutzung wurde mit dem Ursprungs-Bebauungsplan Nr. 4 mit Rechts-
kraft vom 30.04.1987 (s. vorangestellte Abb. 7b) durch die höchstzulässige Grundflächenzahl
von 0,15 für die Einzelhausbebauung bzw. 0,4 für die Tischlerei und durch die Geschossflä-
chenzahl von 0,2 bzw. 0,5 sowie durch die Anzahl der Vollgeschosse bestimmt. Auf die Fest-
setzung einer maximal zulässigen Firsthöhe und auf einen unteren Höhenbezugspunkt wurde
seinerzeit verzichtet.
Mit der Erweiterung des bisherigen
Plangeltungsbereichs des Bebau-
ungsplanes Nr. 4 um die östlichen
Flächen- und Grundstücksteile, die
sich aus dem geltenden Flächen-
nutzungsplan ergeben (vgl. auch
vorangestellte Abb. 7bb) wird auch
das bestehende und genehmigte
Wohnhaus Eiderweg Nr. 4 (vgl. ne-
benstehen-de Abb. 7c und Abb.
3c) in dieses Änderungsverfahren
aufgenommen.
Die sich aus dem genehmigten
Doppelcarport ergebenden baupla-
nungsrechtlichen Änderungen ge-
genüber den bisherigen Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes Nr. 4
(vgl. auch Abb. 7b) werden mit dem
Änderungsverfahren planungsrecht-
lich umgesetzt.
Zudem wird die in der Baugenehmi-
gung als Ortsrandeingrünung im
Osten des Baugrundstücks festge-
setzte Buchenhecke in die Planän-
derung übernommen und dem Grund-
stück Eiderweg Nr. 4 (Flurstück 55/25)
zugeordnet. Die in der Baugenehmigung festgesetzten Obstbäume, die im Bereich des ge-
planten Grundstücks (3) gepflanzt worden sind, können nicht alle erhalten werden und werden
durch Maßnahmen der Ortsrandeingrünung der neuen östlichen Ortsrandgrenze zusammen
mit weiteren Obstbäumen neu gepflanzt.
Das Maß der baulichen Nutzung wird nunmehr überwiegend unabhängig vom Bestand oder
von der Planung durch die Festsetzung der höchstzulässigen Grundfläche (GR max.) in Ab-
hängigkeit zur Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen und durch die maximal zu-
lässige Höhe baulicher Anlagen mindestens als Firsthöhe in Verbindung mit der Anzahl von
Vollgeschossen sowie durch die Festsetzung der öffentlichen Erschließungsfläche („Eider-
weg“) im Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB qualifiziert bestimmt.

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden auf das notwendige, aber auch
auf das erforderliche Maß beschränkt, mit dem einerseits der bauliche Bestand am „Eiderweg“
gesichert und die kleinräumige wohnbauliche Entwicklung am östlichen Rand der bebauten
Ortslage (vgl. auch vorangestellte Abb. 6) mit seinen Inhalten und Zielsetzungen planungs-

Abb. 7c

(Quelle: Jansen, Baugenehmigung vom 20.04.1999, Az.: 129/99)



Gemeinde Wattenbek
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Dorf“
Begründung mit Umweltbericht „Entwurf“

„Beteiligung der Öffentlichkeit“ BÜRO FÜR INTEGRIERTE
„Beteiligung der Behörden- und Planungsträger“ Seite 25 von 92 STADTPLANUNGSCHARLIBBEBISS

rechtlich umgesetzt und realisiert, verdichtete Bauweise vermieden und die Umsetzung des
städtebaulichen Konzeptes (vgl. vorangestellte Abb. 6) mittels planungsrechtlicher Festset-
zungen zum Maß der baulichen Nutzung, wie nachfolgend erläutert, sichergestellt werden
kann.

Mit dem „Entwurf“ zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 wird für die Teilgebiete WA 1
bis WA 4 eine Festsetzung für bauliche Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO in Bezug
auf die höchstzulässige Gesamt-GRZ dahingehend aufgenommen, wonach

o abweichend von der in Bezug auf die höchstzulässige Grundfläche für bauliche Anlagen
nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO geltende 50%-Regelung die teilgebietsbezogen fest-
gesetzte maximale Grundfläche derart überschritten werden, dass zusammen mit dem
Hauptgebäude eine Gesamt-GRZ von maximal 0,45 zulässig ist.
 Mit diesen von § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO abweichenden Regelungen will die Ge-

meindevertretung dem aktuellen Bedarf, der sich heute für die baulichen Nebenan-
lagen grundsätzlich ergibt, Rechnung tragen. Aufgrund der geringen Bebauungs-
dichte sieht die Gemeindevertretung jedoch Belange des Ortsbildes sowie des Bo-
denschutzes bei einer Gesamt-GRZ von 0,5 zuzüglich der nachstehend genannten
zusätzlichen Festsetzungen nicht nachhaltig berührt.

 Zum Ausgleich sollen die Vorgärten der geplanten Wohnbaugrundstücke vollflächig
mit Vegetation begrünt und dauerhaft erhalten werden. Befestigte Flächen sind für
die erforderlichen Zufahrten, Stellplätze und Zuwegungen, Hauszugangswege zu-
lässig. Die flächige Gestaltung der Vorgärten mit Materialien wie z.B. Schotter und
Kies ist unzulässig. Als Vorgärten gelten die Grundstücksflächen zwischen der
Grenze der öffentlichen und/oder der privaten Wohnwegerschließungen von der die
Zuwegung zum Hauseingang erfolgt und der bis zu den seitlichen Grundstücksgren-
zen verlängerten, vorderen Baugrenze.
In gleicherweise sollen auch die übrigen Garten- und Freiflächen der Grundstücke
begrünt werden. Geschotterte oder gekieste Flächen sind über das festgesetzte
Maß der baulichen Nutzung (wie nachfolgend dargelegt) zu unterlassen.

o Geländeaufschüttungen oder -abgrabungen zur Höhenangleichung von Grundstücks-
(teil-)flächen an die äußeren Erschließungsflächen oder an die umgebenden Grund-
stücksbereiche, die im Zusammenhang mit den plangemäßen Vorhaben innerhalb des
Plangeltungsbereiches stehen und aus entwässerungs- bzw. erschließungstechnischen
Erfordernissen notwendig werden sind zulässig. Diese Maßnahmen sind auch außerhalb
der festgesetzten überbaubaren Flächen grundsätzlich zulässig und sind nicht auf die
Grundflächen von baulichen Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO anzurechnen.
 Diese im Zuge der Realisierung von Bauvorhaben entsprechend der dann örtlich im

Einzelfall vorzufindenden Situation soll grundsätzlich nicht zu Befreiungsanträgen
führen, so dass die vorgenannte Regelung für alle Grundstücke innerhalb des Plan-
gebietes gelten wird.
Zugleich ist darauf zu achten, dass kein Oberflächenwasser auf das angrenzende
Nachbargrundstück gelangt.
In diesem Sinne ist die Höhenlage zu den Nachbargrundstücke entsprechend dem
jeweiligen Einzelfall zu betrachten.



Gemeinde Wattenbek
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Dorf“
Begründung mit Umweltbericht „Entwurf“

„Beteiligung der Öffentlichkeit“ BÜRO FÜR INTEGRIERTE
„Beteiligung der Behörden- und Planungsträger“ Seite 26 von 92 STADTPLANUNGSCHARLIBBEBISS

Außerdem werden in den „Entwurf“ darüber hinaus zwei Festsetzungen dahingehend aufge-
nommen, wonach

o eine Überschreitung des festgesetzten Maßes der baulichen Nutzung bei den geplanten
und auch bei den vorhandenen Einzelhäusern ausschließlich für Terrassen einschließ-
lich Stützmauern und für allseitig verglaste Wintergärten pro Wohnbaugrundstück insge-
samt (Terrasse und Wintergarten zusammen) um bis zu maximal 30 m² zulässig ist
und

o zusätzlich zu dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung (Gesamt-GRZ) ist eine Flä-
che von bis zu 20 m² für versiegelte gärtnerische Gestaltungsflächen, wie z. B. Wäsche-
platz, Hof, Hauszugang, Wege o. ä. je Wohnbaugrundstück, aber ausschließlich für die
vorgenannten Nutzungen, zulässig ist.

Die Gemeinde ist der Auffassung, dass mit diesen beiden Festsetzungen in Verbindung mit
den Festsetzungen in den Nutzungsschablonen in der Planzeichnung (Teil A) das zulässige
Maß der baulichen Nutzung eindeutig bestimmt ist.
Hierbei ist es städtebauliches Ziel der Gemeinde, dass letztendlich mit der Bebauungsplan-
Satzung keine planungsrechtlichen „Fallstricke für die Zukunft geschaffen werden“, soll hei-
ßen, entsprechend dem „Städtebauliches Konzept“ soll jeder Grundstückseigentümer wissen
und auch für sich beachten, welches Maß der baulichen Nutzung zulässig ist.
Dies hat die Gemeinde mit dem „Entwurf“ derart planungsrechtlich gestaltet, wonach, sofern
nicht explizit etwas anderes festgesetzt ist, folgende bauliche Nutzungen zulässige sind:

o Grundfläche für die Hauptbaukörper als GR max.,
 begrenzt wird das Maß der baulichen Nutzung dann durch die festgesetzte Gesamt-

GRZ, die dann auch die baulichen Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO enthält.

 zuzüglich einer Grundfläche ausschließlich für gärtnerische Gestaltungsflächen
von bis max. 20 m² und

 zuzüglich einer Grundfläche für Terrassen und Wintergärten (zusammen) bis max.
30 m² je Wohnbaugrundstück.

Mit dieser „Flächenhierarchie“ ist sichergestellt bzw. soll sichergestellt werden, dass z.B. eine
GR max., die sich aus dem Hauptgebäude zuzüglich der Terrasse zusammensetzt, von 150
m² nicht allein für das Hauptgebäude genutzt wird und später einmal die Terrasse im Verständ-
nis, dass dies doch eine Nebenanlage wäre, auch noch bebaut wird, sodass letztendlich eine
GR max. von dann 180 m² erreicht werden würde.
Um solchen, nicht seltenen Fällen entgegen zu wirken und Klarheit in diesem Sinne einer ein-
deutigen Aussage, welche Grundflächen für welche Nutzung zulässig sind, hat die Gemeinde
entschieden, eine solche Differenzierung vorzunehmen, die mit den vorangestellten Festset-
zungen eindeutig und klar bestimmt ist.

Von der Festsetzung einer Geschossflächenzahl (GFZ), wie seinerzeit im Ursprungs-Bebau-
ungsplan Nr. 4 festgesetzt (s. Abb. 7b) hat die Gemeinde Wattenbek nach dem jetzigen Dis-
kussions- und Planungsstand zur „Entwurfsplanung“ keinen Gebrauch gemacht.
Die Gemeinde Wattenbek sieht es unter den heutigen und auch zukünftigen Anforderungen,
die sich aus dem stetig steigenden Wohnflächenbedarf und auch aus der Notwendigkeit be-
grenzter Finanzmittel für die Grundstückseigentümer bei der Unterbringung der Familienange-
hörigen mittel- und langfristig ergeben können, für angemessen, das Dachgeschoss (mit der
Begrenzung zur Höhe der baulichen Anlagen) nach den gesetzlichen Regelungen der Lan-
desbauordnung in der gültigen Fassung ergeben, ausbauen zu dürfen.
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Weitergehende Erfordernisse, dies aus städtebaulichen Gründen durch Festsetzung einer
GFZ weiter einzuschränken, sieht die Gemeinde Wattenbek nicht als gegeben an, da zudem
mit der Nutzungseinschränkung des Dachgeschossausbaus durch eine niedrigere GFZ keine
städtebaulichen Wirkungen erreicht werden. Das Erscheinungsbild und die städtebauliche
Ordnung würden sich in der Kubatur dadurch nicht verändern.

Überbaubare Flächen:
(§ 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO)
Die Festsetzung der überbaubaren Flächen erfolgt für die Neubebauung ausschließlich grund-
stücksbezogen als „Baukörper - Festsetzung“. Somit wird eine unmittelbare Umsetzung des
„Städtebaulichen Konzeptes“ (siehe auch Abb. 6) und der Gebäudebestandsschutz am Eider-
weg sichergestellt.
In den „Entwurf“ zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 wird eine Festsetzung aufge-
nommen, wonach

o die zu den Hauseingängen liegende Baugrenze unter Beachtung der Einhaltung der Min-
destabstandsflächen nach der Landesbauordnung (LBO) für untergeordnete Bauteile,
wie Vordach, Wetterschutz, Windfang, Erker, usw. in einer Tiefe von 1,0 m und einer
Breite von 5,0 m zulässig ist.
 Diese Festsetzung sichert insbesondere für die geplante Wohnbebauung eine an-

gemessene Flexibilität bei der Positionierung der Gebäude bzw. bei der Freiraum-
gestaltung.

Garagen, Carports und Stellplätze:
(§ 12 Abs. 6 und § 23 Abs. 5 Satz 2 BauNVO)
In den „Entwurf“ zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 werden in Übereinstimmung mit
dem vorangestellten „Städtebaulichen Konzept“ zwei Festsetzungen dahingehend aufgenom-
men, wonach

o Stellplätze, Carports, Garagen und gebietstypische Nebenanlagen entsprechend den
Regelungen der LBO auch weiterhin außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig sein
werden.
 Von einem generellen Ausschluss dieser Anlagen außerhalb der überbaubaren Flä-

chen wird die Gemeinde absehen, da gerade im straßen- und wegezugewandten
Bereich, aber auch im rückwärtigen Grundstücksbereich, die o. g. baulichen Anla-
gen aus der wohnbaulichen Nutzung heraus sinnvoll und zu erwarten sind.
Städtebauliche bzw. ortsstrukturelle Gründe, dies nicht zuzulassen und dement-
sprechend auszuschließen, sind für die Gemeinde Wattenbek nach derzeitigem Pla-
nungs- und Kenntnisstand („Vorentwurf“) nicht erkennbar, um eine solch nutzungs-
einschränkende Festsetzung zu treffen.

o „Carports“ als ebenerdiger „Stellplatz mit Schutzdach und maximal zwei geschlossenen
Wänden“ und Garagen, jedoch nicht Zufahrten, Stellplätze, Fahrrad-Stellplätze und Müll-
abfallbehälter und untergeordnete bauliche Anlagen für die Energiegewinnung, einen
Abstand von mindestens 3 m zur angrenzenden Straßenbegrenzungslinie bzw. zur Be-
grenzung des privaten Wohnwegs einhalten müssen.
 Somit kann sichergestellt werden, dass die durch die Öffentlichkeit genutzten Straße

und Wege nicht durch Anlagen des privaten ruhenden Verkehrs dominiert werden.
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 Diese Festsetzung steht zudem inhaltlich mit der örtlichen Bauvorschrift zur Grund-
stückseinfriedung im Zusammenhang.

Höhe baulicher Anlagen:
(§ 16 Abs. 3 Nr. 2 i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO)
Aufgrund der Lage des Plangebiets am Rande der bebauten Ortslage und der bewegten Ge-
ländesituation innerhalb des Plangebiets wird zur Wahrung und zur verträglichen Weiterent-
wicklung des Ortsbildes seitens der Gemeinde Wattenbek eine Begrenzung der Höhe der bau-
lichen Anlagen durch die Festsetzung einer maximal zulässigen Firsthöhe überwiegend (Teil-
gebiete WA 1 bis WA 4) in Verbindung mit einer maximal zulässigen Wandhöhe (nach LBO)
und die Beschränkung der Anzahl von Vollgeschossen für die genannten Teilgebiete, also mit
Ausnahme der bestehenden Tischlerei, Teilgebiet WA 5) unter den vorgenannten Aspekten
für erforderlich erachtet.
Sie soll einerseits eine nach heutigen Gesichtspunkten wirtschaftliche Ausnutzung der Gebäu-
dekubatur ermöglichen und andererseits eine angemessene Anpassung an die Örtlichkeit und
zu den angrenzenden Nachbargrundstücken außerhalb des Plangebiets im Norden und Wes-
ten sicherstellen.
 Dies betrifft insbesondere eine geplante und mögliche Bebauung des Entwicklungspo-

tentials (lt. Flächennutzungsplanung) im östlichen Bereich des Plangebiets mit Bezug
zum „Eiderweg“ (vgl. hierzu auch vorangestellte Abb. 6 und folgende Ausführungen).

Mit der „Entwurfsplanung“ erfolgt die Festsetzung des unteren Höhenbezugspunktes
o für die drei geplanten und für die beiden vorhandenen Baugrundstücke (vgl. hierzu auch

die vorangestellte Abb. 7) und demzufolge für jede überbaubare Grundstücksfläche mit
Höhenangabe über Normal Null (NHN), worauf sich dann die Höhenfestsetzungen (WH
max. und FH max.) entsprechend den Festsetzungen in den Nutzungsschablonen (in
der Planzeichnung) bezieht.
 Somit kann einerseits sichergestellt werden, dass die bestehende Bebauung am

„Eiderweg“ in ihrem heutigen jeweiligen Bestand gesichert werden kann und zukünf-
tig keine höhere Bebauung in diesem Bereich entstehen wird und andererseits die
geplante Bebauung im Osten sich in die örtliche Topographie entsprechend dem
örtlichen Aufmaß einfügen wird.

 Die geplante Bebauung wird auf ein Vollgeschoss mit ausbaufähigem Dachge-
schoss beschränkt, sodass sich diese in die umgebende Wohnbebauung (vgl. Be-
standssituation mit den Abb. 3c, Abb. 3e und Abb. 3f) einfügen wird.

In den „Entwurf“ wird zudem eine Festsetzung aufgenommen, wonach
o die Errichtung von Sonnenkollektoren innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohn-

gebiets (WA) auf den Dächern der Hauptbaukörper und auch auf den baugebietstypi-
schen Nebenanlagen allgemein zulässig ist, wobei die festgesetzte höchstzulässige
Firsthöhe der Hauptbaukörper ausschließlich für diese Nutzung um 0,5 m überschritten
werden darf.
 Diese Festsetzung sichert für den Bestand und gleichermaßen auch für die Planung

die Möglichkeit Maßnahmen zur Stromgewinnung ohne weiteren Nachteil, bezogen
auf die Firsthöhe und dementsprechend für den Dachgeschossausbau, umsetzen
zu können.
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Die Lage der überbaubaren Flächen und die Positionierung der geplanten Gebäude
(vgl. auch Abb. 6) in Verbindung mit dem nach Süden abfallenden Gelände lässt
eine Nord-Süd-Ausrichtung und somit eine optimale Nutzung der Sonneneinstrah-
lung zu.

Bauweise:
(§ 22 Abs. 1 und 4 BauNVO)
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes ist auch unter Beachtung der Zielsetzungen aus
dem Ursprungs-Bebauungsplan eine offene Bauweise > o < zum Erhalt und Weiterentwicklung
der Siedlungs- und Nutzungsstruktur im Bereich „Schulstraße / Eiderweg“ sowie zum Schutz
und zur Fortentwicklung des Orts- und Landschaftsbildes festgesetzt.
Aus der Bestandssituation am „Eiderweg“ ergeben sich jedoch für die dort vorhandene Bebau-
ung entgegen den bisherigen Festsetzungen des Ursprungs-Bebauungsplanes Nr. 4 eine von
der offenen abweichenden Bauweise, wonach

o innerhalb des Teilgebiets WA 5 das vorhandene Gebäude im östlichen Bereich die Min-
destabstandsflächen zum „Eiderweg“ bis auf 2,5 m unterschreiten
und

o die vorhandene Carportanlage des Grundstücks (B2) im räumlich funktionalen Zusam-
menhang mit dem Gebäudekomplex des Grundstücks (B1) steht und hierbei die Min-
destabstandsflächen unterschreiten darf.
 Damit soll sichergestellt werden, dass der heute bauliche Bestand in diesem Bereich

auch planungsrechtlich im Sinne der Bestandssicherung gesichert ist.

Anzahl der Wohnungen:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
Zum Erhalt und zur angemessenen Weiterentwicklung ortstypischer Wohnstrukturen wird in-
nerhalb des Plangebietes eine Begrenzung der zulässigen Wohnungen pro Wohngebäude
dahingehend vorgenommen, wonach maximal 2 Wohnungen pro Wohngebäude zulässig sein
werden.
Diese Festsetzung steht in direkter Verbindung mit der Festsetzung der überbaubaren Flächen
als „Baukörper-Festsetzung“ und den Festsetzungen zur Bauweise in den bisher unbebauten
Grundstücksbereichen, wonach in der offenen Bauweise nur Einzelhäuser zulässig sind sowie
der Festsetzung einer gestaffelten maximal zulässigen Grundfläche (GR max.).
Die Gemeinde Wattenbek geht davon aus, dass mit dieser Festsetzungskombination das vor-
genannte städtebauliche Ziel einer angemessenen Bebauungsdichte, bezogen auf das Ent-
wicklungspotential, erreicht werden kann.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft und zur Grünordnung:
(§ 1a Abs. 3 Satz 3 i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB)
Auf die ausführlichen Darlegungen und Erläuterungen zur Vermeidung, Minimierung und Kom-
pensation von Eingriffen in Natur und Landschaft wird an dieser Stelle auf den Umweltbericht
(Kapitel 18ff) und auf die Ausführungen in Kapitel 7 („Belange von Natur und Landschaft und
des Artenschutzes“) verwiesen.
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Die angestrebte Nachhaltigkeit zum Knick- bzw. zum Gehölzerhalt soll für den Plangeltungs-
bereich neben einer Festsetzung des Knicks und der Gehölzstrukturen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25
i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB erreicht werden durch die Festsetzung von privaten Grünflä-
chen nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB mit vorgelagertem Saumstreifen von rund 3,0 m Breite,
bezogen auf den Wallfuß, der freizuhalten ist von jeglicher Bebauung und Nutzung, wobei die
Versickerung unbelasteten Oberflächenwassers grundsätzlich möglich sein wird.
Zudem sollen die getroffenen Festsetzungen eine nachhaltige und ungestörte Entwicklung der
„Wälle mit Gehölzen“ ermöglichen.
Am östlichen Plangebietsrand werden innerhalb einer nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festge-
setzten Ausgleichsfläche Maßnahmen zur Ortsrandeingrünung und zur Knickneuanlage fest-
gesetzt. Ergänzend hierzu erfolgen auf den privaten Grundstücksflächen Festsetzungen mit
Anpflanzgeboten (Hecken).
Das Kompensationsdefizit, also die Eingriffe, die nicht im Plangebiet (Teilbereich 1) ausgegli-
chen werden können, wird mit der „Entwurfsplanung“ auf der in der Abb. 8c markierten Fläche
als „Teilbereich 2“ nachgewiesen und als zusätzlicher Teilbereich in die 4. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 4 aufgenommen.
Das Flurstück wird in Gänze nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB als Kompensationsfläche plan-
zeichnerisch und textlich festgesetzt. Der für diese Bebauungsplanänderung erforderliche
Ausgleich wird aus dieser Gesamtfläche abzulösen sein.
Mit Zuordnung dieser Kompensationsfläche gem. § 9 Abs. 1a BauGB zu den Eingriffen, die
nicht im Teilbereich 1 ausgeglichen werden können, ist die Kompensation planungsrechtlich
gesichert. Eine Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zugunsten der uNB ist
durch die Festsetzung im Bebauungsplan nicht (zusätzlich) erforderlich.

Örtliche Bauvorschriften:
(§ 86 LBO)
Im Sinne des „Einfügen und Weiterentwickeln“ in die umgebende Bebauungsstruktur werden
für die geplante Bebauung örtliche Bauvorschriften in Bezug auf die äußere Gestalt baulicher
Anlagen (z. B. Begrünung, Einfriedungen, befestigte Flächen, Dachneigung und Dachge-
schosse und Stellplatzschlüssel) gemäß § 86 Landesbauordnung (LBO`21) textlich nur inso-
weit festgesetzt, wie sie zum Erhalt bzw. zur Neugestaltung des Ortsbildes erforderlich sind.

Die Gemeinde Wattenbek lässt sich ansonsten von der Wahrung einer angemessenen „Bauf-
reiheit“ in diesem Planungsfall leiten und beabsichtigt nach dem derzeitigen Planungsstand
(„Entwurfsplanung“) nicht, weitergehend einschränkende Bauvorschriften in Bezug auf die äu-
ßere Gestaltung baulicher Anlagen und Grundstücksflächen vorzunehmen.

Die wesentlichen Regelungs- und Festsetzungserfordernisse zur Sicherung einer städtebau-
lich geordneten Entwicklung werden unter Einhaltung und Beachtung der äußeren Gegeben-
heiten eher in den Beschränkungen zum Maß der baulichen Nutzung (=> Bebauungsdichte)
und zur Höhe baulicher Anlagen, wie zuvor dargelegt, gesehen.

Anmerkung:
Im Hinblick auf eine älter werdende Bevölkerung und einer dementsprechenden Nachfrage
nach geeignetem Wohn- und Lebensraum möchte die Gemeinde Wattenbek die Grundstück-
seigentümer bzw. -erwerber für dieses Thema sensibilisieren und darauf aufmerksam machen,
im Rahmen der Hochbau- und Freiraumplanung schon jetzt an eine möglichst barrierefreie
Gestaltung innerhalb und außerhalb der Gebäude zu achten.
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In § 3 LBO`21 SH wird darauf hingewiesen, dass „Bei der Planung, Errichtung, Änderung und
Nutzungsänderung baulicher Anlagen und der Gestaltung von Grundstücken ... auf den Schutz
der natürlichen Grundlagen des Lebens sowie auf die besonderen Belange von Familien mit
Kindern, von alten Menschen sowie Menschen mit Behinderung durch den Grundsatz barrie-
refreien Bauens Rücksicht zu nehmen (ist)“.
Darüber hinaus regelt der § 49 Abs. 3 LBO`21 SH, dass „Neu errichtete Stellplätze und Gara-
gen ... von den zugeordneten Gebäuden aus barrierefrei erreichbar sein (sollen). Stellplätze
für Wohnungen und bauliche Anlagen nach § 50 LBO`21 SH müssen in ausreichender Anzahl
barrierefrei sein“.

7. Belange von Natur und Landschaft und des Artenschutzes
(§ 1a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 BauGB)
Mit der Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 wird teilweise eine Inan-
spruchnahme von bisher nicht bebauten Flächen im Außenbereich und eine Überplanung be-
bauter Flächen im Innenbereich verbunden sein.
Die für eine bauliche Entwicklung vorgesehenen Flächen werden während der Planaufstellung
als landwirtschaftliche Flächen genutzt (s. nachstehende Abb. 8a und Abb. 8b).
Die bebauten Flächen liegen am „Eiderweg“ und sind teilweise durch den Bebauungsplan Nr.
4 bzw. durch eine erteilte Baugenehmigung im heutigen Bestand gesichert.

Abb. 8a Blick vom östlichen Bereich des Plan-
gebiets auf die vorhandene Bebauung
Eiderweg Nr. 4 als Teil der Bestansüber-
planung

Abb. 8b Blick vom östlichen Planbereich über die
neu zu bebauenden Flächen auf die
Randbebauung im Westen und Norden
des Plangebiets

Nach den §§ 14 und 15 BNatSchG sind bei Bauleitplänen, die Eingriffe in Natur und Landschaft
erwarten lassen, hinsichtlich des Belanges von Naturschutz und Landschaftspflege das Ver-
meidungsgebot und die Ausgleichs- und Ersatzpflicht zu berücksichtigen und darüber im Rah-
men der Gesamtabwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB abschließend zu entscheiden.
Die Vorschrift stellt klar, dass die Entscheidung über Maßnahmen im Sinne des § 19 BNat-
SchG in der gemeindlichen Abwägung nach den materiellen und verfahrenstechnischen Vor-
schriften des BauGB erfolgen soll, also nach Abwägungsgrundsätzen und nicht nach Optimie-
rungsgrundsätzen, wobei stets eine volle Kompensation der Eingriffe durch geeignete Maß-
nahmen anzustreben ist, insbesondere dann, wenn der Ausgleich auch außerhalb des Plan-
gebiets erfolgen soll.
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Mit der Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 ist zur Beurteilung der pla-
nungsrechtlich zu erwartenden Eingriffssituation unter Würdigung der schutzgutbezogen zu
ermittelnden und zu bewertenden Belangen des Umweltschutzes im Rahmen des Umweltbe-
richts (vgl. Kapitel 18ff) die Erstellung einer qualifizierten Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung
ausreichend und im Umweltbericht integrierter Teil der Begründung.
Die untere Naturschutzbehörde des Kreises hat im Beteiligungsverfahren darauf hingewiesen,
dass neben dem Knick im Norden des Plangebiets gleichfalls eine mesophile Flachland-
mähwiese als gesetzlich besonders geschützter Biotop nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 Abs.
1. Nr. 6 LNatSchG Bestandteil des Plangeltungsbereichs (s. nachstehende Abb. 8c, links) ist.
Die Überlagerung von der Planzeichnung mit dem Kartierungsergebnis zur mesophilen Flach-
landmähwiese zeigt den Flächenanteil des Biotops innerhalb des Plangebiets, der auszu-
gleichen sein wird

Die Gemeinde Wattenbek verfolgt das Ziel, durch die Aufstellung der 4. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 4 auf Grundlage der geltenden Flächennutzungsplanung eine wohnbauliche
Entwicklung als Arrondierung der ländlich strukturierten Gemeinde im Eckbereich von „Schul-
straße“ und „Eiderweg“ planungsrechtlich zu gewährleisten und hierbei die Festsetzungen des
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 4 für diesen Bereich weiterzuentwickeln.
Maßnahmen der Grünordnung und der Landschaftspflege, die dazu dienen, die zu erwarten-
den Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder die Erhaltung und die
Neugestaltung des Landschaftsbildes auf den Grundstücken, auf denen die Eingriffe zu erwar-
ten sind, oder im sonstigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu mindern oder auszu-
gleichen [hier der Teilbereich 2], werden, soweit hierfür eine städtebaulich begründete Rechts-
grundlage nach § 9 Abs. 1 BauGB bzw. nach § 86 LBO besteht, planzeichnerisch und textlich
festgesetzt. Ansonsten erfolgt eine Übernahme in die Begründung als Empfehlung bzw. Hin-
weis an die privaten Grundstückseigentümer zur eigenverantwortlichen Beachtung.

Abb. 8c (Quelle: untere Naturschutzbehörde Kreis
Rendsburg-Eckernförde, 13.09.2024)

Abb. 8cc (Quelle: Christoph Jansen,
08.04.2025)
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Der im Zuge der Entwurfsplanung bilanzierte naturschutzrechtliche Kompensationsbedarf wird
teilweise innerhalb und überwiegend außerhalb des Plangebietes auf einer unmittelbar zum
Eingriffsort benachbart liegenden Fläche und im gleichen Naturraum erfolgen können (vgl.
nachstehende Abb. 8d und nachfolgende Abb. 8e und Abb. 8f).

Abb. 8d Plangebiet der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 (Teilgebiet 1) mit den vorge-
sehenen Maßnhamen zum Ersatz von Knickbeeinträchtigungen in Form einer Knickneu-
anlage am Eiderweg und Anlage einer naturnah als extensiv Dauergrünland zu entwickeln-
de Fläche zur Kompensation von Eingriffen in den Naturhaushalt, Teilbereich 2.

Abb. 8e Der „Eiderweg“ östlich des Plangebiets
kurz vor dem Wald auf der rechten
Seite mit der geplanten Knickneuanlage

Abb. 8f Blick vom Eiderweg auf die geplante
Ausgleichsfläche (Flurstück 4/4) mit
einem seitlich bestehenden Knick

(Quelle: Digitaler Atlas Nord 2024 mit Eintragungen von BIS·S im Juni 2024)

Teilbereich 1

Teilbereich 2
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Die Absicherung der Kompensationserfordernisse erfolgen einerseits gegenüber der unteren
Naturschutzbehörde durch Aufnahme dieser Kompensationsfläche als Teilbereich 2 in diese
Bebauungsplanänderung und andererseits gegenüber der plangebenden Gemeinde durch
eine vertragliche Regelung mit dem Träger des Vorhabens zur Übernahme der Kompensati-
onsverpflichtungen zu 100% zu seinen Lasten.

Im Umweltbericht wird dargelegt, welche Auswirkungen die Planung bzw. dessen Realisierung
auf die Belange von Natur und Landschaft einschließlich des Artenschutzes haben wird. Er-
forderliche Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation werden benannt
und werden letztendlich Eingang finden in der Satzung zur 4. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 4.
Der innerhalb des Plangebiets im Norden verbleibende Knickabschnitt wird als „Wall mit Ge-
hölzbewuchs“ innerhalb einer privaten Grünfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB i.V.m. § 9
Abs. 1 Nr. 25b BauGB festgesetzt (s. auch nachfolgende Abb. 8g) und somit „entwidmet“ mit
der Folge des Entfallens des Status als gesetzlich geschütztes Biotop.

Für diesen zu erhaltenden „Wali mit Gehölzbe-
wuchs“ ist gemäß Ziffer 5.2.2 des Erlasses des
MELUlR vom 20.17.2017 „Durchführungsbestim-
mungen zum Knickschutz“ ein Ausgleich im Ver-
hältnis 1:1 (Verlust : Neuanlage) nachzuweisen.

Maßnahmen
zur Kompensation der Knickverluste:
Entsprechend der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzie-
rung entsteht durch Knickentwidmungen das
Erfordernis von 37 m Knickneuanlage.
Am östlichen Rand des Plangebiets, Teilbereich 1,
ist als Maßnahme der Ortsrandeingrünung auf 25 m
Länge eine Knickneuanlage geplant, die zugleich
den neu herzustellenden Wendeplatz abschirmen
wird.
Das dann verbleibende Kompensationsdefizit von 12 m Knickneuanlage wird außerhalb des
Teilbereiches1, jedoch in unmittelbarer Nähe zum Eingriffsort erfolgen. Die Lage und der
räumliche Bezug zum Plangebiet sind den vorangestellten Abbildungen zu entnehmen. Die
hierfür erforderlich Flächenanteile stehen für eine solche Maßnahme zur Verfügung. Die im
östlichen Abschnitt des Eiderwegs (s. auch Abb. 8e) herzustellende Knickneuanlage weist
eine größere Länge als benötigt auf. Durch die Aufnahme der Fläche in die Bebauungsplanung
als Ausgleichsfläche besteht die Möglichkeit, auch anderen Eingriffen Ausgleichsmaßnahmen
nach § 9 Abs. 1a BauGB zuzuordnen.

(Quelle: „Entwurf“
BIS·S, 21.05.2025)

Abb. 8g

Abb. 8h
(Quelle: „Entwurf“
BIS·S, 21.05.2025)
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Ansonsten ist im Zusammenhang mit der gemeindlichen Planung zur Kenntnis zu nehmen,
dass

o Waldflächen im oder am Plangebiet bzw. in einer maßgeblichen Entfernung zum Plan-
gebiet nicht vorhanden sind,

o im Plangebiet keine Vorkommen von besonders geschützten Pflanzenarten mit einer
Relevanz für die Planung und von Pflanzen nach § 7 BNatSchG bekannt und aufgrund
der Nutzungsstruktur auch nicht zu erwarten sind,

o ein EU-Vogelschutzgebiet mit dafür zu schützenden Lebensräumen innerhalb einer re-
levanten Nähe nicht vorhanden ist,

o ein Schutzgebiet gemäß §§ 23 bis 29 BNatSchG im und am Plangebiet nicht vorhanden
ist und

o das FFH-Gebiet DE 1725-392 „Gebiet der Oberen Eider incl. Seen“ östlich des Plange-
biets bei Trennung durch weitere Ackerflächen liegt.
Aufgrund der Entfernung zur Eider und der Biotop- sowie der Nutzungsstruktur des Plan-
gebiets ist eine Betroffenheit der für das FFH-Gebiet genannten Lebensraumtypen der
Erhaltungsgegenstände nicht zu erwarten.

Hinweise und Empfehlungen
an die privaten Grundstückseigentümer:
Entsprechend den grünordnerischen Zielsetzungen und den Maßnahmen zur Vermeidung und
Minimierung von Eingriffen in die Schutzgüter werden folgende Hinweise und Empfehlungen
für die Umsetzung der Vorhaben an die privaten Grundstückseigentümer geben:
 Zur Erhaltung von Bäumen und Gehölzen sind grundsätzlich Maßnahmen zur Minimierung

und Vermeidung von Eingriffen nach der DIN18 920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbe-
ständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und der R-SBB „Richtlinien zum
Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen bei Baumaßnahmen“ sowie der ZTV-
Baumpflege „Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baum-
pflege“ umzusetzen, um die Voraussetzungen für eine Erhaltung der Bäume und Gehölze
zu schaffen.

 Die Grün- und Freiflächen und gärtnerisch zu gestaltenden Bereiche, die nicht für eine
bauliche und sonstige Nutzung vorgesehen bzw. zulässig sind, sollten naturbetont gepflegt
werden, z. B. durch das Zulassen von Spontanwuchs, den Verzicht auf häufiges Mähen
und den Verzicht auf Biozide und mineralische Dünger.

 Bei der Gestaltung der privaten Freiflächen ist auf das Anpflanzen von Ziergehölzen oder
Zierblumen mit erhöhtem Verwilderungspotential zu verzichten. Pflanzenarten, die als in-
vasive Neophyten gelten, dürfen nach der EU VO Nr. 1143/2014 keine Verwendung finden.

 Auffangen des anfallenden Niederschlagswasser auf den privaten Grundstücksflächen
und ggf. Nutzung als Brauchwasser oder zur Bewässerung der Freiflächen soweit es nicht
zur Versickerung gebracht wird.

 Für die Ausleuchtung von privaten und öffentlichen Straßen und Wege, von Grundstücks-
zufahrten und Stellplatzflächen sowie Gartenbereiche sollten LED- oder Natriumdampf-
Hochdrucklampen bzw. ähnliche insektenfreundliche Leuchtmittel verwendet werden, wo-
bei die Lichtlenkung ausschließlich in die Bereiche erfolgen sollte, die künstlich beleuchtet
werden müssen, sodass die Beleuchtung zu den Garten- und Freiflächen und zu den
Knicks abzuschirmen und zudem staubdicht auszubilden ist.
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Hinweise zu
Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung:
Die Auswirkungen auf das örtliche Klima können durch Maßnahmen beeinflusst werden, die
im unmittelbaren Zusammenhang mit der wohnbaulichen Arrondierung stehen und dem-
entsprechend auch ein zu betrachtender Belang in der Bebauungsplanung darstellen.
Die Maßnahmen vor Ort können mit der „Entwurfsplanung“ hier nachfolgend wie folgt benannt
werden:
 Die Verlegung einer Gasleitung wird nicht vorgenommen, so dass für die rückwärtig

geplante Wohnnutzung die Nutzung fossiler Brennstoffe eingeschränkt und mit einer
entsprechenden Festsetzung ausgeschlossen wird.

 Vollständige Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf den privaten
Grundstücksflächen und der neuen Wendeplatzanlage.

 Zum Schutz des Bodens und des Grundwassers (Regenwasserversickerung) ist die
Verwendung metallischer Dachflächen grundsätzlich unzulässig.

 Minimierung der Eingriffe in die Knickstruktur und Erhalt bestehender Knickstrecken im
Norden des Plangebiets und Ausweisung einer privaten Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung „Knick- und Wallschutzstreifen“.

 Entlang der zur offenen Landschaft entstehenden Seiten der geplanten Baugrundstücke
(1) bis (3) sind auf den privaten Grundstücksflächen jeweils Laubgehölzpflanzungen auf
mindestens 75 % der östlichen Grundstückskantenlänge herzustellen und dauerhaft zu
erhalten.

 Am östlichen Plangebietsrand ist innerhalb einer Maßnahmenflächen „NM 1“ als Maß-
nahme der „Ortsrandeingrünung“ ein Knick neu anzulegen und als geschütztes Biotop
dauerhaft zu erhalten.

 Darüber hinaus ist innerhalb der Maßnahmenflächen „NM 2“ als Maßnahme der „Orts-
randeingrünung“ eine Baumreihe mit insgesamt 8 Obstbäumen in regelmäßigen Ab-
ständen zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

 Knickneuanlage als Ersatzmaßnahme für die zu erwartenden Knickbeeinträchtigungen
und Ausgleichsmaßnahmen für die mit der Bebauung der Grundstücke (1) bis (3) und
der Wendeplatzanlage verbundenen Bodenversiegelungen in unmittelbarer Nähe zum
Eingriffsort innerhalb des Teilbereiches 2.

 Baumpflanzungen tragen zur Verbesserung des Kleinklimas bei (=> Vergleichmäßig-
ung durch Beschattung, Schutz vor Überhitzung, Staubbindung, Luftfeuchtigkeitsaus-
gleich).

 Auf den geplanten Grundstücken (1) bis (3) ist pro angefangene 500 m² Grundstücks-
fläche ein heimischer Laub- oder Obstbaum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten

 Dachflächen können mit Gründächern versehen werden (ergänzende Dämmwirkung,
Minderung der Temperaturschwankungen und Vergleichmäßigung der Luftfeuchtigkeit)

 Dachflächen können mit Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie ausgestattet werden
(Photovoltaik, Solarthermie), wodurch ein weiterer Beitrag zur Reduzierung der Energie-
gewinnung aus fossilen Energieträgern geleistet wird,

 Weiterhin wird der Einsatz von natürlichen, nachhaltigen Baustoffen empfohlen. Beton
mit oder ohne Stahlarmierung ist um ein Vielfaches schädlicher für die Klimabilanz als
zum Beispiel Kalksandsteine oder Holz. Sowohl der Beton als auch der Stahl sind
hochgradig treibhausgasrelevant.
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Beton besteht zu großen Teilen aus Zement. Dieser kommt in der Natur nicht vor und
muss in Werken gebrannt werden. Dabei entweicht Kohlenstoff. Sowohl bei Stahl als
auch bei Zement sind die Abfallprodukte Kohlendioxid und andere Treibhausgase wie
Methan und Lachgas, die noch klimarelevanter sind als CO2.

 Eine kompakte Bauform mit einem niedrigen A/V Verhältnisses (Oberfläche-zu-Volumen
-Verhältnis) ist empfehlenswert. Je kleiner das A/V-Verhältnis ist, umso geringer ist der
Energiebedarf. Eine verdichtete Bauform mit Flach-, Pult- oder Satteldach und geringen
Vor- und Rücksprüngen der Außenfläche ermöglichen einen geringen Energiebedarf.

 Wintergärten sollten nicht beheizbar sein, aber so in die Gebäudearchitektur integriert
werden, dass insbesondere in Frühjahr und Herbst die unter dem Glas entstehende
Wärme für die Wohnräume genutzt werden kann.

Vorstehende Erläuterungen sollen an dieser Stelle aufzeigen, dass die Gemeinde Wattenbek
mit der Planung und bereits mit der „Vorentwurfsplanung“ eine Vielzahl von Festsetzungen
und Regelungen getroffen hat, um dem Klimaschutz und der mit der vorgenommenen Planung
einhergehenden Versiegelung Rechnung zu tragen, um so auch den privaten Bewohnerinnen
und Bewohnern im Sinne des § 13 Bundes Klimaschutgesetz ein Vorbild sein zu können.

8. Immissionsschutz
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
Verkehrslärm
Die Gemeinde Wattenbek geht aufgrund der das Plangebiet umgebenen Wohnbebauungen
und zugleich aufgrund der zur „Schulstraße“ (K 8) abgesetzten Lage davon aus, dass die ge-
planten Wohnnutzungen am östlichen Rand der bebauten Ortslage mit Ausrichtung auf die
offene Landschaft hinreichend gegenüber einem möglichen Verkehrslärm geschützt sind. Ver-
kehrsbelastungen auf dem „Eiderweg“ sind nicht zu erwarten, da es sich um eine Sackgasse
handelt.
Zudem führen die Anforderungen an den Wärmeschutz (Isolierverglasung) bereits zu einer
wesentlichen Abschirmung der Innenräume vor den äußeren Geräuscheinflüssen, so dass
nach planerischem Verständnis seitens der Gemeinde zusätzliche Maßnahmen nicht erforder-
lich werden und durch die Gebäudestellung bzw. Grundrissgestaltung ggf. im Einzelfall wei-
terführend optimiert werden können.
Gewerbelärm
Für das bauaufsichtliche Verfahren zur Errichtung des Wohnhauses Eiderweg Nr. 4 wurde ein
Schallgutachten mit Datum vom 30.10.1998 erstellt, welches auch Maßgabe der Baugeneh-
migung geworden ist.
Die Untersuchungen im Rahmen dieses Gutachtens ergaben, dass sowohl beim Betriebszu-
stand der Tischlerei (in 1998) als auch bei einem möglichen Vollastbetrieb der vom Amt Bor-
desholm-Land vorgegebene Immissionsrichtwert von tagsüber 55 dB(A) ab einer Entfernung
von 8 m von der Grundstücksgrenze unterschritten wird.
Ergänzend wurde seinerzeit eine 55 dB(A)-Isophone (Linie gleicher Beurteilungspegel) für das
Gebiet der Tischlerei und das östlich angrenzende Grundstück, heute Eiderweg Nr. 4, berech-
net. Die Isophone ist in der nachfolgenden Abb. 9 dargestellt. Sie gilt bei Vollastbetrieb der
Tischlerei (Aufpunkthöhe = 5 m) unter der Annahme, dass die Tür des Bankraumes und das
Tor des Maschinenraumes während 50 % der Betriebszeit geöffnet sind.
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Die Abbildung zeigt, dass auf dem überwiegenden Teil des
Grundstücks Eiderweg Nr. 4 der Immissionsrichtwert von
tagsüber 55 dB(A) entweder eingehalten oder unterschritten
wird. Nachts wird nicht gearbeitet.
Mit diesem gutachterlichen Ergebnis lässt sich für das Plan-
gebiet im Bestand und für die Planung ableiten, dass Belas-
tungen aus Gewerbelärm nicht vorliegen werden.

9. Verkehr
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und 21 BauGB)

9.1 Anbindung an das öffentliche Straßennetz
Die Anbindung der für eine Bebauung vorgesehenen rückwärtigen Grundstücksflächen soll
entsprechend der Beratung und Beschlussfassung zum „Vorentwurf“ für die geplanten Grund-
stücke (1) bis (3) ausschließlich von der Gemeindestraße „Eiderweg“ erfolgen.
Die Anbindung an das überörtliche Straßennetz erfolgt mit Anbindung an die „Schulstraße“,
weiter über die Brügger Chaussee und die Landesstraße L 49 an das Autobahndreieck Bor-
desholm (A7).

9.2 Äußere Plangebietserschließung
Die innerhalb des Geltungsbereichs dieses Änderungsverfahrens gelegene vorhandene Be-
bauung wird grundstücksbezogen über die Gemeindestraße „Eiderweg“ erschlossen. Die be-
stehenden Grundstückszufahrten werden aufgrund dieses Planänderungsverfahrens ursäch-
lich nicht verändert.

Die geplante Bebauung im Osten des Plangebiets erfolgt von der Gemeindestraße „Eiderweg“
aus, der heute „stumpf“ auf Höhe der geplanten Wohnbebauung ohne Wendemöglichkeit en-
det. Mit Erschließung der geplanten Wohnbaugrundstücke (s. auch Abb.6) ist die Errichtung
einer Wendeplatzanlage erforderlich(s. vorangestellte Abb. 10a), um den Belangen der Ab-
fallwirtschaft und den Notfallfahrzeugen gerecht werden zu können.

Abb. 10a

(Quelle: „Entwurf“
BIS·S, 21.05.2025)

Abb. 10b

(Quelle: „Vorplanung“
W², 07.05.2025)
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Mit der „Entwurfsplanung“ hat die Gemeinde Wattenbek zusammen mit dem Träger des Vor-
habens die Ausgestaltung dieser Wendeplatzanlage (s. vorangestellte Abb. 10b und nach-
folgende Abb. 10c sowie auch als Anlage zu dieser Begründung) erarbeitet. Die abschließen-
de Ausgestaltung bleibt der weiteren politischen Willensbildung vorbehalten und findet seinen
Abschluss in dem vor dem Satzungsbeschluss zu schließenden Erschließungsvertrag.

Der Bereich der geplanten Wendeplatzanlage, der nördlich an den Gemeindeweg „Eiderweg“
anschließt, wird in der für Müll- und Notfallfahrzeuge notwendigen Flächengröße mit Rasen-
gittersteinen als oberflächiger Abschluss hergestellt (s. vorangestellte Abb. 10c). Das nicht
direkt zur Versickerung zu bringende Oberflächenwasser wird mittels einer 3-reihigen Beton-
pflasterrinne einem Sickerschacht (s.“blauer Punkt“ auf Abb. 10b) zugeführt. Die heutige Ban-
kette an der nördlichen Straßenseite vom „Eiderweg“ wird ebenfalls mit Rasergittersteinen
belastungsfähig ausgebaut.
Die Umsetzung und die dauerhafte technische Unterhaltung dieses Straßenbauvorhabens
sowie weitere Details werden vor Satzungsbeschluss in einem noch zu schließenden Vertrag
zwischen der Gemeinde Wattenbek und dem Träger des Vorhabens zu vereinbaren sein.

Im Bebauungsplan erfolgt in der Planzeichnung (Teil A) eine Festsetzung dieser Verkehrsflä-
che nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB.

9.3 Innere Plangebietserschließung
Zur Verringerung des Erschließungsaufwandes und möglicher öffentlicher Verkehrsflächen
sollen die rückwärtig gelegenen Baugrundstücke mittels eines privaten Wohnweges erschlos-
sen werden, wie z. B. in der nachfolgenden Abb. 10d dargestellt.
Für die mittels der privaten Wohnwegerschließungen zu erschließenden Grundstücksflächen
gilt, dass

Abb. 10c

(Quelle: „Vorplanung“ W², 07.05.2025)
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- die somit verkehrlich angebundenen
Wohnbaugrundstücke über ein Geh-,
Fahr- und Leitungsrecht (G-F-L-
Recht) zugunsten der entsprechen-
den Anlieger und zugunsten der Ver-
und Entsorgungsträger planzeichne-
risch festgesetzt und durch entspre-
chende Baulasten realisierungsbezo-
gen tatsächlich zu sichern sind,

- im Verfahren der Genehmigungsfrei-
stellung (§ 68 LBO) die Eintragung
einer Baulast grundsätzlich vor An-
tragstellung erforderlich ist,

- die privaten Wohnwegerschließun-
gen mit einem Regelquerschnitt von
3,5 m bis 3,0 m Breite vorgesehen
und dementsprechend so in der Sat-
zung zur 4. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 4 nach § 9 Abs. 1
Nr. 21 BauGB festgesetzt werden
und

- der Müllstandplatz der drei geplanten
Baugrundstücke im Einzugsbereich
an bzw. innerhalb der öffentlichen
Straßenfläche liegt und durch eine
entsprechende Festsetzung und Zu-
ordnung den Baugrundstücken zuge-
ordnet ist.

9.4 Stellplatznachweis und sonstige Maßnahmen
Die Anzahl notwendiger Stellplätze ist gemäß Landesbauordnung auf den privaten Grundstü-
cken nachzuweisen.
Die Einhaltung der höchstzulässigen Grundfläche für Stellplätze, Carports, und Garagen mit
deren Zufahrten und Nebenanlagen, wie es planungsrechtlich im Text (Teil B) des Bebauungs-
planes festgesetzt ist, obliegt dem Nachweis im jeweiligen Bauantragsverfahren.

Die Gemeinde Wattenbek wird im Zuge dieses Planaufstellungsverfahrens (vor dem Sat-
zungsbeschluss) abschließend von der Möglichkeit, nach § 86 der LBO die Anzahl von auf
privaten Grundstücken nachzuweisenden Stellplätzen festzulegen, Gebrauch machen und
eine entsprechende Vorschrift in die B-Plan-Satzung aufnehmen.
Nach dem Planungstand („Entwurf“) sind je realisierte Wohneinheit (WE) 2 Stellplatzflächen
auf dem betroffenen Grundstück herzustellen.

Abb. 10d

(Quelle: „Entwurf“
BIS·S, 08.05.2025)
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Aufgrund der besonderen Planungssituation einer Bebauung rückwärtiger Grundstücksteilflä-
chen, der teilweise auch kleinen Grundstücksfläche, z.B. Grundstück (3) und der örtlichen Ge-
ländesituation könnte auch eine Reduzierung des o.g. Stellplatzschlüssels noch erfolgen und
wird im weiteren Planaufstellungsverfahren weiterführend diskutiert werden.

10. Ver- und Entsorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)
Die Baugrundstücke innerhalb des Plangebiets werden bzw. sind aufgrund ihrer Bestandssi-
tuation an das vorhandene Leitungsnetz im Bereich der angrenzenden Bebauung an die
„Schulstraße“ bzw. teilweise auch an den „Eiderweg“ angeschlossen.

10.1 Schmutzwasserentsorgung
Die Schmutzwasserentsorgung wird in der Gemeinde Wattenbek durch den Abwasserzweck-
verband Bordesholm geregelt. Die Mehrbelastungen aus Schmutzfracht und Mehrabfluss
durch die drei neuen Baugrundstücke können durch die Ortsentwässerung und die ortsnahe
Kläranlage in der Nachbargemeinde Reesdorf aufgenommen werden.
Alle Grundstücksteilflächen, die aufgrund einer Bestandssituation noch nicht angeschlossen
sind, sind mit Anschluss- und Benutzungszwang an die zentrale Ortsentwässerung anzu-
schließen.
Grundsätzlich ist der jeweilige bzw. zukünftige Grundstückseigentümer der bisher nicht be-
bauten Grundstücksteilflächen, die für eine Bebauung nunmehr vorgesehen sind, verpflichtet,
entsprechend der jeweiligen Höhensituation, den Anschluss an das örtliche Schmutzwasser-
netz sicherzustellen.

10.2 Frischwasserversorgung
Die bebauten Bereiche sind und die zur Bebauung vorgesehenen Bereiche des Plangebiets
werden an die örtliche Frischwasserversorgung der Gemeindewerke Wattenbek mit An-
schluss- und Benutzungszwang für alle Grundstücke angeschlossen.

10.3 Regenwasserentsorgung
In der Gemeinde Wattenbek wird ein Trennsystem betrieben. In der Generalentwässerungs-
planung der Gemeinde ist die Plangebietsfläche in Bezug auf die Regenwasserentsorgung
nicht als bebaubare Fläche berücksichtigt worden.
Grundsätzlich ist bei der Entsorgung von Regenwasser zu prüfen, ob eine Versickerung im
Plangebiet möglich ist.
Aufgrund der vorliegenden Bodenverhältnisse, die im Rahmen einer „Baugrundbeurteilung“ (s.
auch als Anlage zu dieser Begründung) weiterführend untersucht worden sind, ist für das ge-
samte Plangebiet die vollständige Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers von
Dach- und Zufahrts- und Wegeflächen für die Privatgrundstücke und für die geplante Wende-
platzanlage geplant.
Die Untersuchungsergebnisse stellen sich wie folgt dar:
 Die unterhalb des Mutter-/0berbodens zunächst anstehenden Geschiebelehme sind

gemäß DIN 18130 als schwach durchlässig bis sehr schwach durchlässig einzustufen.
Die folgend anstehenden Sande stellen eine durchlässige Bodenart dar.
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 Eine Versickerung von Niederschlagswasser ist aus geotechnischer Sicht grundsätz-
lich möglich. Aufgrund des Geschiebelehms ist allerdings von Einschränkungen aus-
zugeben bzw. werden teilweise Bodenersatzmaßnahmen (Austausch des Geschiebe-
lehms durch durchlässige Sande) notwendig oder sollten lokal Schachtversickerungen
zum durchteufen des Geschiebelehms konzipiert werden.

 Gemäß dem Arbeitsblatt A 138 der DWA ist ein Mindestabstand zwischen der Unter-
kante der Versickerungsanlage und dem mittleren höchsten Grundwasserstand ± 1,00
m einzuhalten.
Im Zuge der Feldarbeiten wurden Wasserstände von rd. 5,30 m und 5,60 m unter Ge-
ländeoberfläche festgestellt. Hierbei ist von Grundwasser auszugehen, das sich in den
Sanden frei einpendeln kann. Schwankungen um mehrere Dezimeter sowie aufstau-
endes Schichten- und Sickerwasser in/über dem Geschiebelehm, jahreszeitlich- und
witterungsbedingt, sind zu erwarten.

 Die Ausbildung und Bemessung von Versickerungsanlagen muss unter Beachtung des
Arbeitsblattes A 138 der DWA erfolgen.

 Nachbarschaftsrechtliche Belange sind zu berücksichtigen.

Das dem „Entwurf“ für diese Maßnahme der wohnbaulichen Arrondierung zugrunde liegende
Regenwasserentwässerungskonzept umfasst folgende Details:
 Für die privaten Bereiche, die heute noch nicht bebaut sind, also im östlichen Planbe-

reich, ist vorgesehen, den üblichen Nachweis der Versickerungsanlagen für ein 5-jährli-
ches Regenereignis zu fordern. Die privaten Zufahrtsbereiche sollten teils gepflastert und
teils mit Befestigungen z.B. aus Rasenwabenplatten vorgesehen werden, um eine voll-
ständige Flächenversickerung auch in diesen Bereichen erreichen zu können.

 Die Auslegung der Regenwasserversickerung hat nach den einschlägigen Merkblättern
der DWA (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V.) in der
jeweils aktuellen Fassung zu erfolgen.
Der Nachweis ist im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfahrens durch den Antragsteller
zu führen.

 Durch die Vorgabe „vollständige Versickerung des im Plangebiet anfallenden Nieder-
schlagswassers“ wird die Gemeinde Wattenbek die Pflicht und Art zur Abwasserbeseiti-
gung festschreiben.

Abb. 10e (Quelle: GSB, Baugrundbeurteilung, 17.12.2024)
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Nach § 44 Abs. 4 LWG Schleswig-Holstein, kann die Satzungsregelung als Festsetzung
in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Wird keine Festsetzung im Bebauungs-
plan aufgenommen, könnte im äußersten Fall ein Grundstückseigentümer sein Oberflä-
chenwasser über einen Kanal ableiten wollen und die Gemeinde Wattenbek stünde dann
in der Pflicht der Abwasserbeseitigung.
 Die Gemeinde Wattenbek wird in die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 eine

planungsrechtliche Festsetzung derart aufnehmen, wonach das unbelastete Ober-
flächenwasser auf den privaten Grundstücken zur Versickerung zu bringen ist.

 Zum Schutz des Bodens und des Grundwassers ist die Verwendung metallischer
Dachflächen unzulässig, sofern diese Dachflächen nicht mit einem Schutzlack oder
Ähnlichem versehen sind.

Gemäß der EU-Wasserrahmenrichtlinie und Erlass „A-RW 1“ vom 10.10.2019 ist bei der Bau-
leitplanung besonderes Augenmerk auf die Niederschlagsbeseitigung zu richten. Die Untere
Wasserbehörde prüft, in wie weit in die Ursprungsflächen für Versickerung, Verdunstung und
Abfluss in ein Oberflächengewässer eingegriffen wird und ob die nach der Erschließung ver-
bleibenden Flächen, siehe nachstehende Flächenbilanz, ausreichend für die Versickerung
bzw. Verdunstung sind.
Die Gemeinde Wattenbek geht mit der nunmehr vorgelegten „Entwurfsplanung“ davon aus,
dass mit den insgesamt getroffenen Maßnahmen zur vollständigen Versickerung und zur Re-
duzierung der Flächenversiegelung der Wasserhaushaltsbilanz angemessen Rechnung ge-
tragen worden ist.

Die untere Wasserbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde weist in ihrer Stellungnahme
vom 13.09.2024 (s. Quellenverzeichnis) darauf hin, dass

 gemäß der EU-Wasserrahmenrichtlinie und des Erlasses A-RW 1 vom 10.10.2019 bei der
Flächennutzungs- und Bebauungsplanaufstellung besonderes Augenmerk auf die Nieder-
schlagswasserbeseitigung zu richten ist. Dabei ist zu beachten, dass der natürliche Was-
serhaushalt der potentiell natürlichen Ursprungsflächen als Versickerung, Verdunstung
und Abfluss in ein Oberflächengewässer nicht relevant verändert werden darf.

 Das bedeutet, dass der Oberflächenabfluss von zu befestigenden Flächen auf den land-
wirtschaftlichen Abfluss vermindert und die Versickerung und insbesondere die Verduns-
tung auf dem Grundstück bzw. im Bebauungsplangebiet gegenüber den bisherigen kon-
ventionellen Planungen erhöht werden müssen.

 Dazu ist eine Berechnung der Verhältnisse mit dem Berechnungsprogramm A-RW 1 des
Landesamtes (ehem. LLUR) durchzuführen und der UWB vor Rechtskrafterlangung der
Bauleitplanung vorzulegen. Die Randbedingungen (GRZ, Gründächer, Versickerungsflä-
chen) sind im Bebauungsplan festzulegen.

 Um die geplante vollständige Versickerung prüfen zu können ist im Rahmen der Planung
eine Boden- und Baugrunduntersuchung vorzulegen.

Kerngedanke der o.g. Vorschrift ist dabei der Erhalt des potenziell naturnahen Wasserhaus-
haltes, so dass die hydrologischen und hydraulischen Auswirkungen auf den ökologischen
Zustand in Fließgewässern durch urbane Regenwassereinleitungen gering sind. Auch sollen
Veränderungen der Grundwasserstände durch Bebauungen vermieden werden.

Je nach Größe der Abweichung vom potenziell naturnahen Wasserhaushalt gilt der Wasser-
haushalt durch den baulichen Eingriff als „weitgehend natürlich erhalten“ oder „deutlich bzw.
extrem geschädigt“ (Fall 1 - 3).
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Demzufolge sind die Eingriffe durch die Neubebauung soweit wie möglich durch Vorgaben für
die Niederschlagswasserbeseitigung (Versickerung usw.) in den Festsetzungen der Bauleit-
planung zu minimieren.

Die Gemeinde Wattenbek hat unter Berücksichtigung der vorangestellten Hinweise der unte-
ren Wasserbehörde des Kreises Rendsburg-Eckern zunächst eine Baugrundbeurteilung (s.
auch als Anlage zu dieser Begründung) vornehmen lassen und dann eine „Berechnung der
Wasserhaushaltsbilanz (Zusammenfassung) - Ausgabeprotokoll des Berechnungsprogram-
mes A-RW 1“ als Nachweis zu den Anforderungen an die Wasserhaushaltsbilanz nach „A-
RW-1“ (s. ebenso als Anlage zu dieser Begründung) erstellen lassen.

Danach ergeben sich entsprechend der planerischen Bewertung der Ergebnisse durch die
Gemeinde Wattenbek folgende Maßnahmen zur Reduzierung der Beeinträchtigungen:

Bestandbebauung Bereich WA 4 bis WA 5:
 Aufgrund des baulichen Bestandes sind keine Änderungen / Vorgaben über das pla-

nungsrechtliche Maß des Ursprungs-Bebauungsplanes Nr. 4 geplant, wobei
- auch für die Bestandsbebauung gilt, dass das auf den privaten Grundstücksflächen

sowie deren Zufahrten anfallende Niederschlagswasser und das Dachflächenwasser
schadlos auf den privaten Grundstücksflächen zur Versickerung zu bringen ist und

- die am östlichen Rand des Teilgebiets WA 4 bestehende Laubholzhecke zu erhalten
ist.

Neubebauung Bereich WA 1 bis WA 3:

 Eine Erhöhung der Verdunstungsrate kann und soll durch die Festsetzung / Umsetzung
von folgenden Pflanz- und Erhaltungsmaßnahmen erreicht werden:
- Erhalt der vorhandenen Knickstrecken am nördlichen Plangebietsrand als Wall mit

Gehölzen,
- Pflanzung und dauerhafter Erhalt
 von einem heimischen Laub- oder Obstbaum pro angefangene 500 m² Grund-

stücksfläche,
 Laubgehölzpflanzungen auf mindestens 75 % der östlichen Grundstückskanten-

länge der geplanten Baugrundstücke (1) bis (3),
 von insgesamt 8 Obstbäumen in regelmäßigen Ab-ständen als Maßnahme der

„Ortsrandeingrünung“ innerhalb einer 5,0 m breiten Ausgleichsfläche,
 einer 25 m messenden Knickneuanlage innerhalb einer 5,0 m breiten Ausgleichs-

fläche
- Zur Förderung einer naturnahen Gestaltung der Gärten, insbesondere der Vorgarten-

zone ist die Anlage eines „modernen, unkrautfreien und vermeidlich pflegeleichten
Schottergartens“ untersagt. Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind gem. §
8 Abs. 1 LBO, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt werden,
gärtnerisch anzulegen und zu begrünen.

 Auf den privaten Grundstücksflächen der Neubebauung sind Stellplätze, Zufahrten und
Wege in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Für die Oberflächenge-
staltung dieser Flächen sind kleinteilige Materialien mit offenen Fugen zu verwenden.

 Das innerhalb des Plangebietes auf den privaten Grundstücksflächen sowie deren Zu-
fahrten anfallende Niederschlagswasser und das Dachflächenwasser ist schadlos auf
den privaten Grundstücksflächen zur Versickerung zu bringen.
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- Der restliche Abfluss ist vor Versickerung (Sickerschacht) über eine dezentrale Be-
handlungsanlage mit allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung DIBt zu leiten. Hier bie-
ten sich entsprechende Reinigungsabläufe oder substratgefüllte Abflussrinnen an. Al-
ternativ Sickerschacht Typ B mit vorgeschaltetem Absetzschacht.

10.4 Telekommunikation
Grundsätzlich ist zugunsten eines Kommunikationsanbieters darauf zu achten, dass geeignete
und ausreichend dimensionierte Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,30
m bis 0,40 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien im Bereich der privaten
Wohnwegerschließung vorgesehen werden.
Für die evtl. erforderliche Einrichtung von Glasfaserinfrastrukturen in den Gebäuden innerhalb
des Plangebiets sollten Leerrohre vorgehalten werden.
Auf der privaten Wohnwegerschließung (mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belastete Flä-
chen) ist ein Leitungsrecht zugunsten des Kommunikationsunternehmens einzuräumen und
im Grundbuch einzutragen. Dies wird seitens des Grundstückseigentümers im Rahmen der
Grundstücksteilung und der Erstellung der Grundbücher in dem erforderlichen Maße, auch für
die übrigen Ver- und Entsorgungsbetriebe, vorgenommen.
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das Merkblatt über „Baumstandorte und unterirdi-
sche Ver- und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsanstalt für Straßen- und Verkehrswesen,
Ausgabe 08.1989, zu beachten.
Sofern neue Gebäude an das Telekommunikationsnetz der Telekom angeschlossen werden
sollen, muss sich der Bauherr frühzeitig (mind. 6 Monate vor Baubeginn) mit unserem Bauher-
renservice oder über das Kontaktformular im Internet in Verbindung setzen

10.5 Strom- und Wärmeversorgung
Zur Versorgung des Gebietes ist ein Netzausbau erforderlich. Vorsorglich weist die Schleswig-
Holstein Netz AG mit Schreiben vom 06.09.2025 darauf hin, dass die SH Netz AG aufgrund
der aktuellen Entwicklungen im Bereich der Elektromobilität und Wärmeversorgung, Aussagen
zur elektrischen Versorgung, beispielsweise benötigte Grundstückflächen für das Stellen einer
oder mehrerer Transformatorenstation(en) erst nach Bekanntgabe der benötigten Leistung
treffen können.
Hierzu ist es erforderlich, dass die ausführende Partnerfirma, die SWN Stadtwerke Neumüns-
ter GmbH, frühzeitig in etwaige, die Versorgungsleitungen betreffenden Planungen durch den
Träger des Vorhabens mit einzubinden ist.

Die Wärmeerzeugung im Bereich des Neubaus wird seitens der privaten Grundstückseigen-
tümer zwischenzeitlich in der Regel über regenerative Energien (Wärmepumpen etc.) erfolgen.
Bei Durchführung der Arbeiten ist die Richtlinie zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitun-
gen der Schleswig-Holstein Netz AG zu beachten. Die Anpflanzung von Bäumen und Sträu-
chern im Bereich der Leitungstrassen ist mit dem Versorgungsträger abzustimmen. Das di-
rekte Bepflanzen von Energietrassen sollte grundsätzlich vermieden werden.

10.6 Medienversorgung
Die Versorgung mit Breitband kann durch die Stadtwerke Neumünster sichergestellt werden.
Es können aber auch andere Anbieter wie die Telekom diese Leistungen vor Ort übernehmen.
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10.7 Abfallbeseitigung
Die Abfallbeseitigung ist Aufgabe des Kreises Rendsburg-Eckernförde und wird zentral mit
Anschluss- und Benutzungszwang für das Plangebiet geregelt. Die Abfälle sind innerhalb des
Plangebiets in festen Behältern zu sammeln und am Tage der Abfuhr an die öffentliche Ver-
kehrsfläche an den hierfür vorgesehenen Standort zu stellen.
Die Anforderungen an die von Müllfahrzeugen befahrende Straße, hier „Eiderweg“, ist vorhan-
den und wird derzeit und fortlaufend von der Müllabfuhr / den Entsorgungsfahrzeugen genutzt
ohne das hiermit Unfallrisiken verbunden wären.

Der Wendeplatz mit den erforderlichen Schleppkurven für ein dreiachsige Müllfahrzeug, ent-
spricht ebenso einem Feuerwehrfahrzeug, wurde bei der Straßenbauplanung berücksichtigt
(s. nachfolgende Abb. 10f und auch als Anlage zu dieser Begründung). Einbauten bzw. Park-
plätze innerhalb des Wendeplatzes sind nicht geplant.

11. Brandschutz
Der aktive Brandschutz wird sichergestellt durch die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Wat-
tenbek und durch die Feuerwehren der Nachbargemeinden in Form der nachbarschaftlichen
Löschhilfe.
Die Löschwasserversorgung ist durch die Entnahme aus dem Trinkwassernetz gesichert. Es
können 48 m³/h zur Verfügung gestellt werden.
Die erforderlichen Hydrantenabstände und die Bereitstellung von Löschwasser mit der erfor-
derlichen Leistung aus der zentralen Frischwasserversorgung entsprechend den technischen
Anforderungen nach Arbeitsblatt DVGW-W-405 und nach Maßgabe des Erlasses des Innen-
ministeriums vom 30.08.2010 (IV-334-166-701.400) sind, sofern erforderlich, von der Ge-
meinde Wattenbek darzustellen sein.
Aufgrund der den Planbereich umgebenden baulichen Bestandssituation und des Vorha-
bencharakters einer kleinen wohnbaulichen Maßnahme der „Arrondierung“ ist keine grund-
sätzliche Veränderung der bisherigen Situation zum vorbeugenden Brandschutz verbunden,
so dass kein zusätzlicher Regelungsbedarf seitens der Gemeinde Wattenbek besteht bzw. zu
erkennen ist.
Die Feuerwehrzufahrt ist grundsätzlich durch die Gemeindestraße „Eiderweg“ im Süden des
Plangebiets als gesichert anzunehmen.

(Quelle: „Vorplanung“  W², 07.05.2025)

Abb. 10f
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12. Erschließung und Maßnahmen zur Verwirklichung der 4. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 4 „Dorf“
Das Straßen- und Versorgungsnetz ist als äußere Erschließung mit der Kreisstraße „Schul-
straße“ im Westen und dem Gemeindeweg „Eiderweg“ im Süden vorhanden.
Die vorhandene Wohnbebauung im Westen außerhalb und im Süden innerhalb des Plange-
biets ist durch Einzelzufahrten von der „Schulstraße“ und vom „Eiderweg“ grundstücksbezo-
gen erschlossen. Durch dieses Änderungsverfahren werden für die Grundstücke keine er-
schließungstechnischen Maßnahmen ursächlich ausgelöst.
Die geplante Bebauung im Osten des Plangebiets wird ausschließlich vom Gemeindeweg „Ei-
derweg“ aus erschlossen (vgl. hierzu auch Abb. 3d, Abb. 10a bis Abb. 10f und die hierzu
erfolgten Ausführungen zur äußeren und inneren Erschließung).
Die mit der Erschließung der drei geplanten Baugrundstücke erforderlich werdenden tiefbau-
technischen Maßnahmen werden nachgeordnet zur Bebauungsplanung durch ein noch zu be-
auftragendes Ing.- Büro nachzuweisen und nach den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik entsprechend der gemeindlichen Beschlusslage herzustellen sein.

13. Nachrichtliche Übernahme

13.1 Knicks (§ 21 LNatSchG)
Der innerhalb des Plangebiets im Norden vorhandene Knickabschnitt ist nach § 21 LNatSchG
geschützt. Alle Maßnahmen, die zu einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung die-
ser geschützten Landschaftsbestandteile führen, sind verboten.
Pflegemaßnahmen („auf den Stock setzen“) sind entsprechend den gesetzlichen Regelungen
des Landesnaturschutzgesetzes durch den vorhandenen bzw. durch den zukünftigen Grund-
stückseigentümer fachgerecht auszuführen.
Der am nördlichen Plangebietsrand vorhandene Knickabschnitt wird entsprechend des Erlas-
ses „Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz“ vom 20.01.2017 infolge der künftigen
wohnbaulichen Nutzung die ökologischen Funktionen des Knicks vornehmlich erheblich stö-
ren. Gemäß Ziffer 5.2.1 des Knickerlasses sind Entwidmete, aber dennoch verbleibende und
aufgrund der Lage in Grünflächen „gestörte“ / beeinträchtigte Knicks im Verhältnis 1:1 (Eingriff
: Neuanlage) auszugleichen.
Der im Plangebiet vorhandene Knickabschnitt soll als „Wall mit Gehölzbewuchs“ innerhalb ei-
ner privaten Grünflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB i.V.m. mit einem Erhaltungsgebot
für Bäume und Sträucher nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB erhalten werden (vgl. Ziffer 5.2.2 des
Erlasses vom 20.01.2017 „Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz“).

Insgesamt resultiert nach dem Planungsstand des B-Plan-Entwurfs durch Knickentwidmungen
für die geplante rückwärtige Bebauung am „Eiderweg“ ein Kompensationserfordernis von 37
m Knickneuanlage.
Am östlichen Rand des Plangebiets ist als Maßnahme der Ortsrandeingrünung auf 25 m Länge
eine Knickneuanlage geplant, die zugleich den neu herzustellenden Wendeplatz abschirmen
wird (vgl. hierzu auch Abb. 8h).
Das dann verbleibende Kompensationsdefizit von 12 m Knickneuanlage kann und soll außer-
halb des Plangebiets, jedoch in unmittelbarer Nähe zum Eingriffsort erfolgen.
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Die Lage und der räumliche Bezug zum Plangebiet sind den vorangestellten Abbildungen zu
entnehmen. Die hierfür erforderlichen Flächenanteile stehen für eine solche Maßnahme zur
Verfügung. Die im östlichen Abschnitt des Eiderwegs (s. auch Abb. 8d) herzustellende Knick-
neuanlage weist eine größere Länge als benötigt auf, sodass beabsichtigt ist, hierzu für die
nicht benötigte Knickneuanlage ein „Knick-Ökokonto“ anzulegen. Durch die Aufnahme der Flä-
che als Teilbereich 2 in die Bebauungsplanung als Ausgleichsfläche besteht die Möglichkeit,
auch anderen Eingriffen Ausgleichsmaßnahmen nach § 9 Abs. 1a BauGB zuzuordnen

14. Bodenschutz

14.1 Vorsorgender Bodenschutz
Im Gegensatz zu einer Neuausweisung eines Baugebietes im Rahmen einer Änderung / Neu-
aufstellung des Flächennutzungsplanes, wo eine zulässige Nutzung neu bestimmt und damit
wesentlich die hierdurch zukünftig mögliche Belastung der Eigenschaften und spezifischen
Funktionen der anstehenden Böden gelenkt werden kann, wird im vorliegenden Planungsfall
auf Grundlage der vorbereitenden Bauleitplanung (Flächennutzungs- und Landschaftspla-
nung), in der die Fläche des Bebauungsplanes Nr. 4 und seiner östlichen Erweiterung bereits
als Wohnbaufläche dargestellt ist, die Bestandsbebauung am „Eiderweg“ und die kleine Ar-
rondierung unter planungsrechtlichen Aspekten zur Erreichung von Baurechten bearbeitet, so
dass z. B. Prüfungen von alternativ zu nutzenden bzw. auszuweisenden Flächen sich nicht
aufdrängen.
Die im Plangebiet anstehenden natürlichen Böden sind naturraumtypisch und weit verbreitet.
Besonders seltene, zu schützende oder empfindliche Böden wie Torfe oder Mudden kommen
nicht vor.
Auf der Ebene der Bebauungsplanung ergeben sich somit im vorliegenden Fall keine erkenn-
baren neuen Aspekte bezüglich einer Verschlechterung der Eigenschaften bzw. der Funktio-
nen der dort anstehenden Böden.

14.2 Nachsorgender Bodenschutz
Entsprechend den Erkenntnissen aus der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung sind
keine Verdachtsmomente für mögliche Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen / Alt-
standorte innerhalb des Planbereichs vorhanden und auch der Gemeinde Wattenbek bzw.
dem Grundstückseigentümer bekannt, können zunächst aber auch nicht grundsätzlich ausge-
schlossen werden.
Mutterboden im Sinne des BauGB ist fachgerecht zu behandeln, zwischenzulagern und mög-
lichst vor Ort wiederzuverwenden: im Zuge der Planrealisierung sind insbesondere die Vorga-
ben des § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“, der Bundesbodenschutzverordnung

(BBodSchV, § 6 und 7 „Allgemeine und Besondere Anforderungen an das Auf- oder Einbrin-
gen von Materialien auf oder in den Boden“) des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG,
§ 4 „Vorsorgeanforderung“) und des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG, u. a. § 2 „Geltungs-
bereich“ und § 6 „Abfallhierarchie“) einzuhalten.
Um den Vorsorgegrundsätzen der §§ 1, 4 und 7 des Bundesbodenschutzgesetzes nachkom-
men zu können, ist Folgendes in Rahmen der privaten Vorhabenrealisierung durch die Bau-
ausführenden zu berücksichtigen bzw. zu beachten:
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o Durch Bodenaufträge und Arbeitsfahrzeuge kann es zu Bodenschadverdichtungen kom-
men, wodurch das Gefüge sowie der Wasser- und Lufthaushalt des Bodens und damit
die vorhanden Bodenfunktionen beeinträchtigt werden können. Diese Bodenverdichtun-
gen sowie Versiegelungen sind zu vermeiden oder zu minimieren.

o Der Flächenverbrauch durch Baustelleneinrichtung (Lagerplätze u.Ä.) ist möglichst ge-
ring zu halten. Dazu ist das Baufeld zu unterteilen in Bereiche für Bebauung - Freiland -
Garten - Grünflächen etc.

o Bauwege auf den privaten Grundstücken sind vorrangig dort einzurichten, wo befestigte
Wege und Plätze vorgesehen sind. Vor der Anlage von Bauwegen ist der humose Ober-
boden zu entfernen und zwischenzulagern.

o In den Bereichen, die nach Beendigung der Baumaßnahmen nicht überbaut sind, ist die
Befahrung zu vermeiden bzw. Maßnahmen zum Schutz gegen Bodenverdichtungen zu
ergreifen.

o Beim Ab- und Auftrag von Boden ist die Bodenart sowie die Trennung in Oberboden,
Unterboden und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material umweltgerecht einer
weiteren Nutzung zuführen zu können.

o Nach Abschluss der Arbeiten ist die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes
der Flächen für die Baustelleneinrichtungen mit besonderer Aufmerksamkeit fachgerecht
durchzuführen (z.B. Bodenlockerung).

o Gemäß § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhalts-
punkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich
der unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen. Die weiteren Maßnahmen werden dann
von dort aus abgestimmt.

Zudem ist im Zuge der jeweiligen Vorhabenrealisierung bzw. bei der Plangebietserschließung
darauf zu achten, dass bei dem Abtrag, einer Aufschüttung, einer Umlagerung oder eines Aus-
tauschs von Boden vorbehaltlich der weiteren konkreten Planung unter anderem Folgendes
einzuhalten ist:
Insbesondere wäre darzustellen, welche Mengen an Ober- und Unterboden vom Anfallort weg
für eine Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) verbracht werden müssen.

- Hinweis:
ab dem 01.08.2023 gelten die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung - diese können
von den nachstehenden Vorgaben abweichen. Sie sind jedoch ohne Übergangsfrist ab
dem 01.08.2023 zwingend einzuhalten. Die Ersatzbaustoffverordnung findet u.a. Anwen-
dung im Hinblick auf den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bau-
werke Anwendung.

- Sofern hinsichtlich des Bodenaushubs ein Belassen bzw. ein Wiedereinbau vor Ort aus
rechtlichen Gründen möglich ist (z.B. bestehen seitens der unteren Bodenschutzbehörde,
der unteren Naturschutzbehörde oder der unteren Wasserbehörde keine Bedenken), be-
stehen abfallrechtlich keine Einwände.

- Für Bodenaushub, der der externen Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) überge-
ben werden soll, gilt Folgendes:
 Rechtzeitig vor einer Entsorgung des Abfalls (hier u.a. Bodenaushub) muss Kontakt

mit der unteren Abfallentsorgungsbehörde aufgenommen werden. Die Analyseergeb-
nisse und der diesbezüglich geplante Entsorgungsweg (Verwertung oder Beseiti-
gung) sind der unteren Abfallentsorgungsbehörde mitzuteilen.
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Erst dann kann die Prüfung erfolgen, ob der vorgeschlagene Entsorgungsweg auch
genutzt werden kann.

 Anfallender humoser Oberboden ist gemäß §6 und § 7 Bundesbodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV) mindestens auf die in Anlage 1 Tabelle 1 und 2 der
Verordnung aufgeführten Stoffe sowie TOC zu analysieren und entsprechend zu
verwerten.

 Der übrige Bodenaushub (mineralischer Boden) ist zwingend nach den Vorgaben der
Ersatzbaustoffverordnung (EBV) Anlage 1 Tabelle 3 zu untersuchen und entsprech-
end den Ergebnissen zu verwerten (vgl. §8 BBodSchV und §§ 14 und 16 EBV).

 Für Bodenmaterial mit mineralischen Fremdbestandteilen von bis zu 10 % gilt die
EBV, dementsprechend auch Analysenberichte nach EBV. Bei extern angeliefertem
Material gilt ebenfalls die EBV.

Zudem ist zu berücksichtigen, dass mit der Entsorgung nicht begonnen werden darf, bevor die
Prüfung des geplanten Entsorgungswegs erfolgen konnte und die untere Abfallentsorgungs-
behörde bestätigt hat, dass der Entsorgungsweg genutzt werden kann.
Die Entsorgungsbelege für die Bodenmaterialien sind der o.g. Behörde unverzüglich vorzule-
gen.

14.3 Kampfmittel
Hinweise auf Kampfmittel liegen der Gemeinde Wattenbek und den Grundstückseigentümern
aufgrund der Anlage 1 vom 22.07.2015 zur „Landesverordnung zur Abwehr von Gefahren für
die öffentliche Sicherheit durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung)“ vom 07.05.2012 sowie
aufgrund der Inhalte und Darstellungen der kommunalen Planungen für die Flächen des Plan-
gebietes nicht vor, können aber auch nicht gänzlich ausgeschlossen werden.
Zufallsfunde sind durch den Grundstückseigentümer bzw. durch den Ausführenden von Bau-
arbeiten unverzüglich der Polizei zu melden.

15. Archäologische Denkmale
Entsprechend den Eintragungen im Archäologischen-Atlas S-H (vgl. auch nachfolgende Abb.
11) kann die Gemeinde Wattenbek zunächst davon ausgehen, dass die überplante Fläche
sich am Rande eines archäologischen Interessengebiets befindet. Dieses archäologische In-
teressengebiet dient zur Orientierung, dass mit einem erhöhten Aufkommen an archäologi-
scher Substanz d.h. mit archäologischen Denkmalen zu rechnen ist.
Mit Stellungnahme vom 11.08.2024 (s. Quellenverzeichnis) wird seitens des Archäologischen
Landesamtes S-H bestätigt, dass zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenk-
male gem. § 2 Abs. 2 DSchG SH in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung
der im „Vorentwurf“ vorgelegten Planung feststellen.
Daher wurden seitens des Archäologischen Landesamtes SH keine Bedenken vorgetragen
und den vorgelegten Planunterlagen zugestimmt.

Auf Anregung der unteren Denkmalschutzbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom
13.09.2024 werden die Teilflächen, die sich innerhalb der beiden Teilbereiche dieses Ände-
rungsverfahrens in dem Archäologischen Interessengebiet befinden, mit einer Schrägschraffur
in die Planzeichnung nachrichtlich übernommen. Dies betrifft insbesondere den Teilbereich 2
der geplanten Ausgleichsfläche, wobei Erschließungsmaßnahmen hier nicht geplant sind.
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Gemäß § 15 DSchG (2014) ist zu beachten, dass der, der Kulturdenkmale entdeckt oder fin-
det, dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde
mitzuteilen hat.
Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin
oder den Besitzer des Grundstückes oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt,
und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2
Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu er-
halten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann.
Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

16. Belange der Bundeswehr
Die Belange der Bundeswehr werden durch das Vorhaben betroffen sein. Die Gemeinde Wat-
tenbek geht jedoch davon aus, dass aufgrund des Vorhabencharakters zur Realisierung eines
allgemeinen Wohngebietes Gebäudehöhen von unter 10,0 m und somit einer wesentlichen
Unterschreitung der maßgeblichen Höhen von 30 Meter über Grund die Belange der Bundes-
wehr nicht berührt sein werden.

Abb. 11 (Quelle: Archäologie-Atlas SH: https://danord.gdi-sh.de/view/ArchaeologieSH)
)

Teilbereich 2

Teilbereich 1
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Das Plangebiet befindet sich im Zuständigkeitsbereich für Flugplätze nach § 14 LuftVG des
militärischen Flugplatzes Schleswig (Hohn). Aufgrund der Lage des Vorhabengebiets ist durch
den Flugplatz/Flugbetrieb mit Lärm- und Abgasemissionen zu rechnen.

Seitens der Bundeswehr wird darauf hingewiesen werden, dass Beschwerden und Ersatzan-
sprüche, die sich auf die vom Flugplatz/Flugbetrieb ausgehenden Emissionen wie Fluglärm
etc. beziehen, nicht anerkannt werden können. Ferner befindet sich das Plangebiet im Inte-
ressengebiet der Luftverteidigungsradaranlage Brekendorf.

17. Rechtsfolgen
Durch die zukünftigen Festsetzungen der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 werden die
Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 4 und seiner rechtskräftig geworde-
nen Änderungen für den Bereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 ersetzt. Es gilt
der Rechtsgrundsatz, dass die spätere Norm die frühere verdrängt.

Die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich somit ausschließlich nach den
insgesamt zu treffenden Festsetzungen der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4. Sollte
die spätere Norm für unwirksam erklärt werden, lebt für den Bereich der 4. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 4 die alte Norm wieder auf.
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18. Umweltbericht

18.1 Grundlagen
18.1.1 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele der Aufstellung

der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Dorf“
In der Gemeinde Wattenbek stehen nach der Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 16 und
mit der Überplanung rückwärtiger Grundstücksflächen im Bereich „Grüner Weg“ keine weite-
ren planerisch abgesicherten Wohnbauflächen zur Verfügung.
Die Gemeinde Wattenbek verfolgt das planerische Ziel, durch die Aufstellung der 4. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 4 auf bisher landwirtschaftlich als Grünland genutzten Flächen öst-
lich angrenzend an die bebaute Ortslage im Bereich „Schulstraße / Eiderweg“ maximal drei
Wohnbaugrundstücke zu entwickeln.
Zugleich werden zwei bebaute Grundstücke am „Eiderweg“ mit in die Planung aufgenommen,
um einerseits das genehmigte Wohngebäude Eiderweg Nr. in die gemeindliche Planung des
Bebauungsplanes Nr. 4 aufzunehmen und anderseits planungsrechtliche Festsetzungen zur
Bebauung Eiderweg Nr. 2 mit diesem Änderungsverfahren zur Bestandssicherung vornehmen
zu können.
Die Planung zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 erfolgt auf der Grundlage der gel-
tenden Flächennutzungs- und Landschaftsplanung (s. auch nachstehende Abb. 12a und Abb.
12b), sodass einerseits das „Entwicklungsgebot“ nach § 8 Abs. 2 BauGB mit der Bebauungs-
planänderung grundsätzlich eingehalten werden kann und andererseits eine Alternativenprü-
fung seitens der Gemeinde Wattenbek nicht für erforderlich erachtet wird.

Abb. 12a Ausschnitt aus dem geltenden
Flächennutzungsplan der Gemeinde
Wattenbek mit  Darstellung des Plan-
gebiets (markiert mit weißem Stern)
als Wohnbaufläche (W)

Abb. 12b Ausschnitt aus dem gemeindlichem
Landschaftsplan mit Darstellung des
Plangebiets (markiert mit weißem
Stern) als Entwicklungsfläche (EW)

Das Plangebiet wird ausschließlich vom „Eiderweg“ aus erschlossen mittels einer privaten
Wohnwegerschließung für die drei geplanten Wohnbaugrundstücke. Mit der Planung ist auch
die Anlage einer für Müllfahrzeuge ausreichend dimensionierte Wendeplatzanlage verbunden,
da bisher aufgrund der geringen Bebauung im Bestand keine solche Wendeanlage benötigt
wurde.

(Quelle: Amt Bordesholm)
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Am östlichen Plangebietsrand wird eine Fläche für Maßnahmen der Ortsrandeingrünung in
Verbindung mit Begrünungsmaßnahmen auf den privaten Grundstücksflächen ausgewiesen.
Im Zuge der geplanten Wohngebietsnutzung werden nur haushaltsübliche Abfälle anfallen.
Der Bebauungsplan beinhaltet folgende Festsetzungen:

 Flächen für ein Allgemeines Wohngebiet
einschließlich erforderlich werdender innerer Erschließungsmaßnahmen

 Verkehrsflächen
am Eiderweg mit Anlage eines Wendeplatzes

 Grünflächen
als Knick-Wall-Saumstreifen

 Ausgleichsfläche
für Maßnahme der Ortsrandeingrünung und zum Knickersatz innerhalb Teilbereich 1

 Ausgleichsfläche
für Maßnahmen der Knickneuanlage und zur Entwicklung von extensivem Dauer-
grünland innerhalb Teilbereich 2

18.1.2 Standortwahl und Planungsvarianten
Die gemeindliche Planung entwickelt sich aus der geltenden Flächennutzungsplanung (s. auch
Abb. 12a und Abb. 12b), sodass für die geplante Ausweisung von drei Baugrundstücken
Planungsalternativen vom Grundsatz her nicht erforderlich werden.
Im Zuge der Planentwicklung wurden Erschließungsvarianten geprüft, wobei eine Erschließ-
ung der rückwärtig zur „Schulstraße“ gelegene Grundstücksfläche von der Schulstraße aus
zwischen der bestehenden Bebauung hindurch von der Gemeinde nicht für sinnvoll und
realisierungsfähig erachtet wurde.

18.1.3 Landschaftspflegerische Belange in der Planung
Die Ausweisung von Bauflächen bzw. versiegelbaren Flächen, die Herstellung sonstiger bau-
licher Anlagen sowie die Herstellung von Abgrabungen oder Aufschüttungen bzw. Höhenan-
gleichungen innerhalb des Plangeltungsbereiches kann gemäß § 8 LNatSchG i.V.m. § 14
BNatSchG grundsätzlich zu Eingriffen in Natur und Landschaft führen, da bauliche Anlagen
(Bauflächen einschließlich Nebenanlagen und Betriebsflächen, Verkehrsflächen, etc.) auf bis-
her baulich nicht genutzten Grundflächen hergestellt werden sollen und erhebliche Bodenbe-
wegungen stattfinden werden.

o Der Eingriff ist soweit wie möglich zu vermeiden ( Vermeidungsgebot). Nicht vermeid-
bare Eingriffe sind zu minimieren ( Minimierungsgebot). Verbleibende Beeinträchti-
gungen sind auszugleichen ( Kompensationsmaßnahmen).

Innerhalb des Plangeltungsbereiches sind bereits Verkehrsflächen (kleinerer Abschnitt „Eider-
weg“) und vorhandene Bauflächen einschließlich Betriebs- und Zufahrtsflächen unter pla-
nungsrechtlichen Gesichtspunkten aufgenommen worden. Hier sind bereits Bodenversiege-
lungen vorhanden, so dass die Inanspruchnahme der befestigten Flächen im Allgemeinen zu
keinen kompensationspflichtigen Eingriffen führt, denn § 1a BauGB Abs. 3 besagt u. a.: „Ein
Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung
erfolgt sind oder zulässig waren.“
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Die Belange des Artenschutzes sind im Rahmen der Planung zu beachten. Die artenschutz-
rechtlichen Belange gemäß § 44 BNatSchG werden als Ableitung aus den Biotopstrukturen in
Form einer Potenzialabschätzung in Zusammenhang mit den Schutzgütern „Pflanzen“ und
„Tiere“ (jeweils einschließlich der biologischen Vielfalt) in der Planung beachtet.

Über die Belange des Naturschutzes im Bauleitplan ist nach § 18 Bundesnaturschutzgesetz
in Verbindung mit den §§ 1, 1a, 2 und 2a BauGB zu entscheiden. Die „naturschutzrechtliche
Eingriffsregelung“ wird durch eine qualifizierte Eingriffs- und Ausgleichs-Bilanzierung in den
Umweltbericht eingestellt. Für die Ermittlung des Ausgleichserfordernisses wird der gemein-
same Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für Umwelt, Natur und Forsten
Runderlass vom 09.12.2013 angewendet.

Das Vorhaben entspricht voraussichtlich folgenden Zielsetzungen des BNatSchG:
o § 1 (3) Nr. 5 BNatSchG:

„Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind
insbesondere […] wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre
Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im
Naturhaushalt zu erhalten, […]“

o § 1 (4) Nr. 1 BNatSchG:
„Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungs-
wertes von Natur und Landschaft sind insbesondere … Naturlandschaften, Kulturland-
schaften, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zer-
siedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren, …“

18.2 Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen
und ihre Bedeutung für den Bauleitplan

18.2.1 Fachplanungen
Landesentwicklungsplan (LEP) Schleswig - Holstein (2010)
einschließlich dessen Fortschreibung 2021
Die seit Dezember 2021 wirksame Fortschreibung des Landesentwicklungsplans (LEP 2010,
Fortschreibung 2021) formuliert die Leitlinien der räumlichen Entwicklung in Schleswig-Hol-
stein und setzt mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung den Rahmen, an dem sich
die Gemeinden zu orientieren haben. Der Landesentwicklungsplan soll sowohl die Entwicklung
des Landes in seiner Gesamtheit fördern als auch die kommunale Planungsverantwortung
stärken.
Der Landesentwicklungsplan enthält für die Gemeinde Wattenbek folgende Aussagen:

- Die Gemeinde liegt im Ordnungsraum in Bezug auf die Landeshauptstadt Kiel
- Die Gemeinde liegt im 10 km Umkreis um den Zentralbereich eines Oberzentrums (Neu-

münster)
- Die Gemeinde Wattenbek liegt im engen räumlichen Zusammenhang mit der Gemeinde

Bordesholm (Unterzentrum als äußerer Siedlungsachsenschwerpunkt der Siedlungs-
achse Bordesholm und der Landeshauptstadt Kiel).

Die Gemeinde Wattenbek als ländliche Gemeinde ohne Funktion im zentralörtlichen System
decken den örtlichen Bedarf und können im Zeitraum von 2021 bis 2036 bis zu 15% des Woh-
nungsbestandes am 31.12.2020 als wohnbaulichen Entwicklungsrahmen in Anspruch neh-
men.
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Regionalplan - Planungsraum III („alt“) (2000)
Im noch geltenden Regionalplan bestehen für die Gemeinde Wattenbek folgende Aussagen:

- Die Gemeinde liegt im Ordnungsraum der Landeshauptstadt Kiel
- Die unmittelbar angrenzende Gemeinde Bordesholm wird als Unterzentrum eingestuft,

Bordesholm als Endpunkt der Siedlungsachse Bordesholm und der Landeshauptstadt
Kiel, Achsengrundrichtung

- Baulich zusammenhängendes Siedlungsgebiet eines zentralen Ortes (Bordesholm,
Wattenbek, Brügge)

- Die Gemeinde Wattenbek liegt innerhalb der Siedlungsachse
Der Regionalplan (Planungsraum II) befindet sich derzeit in der Neuaufstellung (Entwurf 2023),
wobei davon ausgegangen werden kann, dass mit der Neuaufstellung keine neuen Ziele und
Grundsätze verbunden sein werden.

Flächennutzungsplan (202)
einschl. der rechtswirksam gewordenen Änderungen
Darstellung des Plangebiets als Wohnbaufläche (W).
 Die Bebauungsplanänderung entwickelt sich aus den Darstellungen des Flächennut-

zungsplanung, das „Entwicklungsgebot“ nach § 8 Abs. 2 BauGB wird somit eingehal-
ten.

 Die Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches sind in der geltenden Flächennut-
zungsplanung der Gemeinde Wattenbek (vgl. vorangestellte Abb. 5a) für den Teilbe-
reich 1 als „Wohnbauflächen“ (W) und für den Teilbereich 2 als „Flächen für die Land-
wirtschaft“ dargestellt.
Der Begriff des „Entwickeln“ bedeutet (entsprechend der einschlägigen Kommentierungen
zum BauGB) nach seinem Wortlaut und vor allem nach seinem Sinn für die Bauleitpla-
nung, dass sich der Bebauungsplan innerhalb der wesentlichen Grundentscheidungen
des Flächennutzungspeiner „Grundzüge“ in diesem Sinne halten muss.
Die Abweichungen des hier vorgelegten Planentwurfs zur 4. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 4 bestehen in der geplanten Entwicklung der landwirtschaftlichen Fläche
südlich Eiderweg (Teilbereich 2 (s. auch vorangestellte Abb. 5a) als extensive Grün-
landfläche als Kompensationsmaße für die Eingriffe in Natur und Landschaft, die im
Teilbereich 1 nicht ausgeglichen werden können.
Die hierdurch hervorgerufenen Abweichungen vom rechtswirksamen Flächennut-
zungsplan sind nach Auffassung der Gemeinde Wattenbek vertretbar und kompensier-
bar, da

o die städtebauliche und landschaftsplanerische Grundkonzeption unabhängig von
diesen Abweichungen in ihrer grundsätzlichen Zielsetzung der landwirtschaftlichen
Nutzung grundsätzlich erhalten bleibt, jedoch nunmehr extensiv und nicht mehr wie
heute intensiv,

o die Fläche innerhalb des Teilbereichs 2 für die geplante Nutzung als Kompensation
für die baubedingten Eingriffe auch zur Verfügung steht und

o die Belange des Naturschutzes durch die Kompensationsmaßnahmen im Teilbe-
reich 2 optimal berücksichtigt werden können, da die geplante Ausgleichsfläche die
Verbindung zwischen der Wald- und Ausgleichsfläche nördlich Eiderweg und den
angestrebten Ausgleichsmaßnahmen nördlich des Fließgewässers „Burbek“ schafft
(siehe auch die vorangestellte Abb.5a) und somit miteinander vernetzen wird.
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18.2.2 Fachgesetze
Für diese Bauleitplanung können während des Planaufstellungsverfahrens folgende Fachge-
setze bedeutend sein:

Gesetz / Verordnung Bedeutung für die Bauleitplanung

o BauGB o Grundlage für die Aufstellung der 4. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 4 sowie für die zu treffenden
Festsetzungen zur Sicherung einer städtebaulich ge-
ordneten Entwicklung.

o Anpassung der kommunalen Planung an die Ziele der
Raumordnung und Landesplanung auch im Hinblick
auf den Landesentwicklungsplan (LEP 2021)

o BauNVO o Festlegung und Gliederung des Plangebiets nach der
besonderen Art und dem Maß der baulichen Nutzung

o LBO o Grundlage für örtliche Bauvorschriften nach § 86 zur
äußeren und zur barrierefreien Gestaltung baulicher
Anlagen und Freiflächen sowie zur Sicherung bzw.
Neuherstellung des Orts- und Landschaftsbildes

o BNatSchG
und
Gesetz zum Schutz der
Insektenvielfalt in Deutsch-
land und zur Änderung
weiterer Vorschriften
(BNatSchGuaÄndG vom
18.08.2021)

o Grundlage für das LNatSchG; bezüglich der speziellen
planerischen Belange wird auf das LNatSchG Bezug
genommen (s. u.)

o § 1 beschreibt die Ziele des Naturschutzes und
der Landschaftspflege

o §§ 14 bis 17 beinhalten Aussagen zur Eingriffs- und
Ausgleichs-Regelung

o § 18 beschreibt das Verhältnis zum Baurecht
o § 30 listet gesetzlich geschützte Biotope auf

o LNatSchG o § 39 beinhaltet Regelungen zur Gehölzpflege
mit Fristen für Arbeiten an Gehölzen

o (zukünftig) § 41a: Ergänzung des BNatSchG für einen
verbesserten Insektenschutz

o § 44 in Verbindung mit § 7: Beachtung von Vorkom-
men besonders und streng geschützter Arten

o §§ 8 bis 11 beinhalten mit jeweiliger Bezugnahme auf
das BNatSchG Grundaussagen zur Eingriffsregelung

o § 21 listet gesetzlich geschützte Biotope auf

o Verhältnis der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsrege-
lung zum Baurecht
(Erlass vom 09.12.2013)

o Darlegung der Grundlagen für die Anwendung der
Eingriffsregelung

o Biotopverordnung vom
13.05.2019

o Erfassung der vorhandenen Biotope / Strukturen im
Rahmen der Biotoptypenkartierung

o BBodSchG o Findet Anwendung, sofern „... 9. Vorschriften
des Bauplanungs- und Bauordnungsrechts, ...
Einwirkungen auf den Boden nicht regeln.“
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Gesetz / Verordnung Bedeutung für die Bauleitplanung

o BBodSchV o § 6 + 7 „Allgemeine und Besondere Anforderungen an
das Aufbringen und Einbringen von Materialien auf
oder in den Boden“

o KrWG
(Kreislaufwirtschaftsgesetz)

o § 2 Anwendungsbereich und § 6 „Maßnahmen der
Vermeidung und der Abfallbewirtschaftung“ …

o LWG o Berücksichtigung der Gewässer und der Ableitung von
Oberflächenwasser

o Denkmalschutzgesetz
(DSchG 2014)

o Beachtung ggf. vorkommender Kulturdenkmale

o A-RW 1
(Hrsg. LLUR-SH 2019)

o Wasserrechtliche Anforderungen zum Umgang
mit Regenwasser in Schleswig-Holstein
Teil 1: Mengenbewirtschaftung

18.3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen, Maßnahmen

18.3.1 Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit
Im Plangeltungsbereich selbst bestehen ein genehmigtes Wohnhaus, Eiderweg Nr. 4 und ein
Tischlereibetrieb, Eiderweg Nr. 2.
Der „Eiderweg“ als
äußere Erschlie-
ßungsstraße verläuft
im Süden des Plan-
gebiets und geht im
Osten über in einen
landwirtschaftlich
genutzten Wirt-
schaftsweg (s. auch
vorangestellte Abb.
3a und Abb. 3b),
der auch von Spa-
ziergängern genutzt
wird, jedoch nicht
offiziell als solcher
ausgewiesen ist.

räumliche Lage des
Plangebiets zur bebauten Ortslage im Bereich
„Schulstraße / Eiderweg / Holsteiner Straße“

Abb. 13a
(Quelle: © Geobasis-DE/LVermGeo SH 2024 mit Eintragung BIS·S im Juni 2024)
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Bewertung
und Betroffenheit durch die Planung:
Lärmemissionen / -immissionen:

Verkehrslärm
Die Gemeinde Wattenbek geht aufgrund der das Plangebiet umgebenen Wohnbebauungen
und zugleich aufgrund der zur „Schulstraße“ (K 8) abgesetzten Lage des Plangebiets davon
aus, dass die geplanten Wohnnutzungen am östlichen Rand der bebauten Ortslage mit Aus-
richtung zur offenen Landschaft hinreichend gegenüber einem möglichen Verkehrslärm ge-
schützt sind. Verkehrsbelastungen auf dem „Eiderweg“ sind nicht zu erwarten, da es sich um
eine Sackgasse und zugleich um einen Wirtschaftsweg handelt.
Zudem führen die Anforderungen an den Wärmeschutz (Isolierverglasung) bereits zu einer
wesentlichen Abschirmung der Innenräume vor den äußeren Geräuscheinflüssen, so dass
nach planerischem Verständnis seitens der Gemeinde zusätzliche Maßnahmen nicht erforder-
lich werden und durch die Gebäudestellung bzw. Grundrissgestaltung ggf. im Einzelfall wei-
terführend optimiert werden können.
Gewerbelärm
Für das bauaufsichtliche Verfahren zur Errichtung des Wohnhauses Eiderweg Nr. 4 wurde ein
Schallgutachten mit Datum vom 30.10.1998 erstellt, welches auch Maßgabe der Baugeneh-
migung geworden ist (s. auch Quellenverzeichnis).
Die Untersuchungen im Rahmen dieses Gutachtens ergaben, dass sowohl beim Betriebszu-
stand der Tischlerei (in 1998) als auch bei einem möglichen Volllastbetrieb der vom Amt Bor-
desholm-Land vorgegebene Immissionsrichtwert von tagsüber 55 dB(A) ab einer Entfernung
von 8 m von der Grundstücksgrenze unterschritten wird.
Ergänzend wurde seinerzeit eine 55 dB(A)-Isophone (Linie
gleicher Beurteilungspegel) für das Gebiet der Tischlerei
und das östlich angrenzende Grundstück, heute Eiderweg
Nr. 4, berechnet. Die Isophone ist in der nebenstehenden
Abb. 13b dargestellt. Sie gilt bei Vollastbetrieb der Tischlerei
(Aufpunkthöhe = 5 m) unter der Annahme, dass die Tür des
Bankraumes und das Tor des Maschinenraumes während
50 % der Betriebszeit geöffnet sind.
Die Abbildung zeigt, dass auf dem überwiegenden Teil des
Grundstücks Eiderweg Nr. 4 der Immissionsrichtwert von
tagsüber 55 dB(A) entweder eingehalten oder unterschritten
wird. Nachts wird nicht gearbeitet.
Mit diesem gutachterlichen Ergebnis lässt sich für das Plan-
gebiet im Bestand und für die Planung ableiten, dass Belastungen aus Gewerbelärm nicht
vorliegen werden.
Es ist nicht zu erwarten, dass von der Wohnbebauung erhebliche Emissionen ausgehen wer-
den, die in darstellbarem Maße zu planungsrelevanten Immissionen an einem zu schützenden
Ort in der Umgebung führen könnte.

Sonstige Emissionen / Immissionen:
Weitere Immissionsarten wie z.B. Geruchsimmissionen (landwirtschaftliche Vollerwerbsbe-
triebe usw.), Stäube oder Lichtimmissionen sind für die Beurteilung des Planvorhabens nach
Kenntnis der Gemeinde Wattenbek nicht zu erwarten, somit nicht relevant und sie werden
daher im Rahmen dieses Änderungsverfahrens nicht vertiefend betrachtet.

Abb. 13b

(Quelle: Schallschutz Nord GmbH,
30.10.1998
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Hinweise auf weitere relevante Besonderheiten der klimatischen und der lufthygienischen Si-
tuation mit einer Bedeutung für die menschliche Gesundheit im Rahmen der Bauleitplanung
liegen der Gemeinde Wattenbek bisher nicht vor und wurden im Rahmen der Beteiligung nach
§ 4 (1) BauGB auch nicht bekanntgemacht und werden daher ausgeschlossen.

Aufgrund der Lage des Plangebiets in einer ländlichen Gemeinde können zeitlich begrenzt
Geruchs- und Geräuschemissionen und ggf. Staubentwicklungen auftreten, die in einer länd-
lich geprägten Gemeinde wie Wattenbek in diesem südlichen Ortsbereich noch ortstypisch
sind und nach Einschätzung durch die Gemeinde Wattenbek keine unverhältnismäßig hohe
Belastung für die Wohnbaugrundstücke darstellen werden.

Die Bioenergie Blöcker-Rixen GmbH & Co. KG südlich des Plangebiets jenseits der „Burbek“
wird in der Auflistung der Störfallbetriebe des MELUND SH (Stand 22. März 2024) als zu be-
achtender Störfallbetrieb benannt. Aufgrund des Nutzungscharakters des Betriebes und der
näher als das Plangebiet bereits bestehenden Wohnbebauung geht die Gemeinde Wattenbek
davon aus, dass störfallrelevante Belange im Zuge des für den Betrieb durchgeführten Ge-
nehmigungsverfahrens für den Planbereich des Bebauungsplanes Nr. 4 geprüft wurden und
in die Betriebsgenehmigung eingeflossen sind.

Erholungsnutzungen:
Der Planbereich weist keine hervorzuhebende Bedeutung für die Erholungsnutzung auf, da
der Planbereich der Öffentlichkeit nicht offiziell zugänglich ist. Der plangebietsbegrenzende
„Eiderweg“ als Wirtschaftsweg wird seitens der Anlieger aus dem Umfeld zum Sparziergang
und mit dem Fahrrad genutzt.

Maßnahmen zur
Vermeidung, Minimierung und Kompensation:
Lärmemissionen / -immissionen
Da keine Lärmimmissionen von der Gemeinde Wattenbek erwartet werden bzw. derzeit aus-
geschlossen werden können, sind diesbezüglich mit der „Entwurfsplanung“ keine Maßnahmen
vorgesehen.

Sonstige Emissionen / Immissionen:
Da keine sonstigen planungsrelevanten Immissionen von der Gemeinde Wattenbek nicht er-
wartet werden bzw. derzeit ausgeschlossen werden können, sind diesbezüglich keine Maß-
nahmen vorzusehen.

Erholungsnutzung:
Da keine Beeinträchtigungen zu erwarten sind, sind keine Maßnahmen umzusetzen.

18.3.2 Schutzgut Pflanzen einschließlich der biologischen Vielfalt
Der Plangeltungsbereich wurde am 17.04.2024 im Hinblick auf die vorkommenden Biotopty-
pen unter Beachtung des geltenden LNatSchG und des BNatSchG begangen. Es wurden die
nachfolgend benannten Biotoptypen festgestellt:
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Grünland, intensiv bewirtschaftet

Abb. 14a

Abb. 14aa

Lage:
Flurstück 55/56 (Flur 1)
Fläche für die geplante Wohnbebauung
nördlich „Eiderweg“ und östlich der
bestehenden Wohnbebauung „Schul-
straße / Eiderweg“
Nördlich „Eiderweg“ befindet sich auf ei-
nem erhöht liegenden sandigen teilweise
steinigen Plateau ein großflächiges über-
wiegend mageres Mähgrünland.
Die gräser- und kräuterdominierte dicht-
wüchsige Vegetation wird bis zu 50 cm
hoch und weist einige Magerrasenan-
klänge auf. Diese werden überwiegend le-
diglich bis 20 cm hoch. Es dominieren das
Ruchgras, der Spitzwegerich und das
Kleine Habichtskraut, außerdem findet
sich überall das Sparrige Kranzmoos.
Aufgrund der am Rand existierenden nähr-
stoffreichen Verhältnisse und dem Ausfall
der lebensraumtypischen Arten wurden
die Ränder aus dem Bestand herausge-
nommen (s. nebenstehende Abb. 14aa
aus der Stellungnahme der unteren Natur-
schutzbehörde)
Dennoch finden sich innerfalb des Biotops
noch vereinzelt kleinflächige Bereiche mit
ebensolchen Verhältnissen, die aber nicht
auskartiert werden konnten.
Biotoptyp:
Mesophile Flachlandmähwiese
trockener Standorte
Geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG

Knick im Süden
Lage:
am Plangebietsende beginnend befindet
sich südlich des Wirtschaftsweges „Eider-
weg“ ein Knick an der Böschung zur Bur-
beksniederung.
Der Knick ist ein nach § 21 LNatSchG
geschütztes Biotop.
Beeinträchtigung durch die Planung sind
auszuschließen.

Abb. 14b
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Knick im Norden
Lage:
Am nördlichen Plangebietsrand auf dem
Flurstück 55/26 und somit teilweise (37 m
innerhalb des Plangebiets.
Der Knick ist ein nach § 21 LNatSchG
geschütztes Biotop.
Beeinträchtigung durch die Planung sind
zu erwarten, sodass hier von einer „Ent-
widmung“ ausgegangen wird.
Überhälter sind als orts- und landschafts-
bildprägende Einzelbäume zu erhalten.

Abb. 14c
„Eiderweg“ / Bebauung

Lage:
Der „Eiderweg“ als landwirtschaftlicher
Wirtschaftsweg verläuft südlich des Plan-
gebiet mit Anschluss an die Schulstraße.
An den Rändern der Straße bestehen ab-
schnittsweise Saumstreifen aus einer sehr
unterschiedlich strukturierten Gras- und
Krautflur, die insbesondere in Nähe zur
Fahrbahn deutliche Störungen infolge des
Überfahrens zeigt.
Teilflächen des asphaltierten „Eiderweg“
werden für die Anlage des Wendeplatzes
genutzt.
Abb. 14d

„Eiderweg“ als Wirtschaftsweg
Lage:
Der „Eiderweg“ als landwirtschaftlicher
Wirtschaftsweg verläuft südlich des Plan-
gebiet und weiter nach Osten.

Abb. 14e
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Wald außerhalb des Planbereichs
Lage:
östlich abgesetzt zum Plangebiet
Es handelt sich um eine Waldfläche, die
nach dem LWaldG geschützt ist.
Auswirkungen auf das Plangebiet bzw. auf
die gemeindliche Planung sind nicht zu er-
warten.

Abb. 14f

Vorkommen weiterer Biotoptypen sind im Plangebiet bisher nicht bekannt.
Waldflächen sind im oder am Plangebiet in planungsrelevanter Nähe nicht vorhanden. Wald
befindet sich im Osten räumlich zum Plangebiet abgesetzt oberhalb „Eiderweg“ (vgl. auch vo-
rangestellte Abb. 14f).
In Schleswig-Holstein kommen nur 3 sehr seltene höhere Pflanzenarten und eine Moosart des
Anhangs IV der FFH-Richtlinie vor:

 Apium repens (Kriechender Scheiberich) (=> Feuchtwiesen Ufer)
 Luronium natans (Froschzunge) (=> Gewässerpflanze)
 Oenanthe conioides (Schierlings-Wasserfenchel) (=> Süßwasserwatten)
 Hamatocaulis vernicosus (Firnisglänzendes Sichelmoos) (Moore, Nasswiesen, Gewäs-

serufer)
Diese Pflanzenarten des Anhangs IV benötigen sehr spezielle Standorte und können in Kennt-
nis der obigen Ergebnisse der Biotoptypenkartierung im Plangeltungsbereich nicht vorkom-
men.
Ein Schutzgebiet gemäß §§ 23 bis 29 BNatSchG ist im und am Plangebiet nicht vorhanden.
Ein EU-Vogelschutzgebiet mit dafür zu schützenden Lebensräumen ist innerhalb einer rele-
vanten Nähe nicht vorhanden.
Das FFH-Gebiet DE 1725-392 „Gebiet der Oberen Eider incl. Seen“ liegt stark abgesetzt öst-
lich des Plangebiets (s. auch nachstehende Abb. 14g) bei Trennung durch weitere Grünland-
und Ackerflächen.
Aufgrund der Entfernung zur Eider und aufgrund der Biotop- sowie Nutzungsstruktur des Plan-
gebiets ist eine Betroffenheit der für das FFH-Gebiet genannten Lebensraumtypen der Erhal-
tungsgegenstände nicht zu erwarten, da die Lebensraumtypen im Plangebiet nicht vorkommen
und da vom Vorhaben selbst keine Auswirkungen ausgehen, die erheblich beeinträchtigend
auf zumindest einen der genannten Lebensraumtypen wirken könnte. Erhaltungsgegenstände
sind die nachfolgend genannten Lebensraumtypen:
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FFH-Gebiet

Plangebiet

Abb. 14g
(Quelle: https://danord.gdi-sh.de/viewer/resources/apps/INSPIRE/index.html?lang=de#/

mit Eintragung BIS·S im Juni 2024)
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Bewertung
und Betroffenheit durch die Planung:
Die Bewertung der angetroffenen Biotoptypen erfolgt auf Grundlage des LNatSchG, der Bio-
topverordnung und des Erlasses zur „naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung“ in der derzeit
aktuellen Fassung.

Flächen und Biotope
mit sehr hoher Bedeutung

 Knick (innerhalb des Plangeltungsbereichs)
 Es handelt sich um ein gesetzlich geschütztes

Biotop (§ 21 LNatSchG)
 Mesophile Flachlandmähwiese trockener Standorte

(innerhalb des Plangeltungsbereichs)
 Es handelt sich um ein gesetzlich geschütztes

Biotop (§ 30 BNatSchG)

Flächen und Biotope
mit hoher Bedeutung

 Buchenhecke
 Sonstiger Baum (Stamm < 0,6 m)

sofern nicht höher bewertet
 Sonstige Gehölzbestände
 Die Flächen sind durch eine geringe

Nutzungsintensität gekennzeichnet.

Flächen und Biotope
mit allgemeiner Bedeutung

 Grünland, intensiv bewirtschaftet
 Acker
 Gartenbereiche, gestaltete Außenanlagen, Schnitthe-

cken
 Saumstreifen an der Straße
 Die Flächen sind erheblichen Störungen aus der

Nutzung ausgesetzt

Flächen mit erheblichen
Vorbelastungen

 Straßen und Wege, Zuwegungen, Bestandsbebauungen
 Gebäudeflächen, Betriebs- und befestigte Nutzflächen
 Die Flächen weisen in der Regel keine naturnahen

Strukturen auf und bieten für Pflanzen und Tiere
bestenfalls Ersatzhabitate bzw. Nischenlebens-
räume

Auf die Betroffenheit der Biotoptypen wird im nachfolgenden Abschnitt „Maßnahmen zur Ver-
meidung, Minimierung und Kompensation“ und bezüglich der Flächeninanspruchnahme in
Kap. 18.3.4 in Zusammenhang mit dem „Schutzgut Boden“ eingegangen

Artenschutzrechtliche Bewertung:
Da in dem Gebiet nicht zu erwarten ist, dass artenschutzrechtlich prüfungsrelevante Pflanzen-
arten vorkommen könnten, wird eine Verletzung der Zugriffsverbote gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 4
BNatSchG nicht eintreten.
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Maßnahmen zur
Vermeidung, Minimierung und Kompensation:
Es werden für die Entwicklung des Wohngebietes im Wesentlichen Flächen mit allgemeiner
Bedeutung betroffen sein, so dass für die Inanspruchnahme von Grünlandflächen (Fl.st. 55/26,
teilweise) sowie der Flächen innerhalb der bebauten Ortslage („Eiderweg“ mit Bestandsbe-
bauung und angrenzender Gartengrundstücke) für die Herstellung baulicher Anlagen bzw.
Entwicklung von Wohnbaugrundstücken sowie Abgrabungen und / oder Aufschüttungen be-
züglich dieses Schutzgutes keine Kompensationsmaßnahmen erforderlich werden.
Davon abweichend sind Eingriffe in geschützte Biotoptypen, hier der Knick und teilweise die
mesophile Flachlandmähwiese trockener Standorte, darzulegen - weitere geschützte Biotop-
typen sind nicht vorhanden (vgl. hierzu die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde
vom 13.09.2025).
Der Knick im Norden als nach § 21 LNatSchG geschütztes Biotop wird entsprechend des Er-
lasses „Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz“ vom 20.01.2017 betroffen sein, denn
infolge der künftigen Bebauung / Wohnnutzung werden die ökologischen Funktionen des
Knickabschnitt innerhalb des Plangeltungsbereiches erheblich gestört sein. Gemäß Ziffer 5.2.1
des Knickerlasses sind entwidmete, aber dennoch verbleibende und aufgrund der Lage in
Grünflächen „gestörte“ / beeinträchtigte Knicks im Verhältnis 1:1 (Eingriff : Neuanlage) auszu-
gleichen.
Die angestrebte Nachhaltigkeit zur Knickneuanlage bzw. zum Gehölzerhalt soll für den Plan-
geltungsbereich neben einer Festsetzung der Knickneuanlage und der Gehölzstrukturen nach
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB erreicht werden durch die Festsetzung von
privaten Grünflächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB mit vorgelagertem Saumstreifen von rund
3,0 m Breite, bezogen auf den Wallfuß, der freizuhalten ist von jeglicher Bebauung und Nut-
zung, wobei die Versickerung unbelasteten Oberflächenwassers grundsätzlich möglich sein
soll.

 Entsprechend der „Entwurfsplanung“ entsteht durch Knickentwidmung im Norden des
Plangebiets das Erfordernis von 37 m Knickneuanlage.
 Am südöstlichen Rand des Plangebiets ist als Maßnahme der Ortsrandeingrünung

auf 25 m Länge eine Knickneuanlage geplant, die zugleich den neu herzustellenden
Wendeplatz abschirmen wird.

 Das dann verbleibende
Kompensationsdefizit
von 12 m Knickneuan-
lage kann und soll au-
ßerhalb des Plange-
biets, jedoch in unmittel-
barer Nähe zum Ein-
griffsort erfolgen (s.
nebenstehende Abb.
14h).
Das gesamte Flurstück
wird als Ausgleichsflä-
che in den Plangel-
tungsbereich als Teilbe-
reich 2 aufgenommen
und somit planungs-
rechtlich abgesichert.

Abb. 14h (Quelle: Digitaler Atlas Nord 2024 mit
Eintragungen von BIS·S im Juni 2024)
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Die hierfür erforderlich Flächenanteile stehen für eine solche Maßnahme zur Verfü-
gung. Die im östlichen Abschnitt des Eiderwegs (s. auch Abb. 14h) herzustellende
Knickneuanlage weist eine größere Länge als benötigt auf. Durch die Aufnahme der
Fläche in die Bebauungsplanung als Ausgleichsfläche besteht die Möglichkeit, auch
anderen Eingriffen Ausgleichsmaßnahmen nach § 9 Abs. 1a BauGB zuzuordnen.

Die untere Naturschutzbehörde des Kreises hat im Beteiligungsverfahren darauf hingewiesen,
dass neben dem Knick im Norden des Plangebiets gleichfalls eine mesophile Flachland-
mähwiese als gesetzlich besonders geschützter Biotop nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 Abs.
1, Nr. 6 LNatSchG Bestandteil des Plangeltungsbereichs (s. nachstehende Abb. 14i, links) ist.
Die Überlagerung von der Planzeichnung mit dem Kartierungsergebnis zur mesophilen Flach-
landmähwiese zeigt den Flächenanteil des Biotops innerhalb des Plangebiets, der auszu-
gleichen sein wird

Die Absicherung der Kompensationserfordernisse erfolgen einerseits gegenüber der unteren
Naturschutzbehörde durch Aufnahme dieser Kompensationsfläche als Teilbereich 2 in diese
Bebauungsplanänderung und andererseits gegenüber der plangebenden Gemeinde durch ei-
ne vertragliche Regelung mit dem Träger des Vorhabens zur Übernahme der Kompensations-
verpflichtungen zu 100% zu seinen Lasten.

18.3.3 Schutzgut Tiere einschließlich der biologischen Vielfalt
Als Grundlage der durchzuführenden artenschutzrechtlichen Prüfung dient eine Sichtüberprü-
fung der durch die Bestandsüberplanung betroffenen Plangebietsfläche auf ggf. Horste oder
Quartiere von anderen standortgebundenen Großvögeln, eine Prüfung der Bestandsgebäude

(Quelle: untere Naturschutzbehörde Kreis
Rendsburg-Eckernförde, 13.09.2024)

(Quelle: Christoph Jansen,
08.04.2025)
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auf ggf. Fledermausquartiere durch die dort Arbeitenden und eine ergänzende faunistische
Potenzialabschätzung anhand der im Gelände vorgefundenen Biotopstrukturen.
Es ist nicht auszuschließen, dass aufgrund der Nutzungs- und Biotoptypen folgende mögliche
Tiervorkommen als faunistische Potentialabschätzung im Planbereich auftreten; sie sind somit
planungsrelevant:

 Im Bereich der Gebäude (auch außerhalb des Plangeltungsbereichs) sowie in den Gehöl-
zen aller Art (an den Plangebietsrändern im Süden und Norden) können während des
Sommerhalbjahres verschiedene Brutvögel vorkommen, die die vorhandenen Habi-
tatstrukturen der gehölz- und strukturreichen Siedlungsräume annehmen könnten. Typi-
sche Arten sind u. a. Amsel (Turdus merula), Singdrossel (Turdus philomelos), Zilpzalp
(Phylloscopus collybita), Elster (Pica pica) und Buchfink (Fringilla coelebs).
Großbäume ab ca. 0,4 m Stammdurchmesser könnten kleine Höhlungen aufweisen, die
von Arten wie Kohlmeise (Parus major), Blaumeise (Parus caeruleus) oder Gartenrot-
schwanz (Phoenicurus phoenicurus) angenommen werden.
Brutvögel an Gebäuden wie z. B. Hausrotschwanz (Phoenicurus ochruros) und Haussper-
ling (Passer domesticus) können vorkommen und das Gebiet ggf. auch von außerhalb zur
Nahrungssuche aufsuchen.
Vorkommen von (standortgebundenen) Großvögeln, großen Höhlenbrütern und Kolonie-
brütern sind hingegen nicht ermittelt worden und auch aufgrund der Gebietsstruktur nicht
anzunehmen.
Aufgrund der Ausprägung der vorhandenen Strukturen, des Störpotenzials durch die an-
grenzenden wohnbaulich genutzten Flächen sind Brutvorkommen streng geschützter,
freibrütender Vogelarten im Planbereich nicht zu erwarten.

 Das Plangebiet mit den strukturarmen Freiflächen weisen keine generelle Eignung als
Nahrungslebensraum für Fledermäuse auf. Die außerhalb des Plangebiets am Eiderweg
angrenzenden Knickstrukturen und der östlich zum Planbereich abgesetzte Waldfläche
(vgl. auch vorangestellte Abb. 14f) können den Fledermäusen jedoch als Nahrungsle-
bensraum dienen.

 Ein Gewässer befindet sich nicht im bzw. in planungsrelevanter Nähe zum Planbereich.

 Gewässer / Fließgewässer mit einer potenziellen Bedeutung für Fischotter oder Biber sind
im oder am Plangebiet selbst nicht vorhanden.

 Reptilien (z. B. Blindschleiche oder Waldeidechse) können vereinzelt vorkommen. Bio-
toptypen mit einer Eignung als für die Arten unverzichtbare Kernhabitate sind im Planbe-
reich nicht vorhanden.

Sonstige artenschutzrechtliche und bezüglich der Eingriffsbewertung relevante Tiervorkom-
men sind der Gemeinde Wattenbek nicht bekannt.
Die Gemeinde Wattenbek verzichtet aufgrund der o. g. grundsätzlich eher allgemeinen Be-
deutung der Plangebietsflächen und aufgrund einer Bestandsüberplanung auf die Durchfüh-
rung vertiefender örtlicher Kartierungen von Tiergruppen und die Erstellung eines gesonderten
Fachbeitrags zum Artenschutz.
Das Plangebiet liegt nicht in einem oder an einem Schutzgebiet gemäß §§ 23 bis 29 BNat-
SchG.
Gemäß der obigen Aufstellung sind Eingriffe in Gehölze und Gebäude artenschutzrechtlich
dann relevant, wenn sie innerhalb des Sommerhalbjahrs ausgeführt werden sollen.
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Bewertung und potenzielle Betroffenheit von Arten,
Artenschutzrechtliche Prüfung und Bewertung der Planung:
Es ist sicherzustellen, dass die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNat-
SchG nicht verletzt werden.
Danach ist es verboten,

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu
verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu
beschädigen oder zu zerstören.

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten er-
heblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.“

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.

Maßnahmen zur
Vermeidung, Minimierung und Kompensation:
Alle Arbeiten an Gehölzen einschließlich von Pflegeschnitten und das „auf den Stock setzen“
von Gehölzen dürfen gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG nur zwischen dem 01.10. und dem letzten
Tag des Februars ausgeführt werden.
Die Maßgaben des (zukünftigen) § 41a BNatSchG zur Minimierung der Beeinträchtigungen
insbesondere von Insekten und Fledermäusen durch Licht sind im öffentlichen und im privaten
Bereich gleichermaßen generell zu beachten.

18.3.4 Schutzgut Boden und Schutzgut Fläche
Der „Eiderweg“ ist bereits als
Straße befestigt und mit randlichen
Grünstreifen versehen. Die Grund-
stücksflächen Eiderweg Nr. 2 und
Nr. 4 sind bebaut und werden
durch eine Tischlerei und durch ein
Wohnhaus genutzt.
Gemäß der Bodenkarte für Schles-
wig-Holstein (http://www.umweltda-
ten.landsh.de, Auszug als neben-
stehende Abb. 15) steht im Plange-
biet Braunerde aus Geschiebe-
decksand über tiefem Geschiebes-
and an. Grundwasser steht tiefer 2
m unter Flur an.

Aufgrund der vorliegenden Bodenverhältnisse, die im Rahmen einer „Baugrundbeurteilung“ (s.
auch als Anlage zu dieser Begründung) weiterführend untersucht worden sind, ist für das ge-
samte Plangebiet die vollständige Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers von
Dach- und Zufahrts- und Wegeflächen für die Privatgrundstücke und für die geplante Wende-
platzanlage geplant.

Abb. 15
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Aufgrund der Inhalte und Darstellungen der gemeindlichen Flächennutzungs- und Land-
schaftsplanung ergeben sich für das Plangebiet keine weiteren Angaben.
Hinweise auf Kampfmittel liegen der Gemeinde Wattenbek entsprechend der Landesverord-
nung zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit durch Kampfmittel in der vom
22.02.2019 gültigen Fassung für das Plangebiet nicht vor, können aber auch nicht gänzlich
ausgeschlossen werden.
Im Zuge von der Entsorgung von Bodenmaterial ist auch das Kreislaufwirtschaftsgesetz, ins-
besondere der § 7 zu beachten. Die Erzeuger oder Besitzer von Abfällen sind zur Verwertung
ihrer Abfälle verpflichtet. Die Verwertung hat Vorrang vor deren Beseitigung.

Bewertung
und Betroffenheit durch die Planung:
Die im Plangebiet anstehenden natürlichen Böden sind nach Einschätzung der Gemeinde
Wattenbek naturraumtypisch und auch gebietstypisch.
Gemäß des Landschaftsrahmenplans (2020) sind im Plangeiet keine klimasensitiven Boden-
arten vorhanden.
Die für die Planrealisierung erforderlichen Flächen befinden sich im Privateigentum und stehen
hierfür zur Verfügung.
Neben den Flächen für die geplante Wohnbebauung einschließlich der Maßnahmen der äu-
ßeren Erschließung, die dem bauplanungsrechtlichen Außenbereich zuzuordnen sind, befin-
den sich vorhandene Bestandsbebauungen am Eiderweg Nr. 2 und Nr. 4 innerhalb des Plan-
gebiets.
Nach Durchführung einer Baugrundbeurteilung ist der Baugrund grundsätzlich für eine Versi-
ckerung geeignet. Die entsprechenden Maßnahmen sind vorhabenbezogen gegenüber der
unteren Wasserbehörde nachzuweisen.

Maßnahmen zur
Vermeidung, Minimierung und Kompensation:
Grundsätzlich ist die Versiegelung auf das unvermeidbare Minimum zu begrenzen.
Die o. g. bewertenden Angaben und zugeordnete Maßgaben sind im Rahmen der Planreali-
sierung zu beachten.
In der weiteren Projektentwicklung wird eine Baugrunduntersuchung zur Bestätigung der o.g.
Planungsannahmen (Versickerungsfähigkeit) zu erstellen und in die Planung einzustellen sein.
Für den bestehenden Straßenabschnitt „Eiderweg“ und für die Bebauung Eiderweg Nr. 2 und
Nr. 4 besteht kein Kompensationserfordernis, da entsprechend § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB
Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des
§ 1a Absatz 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten.
Mutterboden (Oberboden) ist im Sinne des BauGB fachgerecht zu behandeln, zwischenzula-
gern und möglichst vor Ort wiederzuverwenden: im Zuge der Planrealisierung sind insbeson-
dere die Vorgaben des § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“, der Bundesbodenschutz-
verordnung (BBodSchV, § 4 Angaben zu Vorsorgeanforderungen, §§ 6 - 8: Vorsorgeanforde-
rungen für das Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden, §§ 10 - 13: Erfor-
derlichkeit von Untersuchungen, auch für orientierende und detaillierte Untersuchungen) des
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG, § 7 „Vorsorgepflicht“) und des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes (KrWG, u. a. § 2 „Geltungsbereich“ und § 6 „Abfallhierarchie“) einzuhalten.
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Im Zuge der Baumaßnahmen anfallende und zu entsorgende Böden sind möglichst im Plan-
gebiet wiederzuverwenden und ansonsten auf geeigneten Deponien abzulagern unter Beibrin-
gung der erforderlichen Prüfungen und Nachweise.
Sofern das Oberbodenmaterial für die Aufbringung auf landwirtschaftliche Flächen nicht ge-
eignet sein sollte, sind im Vorwege von zukünftigen Baumaßnahmen erweiterte Untersuchun-
gen auf die nutzungsbezogenen Prüfwerte der BBodSchV, Wirkungspfad Boden-Mensch,
durchzuführen, um die Frage beurteilen zu können, ob das Bodenmaterial hierfür geeignet ist
und wiederverwendet werden kann. Ist dieses nicht der Fall, sind weitere entsorgungsrele-
vante Untersuchungen durchzuführen.
Sofern im Bereich von Bauvorhaben Bodenverunreinigungen zu Tage gefördert werden, so ist
die untere Bodenschutzbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde umgehend zu benach-
richtigen.
Die Verbringung im Außenbereich ist gemäß LNatSchG ab einer Menge von 30 m³ bzw. einer
betroffenen Fläche von > 1.000 m² durch die untere Naturschutzbehörde zu genehmigen.
Mit der Bebauungsplansatzung künftig zulässige Eingriffe in das „Schutzgut Boden“ sind ent-
sprechend den Angaben in der unten folgenden Tabelle einer Flächenberechnung mit dem
Kompensationsfaktor 0,5 mit Ausnahme der betroffenen Teilflächen des nach § 30 BNatSchG
geschützten Biotops auszugleichen, da die in Anspruch genommenen Böden nach Einschät-
zung der Gemeinde Wattenbek von allgemeiner Bedeutung sind, denn sie erfüllen infolge der
intensiven landwirtschaftlichen Nutzung zwar die allgemeinen, aber keine hervorzuhebenden
Funktionen im Naturhaushalt, sie liegen nicht in einem Schutzgebiet oder einem Biotopver-
bund und es steht kein Grundwasser oberflächennah an.
Entsprechend der Flächenermittlung auf Grundlage der „Entwurfsplanung“ werden folgende
Eingriffsflächengrößen in Ansatz gebracht und folgender Bedarf für Kompensationsflächen be-
rechnet:

Flächenart Eingriffsfläche [m²]

Eingriffs-
fläche

[ganze m²]

Ausgleichs-
flächenerfordernis
[ganze m²-Werte]
Faktor   /         [m²]

Wohnbauflächen „WA 4 und WA 5“
vorhandene
Grundstücke B1 und B2
=> das Maß der baulichen Nutzung

ist durch den Ursprungs-B-Plan
Nr. 4 und durch die erteilte Bau-
genehmigung (B2) vorgegeben

=> Grundstücke liegen im Zusam-
menhang bebauter Ortsteile
am „Eiderweg“

im Sinne des § 1a (3)
Satz 6 BauGB vor der
planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zu-
lässig

keine 0 0

Wohnbauflächen „WA 1 bis WA 3“
geplante Grundstücke 1 bis 3
=> Flächen im Außenbereich

2.215 m²
=> höchstzulässige
Versiegelung inkl.
Nebenanlagen bis
Gesamt-GRZ max. 0,45

davon Fläche für
mesophile Flachland-
mähwiese WA2: 315m²

685

315

0,5

2

343

630
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Flächenart Eingriffsfläche [m²]

Eingriffs-
fläche

[ganze m²]

Ausgleichs-
flächenerfordernis
[ganze m²-Werte]
Faktor   /         [m²]

Wohnbauflächen „WA 1 bis WA 3“
zusätzlich zur Gesamt-GRZ
versiegelte 20 m²
Gestaltungsfläche je Grundstück

3 Grundstücke =
3 x 20 m²

60 0,5 30

Wohnbauflächen „WA 1 bis WA 3“
zusätzlich zur Gesamt-GRZ
30 m² für Terrassen, Stützmauern,
Wintergärten

3 Grundstücke =
3 x 30 m²

90 0,5 45

Flächen mit zulässigen Aufschüttun-
gen und Abgrabungen auf Wohn-
baugrundstücken über die
o. g. Eingriffsflächen hinaus
(z. B. zur Höhenangleichung oder
Verteilung von Oberboden,
Mengen > 30 m³)

3 Grundstücke im
Außenbereich
Fläche gesamt
2.215 m²
Abzgl. Versiegelungen
von 1.000 m² (s. o)
=> 1.115 m²

1.115 0,25 279

Wohnwegerschließung
(G-F-L-Recht) für Grundstücke
1 bis 3 zusammen

301 m²
höchstzulässig ist eine
Vollversiegelung
davon Fläche für
mesophile Flachland-
mähwiese WA2

301

77

0,5

2

151

154

Neuanlage eines Wendeplatzes
am „Eiderweg“

650 m²
abzgl. vorhandene
Versiegelungsfläche
von ca. 50 m²

600 0,5 300

Zum Ausgleich des mesophilen
Grünlands im Bereich der Aus-
gleichsfläche „NM 2“ wird gemäß
der Ökokonto- und Ausgleichsflä-
chenkatasterverordnung (Ökokon-
toVO 2008) ein Ausgleichsfaktor
von 0,67 ausgewiesen.

Da es sich bei der me-
sophilen Flachlandwiese
um einen geschützten
Biotoptyp nach §30
BNatSchG handelt, wird
der für Biotope übliche
Faktor von 1:2 ange-
wendet.

302 2 604

zusammen 2.536

Darüber hinaus sind Eingriffe in weitere Flächen nicht zu erwarten.
Für Baustelleneinrichtungen und für das Abstellen bzw. Zwischenlagern von Baumaschinen
und Baumaterialien etc. im Zuge der Wohngebietserschließung dürfen nur die Flächen der
Baugebiete und der Wege und privaten / öffentlichen Verkehrsflächen genutzt werden.
Die Durchlässigkeit des Bodens ist nach baubedingter Verdichtung auf allen nicht überbau-
ten Flächen wieder herzustellen.
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Der im Zuge der „Entwurfsplanung“ ermittelte Kompensationsbedarf von 2.536 m² soll im
naturräumlichen Zusammenhang und in unmittelbarer Nähe zum Eingriffsort durch die Zuord-
nung aus dem Teilbereich 2 einer ausreichend großen Teilfläche des Flurstücks 4/4, Flur 3,
Gemarkung Wattenbek, Gemeinde Wattenbek kompensiert werden (vgl. auch vorangestellte
Abb.14h).
Die Gemeinde Wattenbek trifft zur Sicherung der Ausgleichsverpflichtung eine entsprechende
vertragliche Vereinbarung mit dem Grundstückseigentümer.

18.3.5 Schutzgut Wasser
Im Plangebiet sind keine Gräben und keine anderen Oberflächengewässer vorhanden.
Das Grundwasser steht gemäß der Bodenkarte mehr als 2 m unter Gelände an (aus: Land-
wirtschafts- und Umweltatlas SH http://www.umweltdaten.landsh.de/atlas/script/index.php).
Dies entspricht den Erfahrungen der Gemeinde Wattenbek. In der weiteren Projektentwicklung
wurde durch eine Baugrundbeurteilung ein entsprechender Nachweis einschließlich Ausfüh-
rungen zur Versickerungsfähigkeit des Bodens erstellt (s. auch als Anlage zu dieser Begrün-
dung).

Das Plangebiet liegt gemäß des Landwirtschafts- und Umweltatlas SH (http://www.umweltda-
ten.landsh.de/atlas/script/index.php) nicht innerhalb eines bestehenden oder eines geplanten
Wasserschutzgebietes.
Gemäß einer Hochwassergefahrenkarte des MELUR-SH vom Sachstand 30.11.2013 liegt
Wattenbek in keinen Bereich mit einer darstellbaren Wahrscheinlichkeit für ein Flusshochwas-
ser (keine Kennzeichnung für das Ereignis mit der Wahrscheinlich HQ200).

Bewertung
und Betroffenheit durch die Planung:
Bezüglich von Oberflächengewässern besteht keine Bedeutung und keine Betroffenheit für
bzw. durch die Planung.
Durch die Herstellung von Oberflächenversiegelungen werden die Grundwasserspeisungen
kleinflächig verändert. Die Flächen sind nach Kenntnis der Gemeinde und des Grundstücks-
eigentümers sowie auf Grundlage der o.g. Baugrundbeurteilung grundsätzlich geeignet für
eine Versickerung des Oberflächenwassers über Mulden, Rigolen, Rohrrigolen oder Schächte
geeignet. Es ist daher vorgesehen, das auf den geplanten Wohngrundstücken anfallende
Oberflächenwasser grundstücksbezogen zur Versickerung zu bringen.

Maßnahmen zur
Vermeidung, Minimierung und Kompensation:
Aufgrund der anzunehmenden Bodenverhältnisse ist für das gesamte Plangebiet die vollstän-
dige Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers von Dach- und Zufahrts- und Wege-
flächen für die Privatgrundstücke geplant.
Das dem „Entwurf“ für diese Maßnahme der wohnbaulichen Arrondierung zugrunde liegende
Regenwasserentwässerungskonzept umfasst folgende Details:
 Für die privaten Bereiche, die heute noch nicht bebaut sind, also im östlichen Planbe-

reich, ist vorgesehen, den üblichen Nachweis der Versickerungsanlagen für ein 5-jährli-
ches Regenereignis zu fordern. Die privaten Zufahrtsbereiche sollten teils gepflastert und
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teils mit Befestigungen z.B. aus Rasenwabenplatten vorgesehen werden, um eine voll-
ständige Flächenversickerung auch in diesen Bereichen erreichen zu können.

 Die Auslegung der Regenwasserversickerung hat nach den einschlägigen Merkblättern
der DWA (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V.) in der
jeweils aktuellen Fassung zu erfolgen.
Der Nachweis ist im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfahrens durch den Antragsteller
zu führen.

 Durch die Vorgabe „vollständige Versickerung des Niederschlagswassers innerhalb des
Plangebietes“ wird die Gemeinde Wattenbek die Pflicht und Art zur Abwasserbeseitigung
festschreiben.
Nach § 44 Abs. 4 LWG Schleswig-Holstein, kann die Satzungsregelung als Festsetzung
in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Wird keine Festsetzung im Bebauungs-
plan aufgenommen, könnte im äußersten Fall ein Grundstückseigentümer sein Oberflä-
chenwasser über einen Kanal ableiten wollen und die Gemeinde Wattenbek stünde dann
in der Pflicht der Abwasserbeseitigung.
 Die Gemeinde Wattenbek wird eine planungsrechtliche Festsetzung derart aufneh-

men, wonach das unbelastete Oberflächenwasser auf den privaten Grundstücken
zur Versickerung zu bringen ist.

 Zum Schutz des Bodens und des Grundwassers ist die Verwendung metallischer
Dachflächen unzulässig, sofern diese Dachflächen nicht mit einem Schutzlack oder
Ähnlichem versehen sind.

Da das anfallende Oberflächenwasser insgesamt zur Versickerung gebracht wird, besteht un-
ter Beachtung der vorangestellten Maßnahmen kein weitergehendes Kompensationserforder-
nis.

18.3.6 Schutzgut Luft und Schutzgut Klima
Für den Plangeltungsbereich liegen keine detaillierten Klimadaten vor. Ferner ist eine Rele-
vanz detaillierter Angaben für die Planung nicht erkennbar. Als generelle Aussage ist davon
auszugehen, dass das Plangebiet im Westen und im Norden durch vorhandene Bebauungen
einschließlich Nebenanlagen und mit den jeweiligen Gehölzbeständen (vgl. auch vorange-
stellte Abb. 3o bis Abb. 3r) relativ gut gegen Windeinwirkungen abgeschirmt ist.
Von Süden und Osten sind keine schützenden Einfassungen vorhanden, so dass die Witte-
rungseinflüsse offen einwirken können, wobei diese aufgrund der nicht häufig auftretenden
Windrichtungen nicht so bedeutsam sein werden.
Besondere klimatische Effekte wie Kaltluftflüsse und Kaltluftsammelbecken o. ä. sind auch bei
den vorliegenden Reliefunterschiede nicht anzunehmen; diese würden eher weiter südlich un-
terhalb „Eiderweg“ im Bereich der Niederungsflächen der Burbek auftreten.
Hinsichtlich der Luftqualität liegen der Gemeinde keine Angaben über zu beachtende Einflüsse
/ Beeinträchtigungen vor und in der Auflistung der Störfallbetriebe des MELUND SH (Stand
22. März 2024) ist für Wattenbek die Bioenergie Blöcker-Rixen GmbH & Co. KG südlich des
Plangebiets jenseits der Burbek zu beachtender Störfallbetrieb benannt.
Aus den gemeindlichen Planungen und anderen Quellen liegen der Gemeinde keine planungs-
relevanten Hinweise auf weitere besondere Situationen wie emittierende Gewerbebetriebe o.
ä. vor.
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Bewertung
und Betroffenheit durch die Planung:
Die Gemeinde geht davon aus, dass durch die Entwicklung dieser kleinen wohnbaulichen Ar-
rondierungsfläche mit maximal drei Grundstücken keine beurteilungs- bzw. planungsrelevan-
ten Auswirkungen der Luftqualität und des Klimas vorliegen und auch nicht entstehen werden.
Es werden keine Nutzungen entstehen, die zu darstellbaren und somit bewertungserheblichen
Treibhausgasemissionen führen. Das Gebiet weist aufgrund seiner Lage keine besondere
Empfindlichkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels auf (Änderungen der Niederschläge,
Winde etc.) - bezüglich der offenen südlichen und östlichen Seiten sei hier im Vorgriff auf das
Kapitel 18.3.7 verwiesen, denn dort wird die geplante Ortsrandeingrünung dargelegt.
Dabei ist es der Gemeinde Wattenbek bewusst und bekannt, dass der Bebauungsplan zu ei-
nem Verlust von unversiegelten Flächen und kleinräumig auch von Gehölzen führen wird.
Dadurch werden kleinräumige Auswirkungen wie Temperaturerhöhungen, Minderung der Luft-
feuchtigkeit und Einflussnahme auf die Windströmungen auftreten und nicht in Gänze ver-
meidbar aber wie nachfolgend erläutert kompensierbar sein.

Maßnahmen zur
Vermeidung, Minimierung und Kompensation:
Es wird aufgrund der Ortsrandlage nicht möglich sein, eine wirklich ganzjährig effektive Ab-
schirmung gegenüber einwirkenden Winden herzustellen, wobei die bestehende Bebauung im
Westen und Norden bereits einen wesentlichen Windschutz geben wird.
Da keine erheblichen Auswirkungen durch das Planvorhaben selbst zu erwarten sind, wird
bezüglich dieser Schutzgüter kein Kompensationsbedarf festgestellt.
Die Auswirkungen auf das örtliche Klima können durch Maßnahmen beeinflusst werden, die
im unmittelbaren Zusammenhang mit der wohnbaulichen Bebauung und Nutzung stehen und
dementsprechend auch ein zu betrachtender Belang in der Bebauungsplanung darstellen.
Um dennoch entsprechend des Klimaschutzgesetzes und den gesetzlichen und gesellschaft-
lichen Anforderungen einen Beitrag zur Minimierung der allgemeinen „diffusen“ Wirkungen auf
das Klima zu entsprechen, werden mit dem „Vorentwurf“ folgende Maßnahmen vorgesehen:

 Die Wärmeerzeugung im Bereich des Neubaus wird seitens der privaten Grundstücks-
eigentümer nunmehr in der Regel über regenerative Energien (Wärmepumpen etc.) er-
folgen.
Zudem wird mit der Bebauungsplansatzung für den Wohnungsneubau bzw. für wesent-
liche Änderungen der Ausschluss fossiler Brennstoffe festgesetzt.

 Dachflächen können mit Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie ausgestattet werden
(Photovoltaik, Solarthermie).

 Dachflächen können mit Gründächern versehen werden (ergänzende Dämmwirkung,
Minderung der Temperaturschwankungen und Vergleichmäßigung der Luftfeuchtigkeit).

 Da gemäß § 8 Abs. 1 LBO-SH nicht überbaute Grundstückflächen zu begrünen oder zu
bepflanzen sind, ist Herstellung von so genannten „Schottergärten“ ausgeschlossen.

 Baumpflanzungen tragen zur Verbesserung des Kleinklimas bei (Vergleichmäßigung
durch Beschattung, Schutz vor Überhitzung, Staubbindung, Luftfeuchtigkeitsausgleich)

 Auf den bisher unbebauten privaten Grundstücken (1) bis (3) ist je angefangene 500 m²
Grundstücksfläche die Pflanzung und dauerhafte Erhaltung von Hochstammlaubbäu-
men (in Baumschulqualität mit Stammdurchmesser mind. 14-16 cm, mind. 3 x verpflanzt)
vorzunehmen.
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Bei Pflanzung von Obstbäumen dürfen abweichend von den zuvor genannten Qualitäten
auch Hochstammbäume der Pflanzgröße mind. 10-12 cm Stammumfang, 2 x verpflanzt,
verwendet werden. Die Bäume sollen auch zur inneren Durchgrünung beitragen.

 Der im Norden vorhandene Knickschnitt soll entwidmet innerhalb einer privaten Grünflä-
che als „Wall mit Gehölzen“ einschließlich Überhälter erhalten werden.

 Mit der Anlage einer Obstbaumreihe und einer Knickstrecke werden in Verbindung mit
Heckenpflanzungen auf den privaten Grundstücksflächen am östlichen Plangebietsrand
Maßnahmen der Ortsrandeingrünung durchgeführt, die in vielfältiger Form zu einer Ver-
besserung des Kleinklimas führen können.

 Das innerhalb des Plangebiets anfallende Oberflächenwasser ist auf den privaten und
öffentlichen Flächen vollständig zur Versickerung zu bringen.

 Weiterhin wird der Einsatz von natürlichen, nachhaltigen Baustoffen empfohlen. Beton
mit oder ohne Stahlarmierung ist um ein Vielfaches schädlicher für die Klimabilanz als
zum Beispiel Kalksandsteine oder Holz. Sowohl der Beton als auch der Stahl sind hoch-
gradig treibhausgasrelevant. Beton besteht zu großen Teilen aus Zement. Dieser kommt
in der Natur nicht vor und muss in Werken gebrannt werden. Dabei entweicht Kohlen-
stoff. Sowohl bei Stahl als auch bei Zement sind die Abfallprodukte Kohlendioxid und
andere Treibhausgase wie Methan und Lachgas, die noch klimarelevanter sind als CO2.

 Eine kompakte Bauform mit einem niedrigen A/V Verhältnisses (Oberfläche-zu-Volu-
men-Verhältnis) ist empfehlenswert. Je kleiner das A/V-Verhältnis ist, umso geringer ist
der Energiebedarf. Eine verdichtete Bauform mit Flach-, Pult- oder Satteldach und ge-
ringen Vor- und Rücksprüngen der Außenfläche ermöglichen einen geringen Energiebe-
darf.

 Wintergärten sollten nicht beheizbar sein, aber so in die Gebäudearchitektur integriert
werden, dass insbesondere in Frühjahr und Herbst die unter dem Glas entstehende
Wärme für die Wohnräume genutzt werden kann.

Die Gemeinde Wattenbek kommt zu dem Ergebnis, dass aufgrund der insgesamt getroffenen
und vorangestellt erläuterten Maßnahmen zu den getroffenen Festsetzungen die Planung den
Anforderungen an den Klimawandel gerecht werden kann und stuft die Auswirkungen durch
die Planung insgesamt als „wenig erheblich für das Schutzgut Klima“ ein.

18.3.7 Schutzgut Landschaft (= Landschaftsbild / Ortsbild)
Das Plangebiet umfasst neben den bereits bebauten Grundstücksflächen Eiderweg Nr. 2 und
Nr. 4 im Wesentlichen bisher als Grünland intensiv bewirtschaftete Nutzflächen mit …

- Lage unmittelbar östlich und südlich der Bestandsbebauungen der Ortslage von Watten-
bek,

- dem „Eiderweg“ als Gemeindestraße im Süden als äußere Erschließung,
- und weiteren landwirtschaftlichen Nutzflächen im Süden und Osten.

Im Wesentlichen stellt sich das Plangebiet als Teil einer landwirtschaftlichen Nutzfläche mit
einer bewegten Oberfläche dar.
Das Gelände ist teilweise stark geneigt von Norden nach Süden mit Höhen von 32,50 m im
Norden und von rund 28,00 m im Süden am Eiderweg.
Aufgrund der o. g. zweiseitigen Einfassung durch Bebauungen im Westen und Norden beste-
hen größere Sichtweiten nach Süden und nach Westen.
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Eine gebietsbezogene konkrete Freizeitnutzung / weitere Freizeitinfrastruktureinrichtung be-
steht hier nicht. Der „Eiderweg“ wird von der angrenzenden Wohnnutzung für die örtliche Frei-
zeitgestaltung als Spazierweg und Radroute genutzt.

Bewertung
und Betroffenheit durch die Planung:
Das Plangebiet weist entsprechend den Darstellungen in der Flächennutzungs- und Land-
schaftsplanung als eine kleinere Maßnahme der Arrondierung der bisherigen Ortslage eine
gute Eignung für eine angemessene und räumlich begrenzte wohnbauliche Entwicklung.
Es werden im Wesentlichen als Grünland genutzte Flächen zu Wohngrundstücken und Ver-
kehrsflächen mit zugeordneten Funktionsflächen entwickelt.
Somit werden im Plangebiet auf den heute unbebau-
ten Flächenanteile deutliche Veränderungen entste-
hen, die durch Maßnahmen der Ortsrandeingrünung
zu minimieren und das Ortsbild im Osten neu zu ge-
stalten ist.
Der „Eiderweg“ und sein auf der südlichen Straßen-
seite (Böschungskante) vorhandene Knick bleibt er-
halte. Der vorgesehene Wendeplatz nimmt zwar die
Fahrflächen der Eiderwegs auf, entwickelt sich aber
von der Knickböschung weg nach Norden ins Plan-
gebiet.

Maßnahmen zur
Vermeidung, Minimierung und Kompensation:
Entlang der zur offenen Landschaft entstehenden
Seite im Osten sind auf den privaten Grundstücksflä-
chen der geplanten Wohnbaugrundstücke (1) bis (3)
jeweils Laubgeholzhecke auf Teilstrecken (mind. 75
%) der Grundstückskantenlänge herzustellen und
dauerhaft zu erhalten (s. auch nebenstehende Abb.
16a). Die Pflanzungen sind jeweils in 2,0 m bis 2,5 m
breiten Streifen als 2-reihige ebenerdige Strauch-
pflanzung nur unter Verwendung von mindestens 3-
bis 4-triebigen und 0,6 - 1,0 m hohen 2 x verpflanzten
Sträuchern und Heistern der Höhe 100 - 125 cm an-
zulegen, wobei die Pflanzung versetzt „auf Lücke“
mit einem Abstand von höchstens 1 m zwischen den
Pflanzen in der Reihe zu erfolgen hat. Die Pflanzun-
gen können abschnittsweise versetzt von der äuße-
ren Grundstücksgrenze angelegt werden.
Geeignete Gehölze für die Herstellung der Ortsrand-
eingrünung sind:

Stieleiche (Quercus robur), Feldahorn (Acer cam-
pestre), Gemeine Traubenkirsche (Prunus padus),
Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus),
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna),
Schlehe (Prunus spinosa), Wildpflaume (Prunus

Abb. 16a

(Quelle: „Entwurf“
BIS·S, 21.05.2025)
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cerasifera), Kornelkirsche (Cornus mas), Salweide (Salix caprea), Grauweide (Salix cine-
rea), Öhrchenweide (Salix aurita), Korbweide (Salix viminalis), Purpurweide (Salix purpu-
rea), und Hainbuche (Carpinus betulus).

Ergänzend zu dieser Maßnahme auf privaten Grundstücksflächen werden auf einer 5,0 m
breiten Ausgleichsfläche, die nicht an die angrenzenden privaten Grundstückserwerbe ver-
äußert werden folgende Naturschutzmaßnahmen [„NM“] umzusetzen sein:

Naturschutzmaßnahme 2 („NM2“):
Entlang der geplanten Baugrundstücke (1) bis (3) ist
eine Baumreihe vorzugsweise aus Obstbäumen in
der im „Städtebaulichen Konzept“ dargestellten An-
zahl (insgesamt mindestens 8 Stück, s. auch neben-
stehende Abb. 16b) herzustellen. Die Pflanzung der
Bäume hat in regelmäßigen Abständen unter Ver-
wendung ausschließlich von Gehölzen in der Baum-
schulqualität Hochstamm Stammumfang mind. 16-
18 cm, mind. 4 x verpflanzt, mit Drahtballierung
durchzuführen.
Geeignet sind Obstbäume wie Apfel, Birne, Kirsche,
Pflaume insbesondere in traditionellen heimischen
Sorten, wie nachfolgend exemplarisch benannt:

- Apfelsorten:
Gelber Richard, Altländer Glockenapfel, Matinii,
Biesterfelder Renette, Danziger Kantapfel,
Dülmener Rosenapfel, Fillippa, Gelber Müns-
terdorfer, Roter Boskoop, Purpurroter
Cousinotte, Goldparmäne, Stina Lohmann,
Grahams Jubiläumsapfel, Ontario, Krügers
Dickstiel, Weißer Klarapfel

- Birnensorten:
Alexander Lucas, Amanlis Butterbirne, Lübe-
cker Prinzessinbirne, Köstliche von Charneu
(Bürgermeisterbirne)

- Pflaumensorten:
The Czar und Hauszwetsche

Bei Pflanzung von Obstbäumen kann von der obigen
Größenangabe abgewichen werden und der Stamm-
umfang auf mind. 12 cm verringert sein. Abgänge
sind innerhalb der nächsten Pflanzperiode (01.11.
bis 31.03.) nachzupflanzen
Die Entwicklung der o.g. Ausgleichsfläche erfolgt
als Wiesenfläche (Mahd) unter dauerhafter bzw.
jährlich fortgesetzter Durchführung folgender
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen:

- Keine Ausbringung jedweder Düngemittel, Pflanzenschutzmittel oder Ansaaten.
- Durchführung von maximal 1 Mahd pro Jahr, wobei die Mahd nicht vor dem 1. Juli

durchgeführt werden darf.

Abb. 16b
(Quelle: BIS·S,
16.04.2024)
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- Entfernen des Mahdguts von der Fläche.
- Keine Lagerung von Mahdgut oder anderen Stoffen / Materialien auf der Fläche.

Bei Massenentwicklung von Problemkräutern (z. B. Disteln, Brennnesseln, Jakobsgreis-
kraut etc.) darf eine von der voranstehenden abweichenden Pflege der Fläche durchge-
führt werden.

- Die Ausgleichsfläche ist gegenüber der angrenzenden landwirtschaftlichen Fläche mit
einem einfachen Weidezaun abzugrenzen.

Naturschutzmaßnahme 1 („NM1“):
Im Südosten des Plangebiets, entlang der geplanten Wendeplatzanlage (vgl. vorangestellte
Abb. 16a und Abb. 16b), wird innerhalb der vorgenannten Ausgleichsfläche auf insgesamt 25
m Länge ein Knick neu angelegt. Knickwall und die Bepflanzung sind wie folgt herzustellen:

 Knickwall ist 1,3 m hoch mit einer Wallfußbreite von 3,0 m und einer Wallkronenbreite
von 1,1 m herzustellen. Die Wallkrone ist ca. 0,1 m bis 0,2m tief auszumulden.

 2-reihige Bepflanzung nur unter Verwendung von mindestens 3 bis 4-triebigen und 0,6 -
1,0 m hohen Sträuchern, wobei die Pflanzung versetzt „auf Lücke“ mit einem Abstand
von höchstens 1 m zwischen den Pflanzen in den Reihen zu erfolgen hat.
Geeignete Gehölze sind:
Feldahorn (Acer campestre), Hasel (Corylus avellana), Hundsrose (Rosa canina), Filz-
rose (Rosa tomentosa), Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Gemeine Traubenkir-
sche (Prunus padus), Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus), Schwarzer Holunder
(Sambucs nigra), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Schlehe (Prunus spi-
nosa), Eberesche (Sorbus aucuparia), Wildapfel (Malus sylvestris), Wildbirne (Pyrus
pyraster), Hainbuche (Carpinus betulus)
Das Pflanzgut hat den Qualitätsmerkmalen des Bundes Deutscher Baumschulen zu ent-
sprechen. Die Bäume (unterstrichene Pflanzen der obigen Auflistung) haben danach der
BDB-Pflanzqualität „2 x verpflanzt, ohne Ballen, 125 cm bis 150 cm“ bzw. die Sträucher
der Pflanzqualität „4- bis 5-triebig“ zu entsprechen. Das Pflanzverhältnis von Sträuchern
zu Bäumen hat 4:1 zu betragen.
Die Gehölzpflanzung ist mit einer mind. 10 cm starken Strohlage zu mulchen, um das
Aufwachsen der Gehölze zu erleichtern

 Die Knickwall ist nach dessen Aufschüttung und Profilierung mit einer ca. 0,1 m tiefen
Mulde auf der Wallkrone bis zur Bepflanzung mit Gehölzen mit einer „Gründüngerpflan-
zenart“ wie Senf, Roggen oder Phacelia einzusäen, um das Aufwachsen der Knickge-
hölze zu erleichtern.
Entnahme des Bodens für den Knickwall aus dem Plangebiet von dem Flurstück 55/56
der Flur 1.

 Der Knick ist zur Vermeidung von Wildverbissschäden während des Gehölzanwuchs-
zeitraums in geeigneter Weise einzuzäunen. Dieser Zaun ist spätestens 10 Jahre nach
der Pflanzung zu entfernen und fachgerecht zu entsorgen.

Es besteht bezüglich der Knicks ein weiteres Kompensationserfordernis von 12 m Knickstre-
cke, das außerhalb des Plangebiets im südöstlichen Bereich am „Eiderweg“ innerhalb des
Teilbereichs 2 als Ersatzmaßnahme durchgeführt werden soll.
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Auf den geplanten Wohnbaugrundstücken (1) bis (3) ist pro angefangene 500 m² Grundstücks-
fläche ein heimischer Laubbaum mit einer Pflanzgröße von mindestens 14-16 cm Stammum-
fang in 3 x verpflanzter Baumschulqualität zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Pflan-
zung von Obstbäumen dürfen abweichend von der zuvor genannten Qualität auch Hoch-
stamm-Gehölze der Größe mindestens 10-12 cm Stammumfang gepflanzt werden.
Abgänge in den Gehölzpflanzungen sind jeweils durch Nachpflanzungen zu ersetzen.
Für die Baumpflanzungen sind jeweils Formgehölze und Kopfbäume nicht zu verwenden, da
diese oftmals eine intensive Pflege erfordern und ansonsten oft zu Windbruchschäden führen.

18.3.8 Schutzgüter kulturelles Erbe und Schutzgut sonstige Sachgüter
Innerhalb des Planbereichs selbst sind entsprechend den Darstellungen der Flächennutzungs-
und Landschaftsplanung keine Kulturdenkmale und voraussichtlich auch keine archäologi-
schen Fundstellen vorhanden bzw. der Gemeinde Wattenbek bisher bekannt gemacht worden.
Auf ...

- den „Eiderweg“ und auf die „Schulstraße“ mit den dort vornehmlich vorhandenen wohn-
baulichen Nutzungen,

- den Tischlereibetrieb am Eiderweg Nr. 2,
- den Knick an der südlichen Wegesseite Eiderweg,
- den Störfallbetrieb (Biogasanlage) stark abgesetzt im Süden zu Plangebiet

… wurde bereits in Zusammenhang mit den zuvor beschriebenen Schutzgütern eingegangen.
Vorhandene Versorgungseinrichtungen und Leitungstrassen sind im Rahmen der nachfolgen-
der Vorhabenrealisierung frühzeitig zu berücksichtigen.
Weitere Nutzungen bzw. planerisch relevante Sachgüter sind der Gemeinde Wattenbek nicht
bekannt und auch in den durchgeführten Beteiligungsverfahren nicht bekanntgemacht worden.

Bewertung
und Betroffenheit durch die Planung:
Das Plangebiet ist bezüglich etwaiger baulicher Denk-
male nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand
ohne Bedeutung.
Archäologische Funde können jedoch insbesondere
im östlichen Planbereich (s. auch nebenstehende
Abb. 17) innerhalb eines archäologischen Interessen-
gebietes nicht ausgeschlossen werden. Sofern im
Zuge der Planrealisierung während der Bauausfüh-
rung Auffälligkeiten z. B. im Boden festgestellt werden
sollten, so sind die Denkmalschutzbehörden zu infor-
mieren.
Die Planung erfolgt auf Flächen, die bereits für eine
wohnbauliche Nutzung planerisch (F-Plan) vorbereitet
und teilweise planungsrechtlich (B-Plan Nr. 4) für eine
wohnbauliche Nutzung abgesichert sind.
Die verkehrliche Anbindung an die Gemeindestraße
„Eiderweg“ ist für den Plangeltungsbereich vorhanden.

(Quelle: Archäologie-Atlas SH: https://
danord.gdi-sh.de/view/ArchaeologieSH)

Abb. 17
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Zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Müllabfuhr und einer ausreichenden Wendemög-
lichkeit auch für andere Notfall- und Einsatzfahrzeuge ist die heutige Sachgassensituation
ohne Wendemöglichkeit um einen Wendeplatz am Ende des Plangebiets unter Einbeziehung
der vorhandenen Straßenflächen erforderlich.
Insgesamt wird eine Siedlungsentwicklung vorgesehen, die auf Grundlage der Flächennut-
zungs- und Landschaftsplanung durch die Inanspruchnahme einer kleineren Außenbereichs-
fläche zu einer sinnvollen und räumlich begrenzten Ergänzung der kompakten Ortslage von
Wattenbek führen wird

Maßnahmen zur
Vermeidung, Minimierung und Kompensation:
Durch die Beachtung der bisherigen Nutzungen und der bestehenden Strukturen sowie der
örtlichen Gegebenheiten wird eine Einfügung der drei Wohnbaugrundstücke in die örtlichen
Strukturen so gegeben sein, dass über die in Zusammenhang mit den Kapiteln 18.3.1 bis
18.3.7 genannten Maßnahmen hinaus keine weiteren Maßnahmen bezüglich der Schutzgüter
„kulturelles Erbe“ bzw. Kulturgüter sowie der „sonstigen Sachgüter“ erforderlich sind.
Auch wenn die Gemeinde Wattenbek nicht in der Liste der Anlage der Kampfmittelverordnung
SH vom 07.05.2012 aufgeführt ist, so können Zufallsfunde nicht gänzlich ausgeschlossen wer-
den.
Wer Kampfmittel entdeckt oder in Besitz hat oder von bisher nicht bekannten Fundstellen oder
Lagerstätten mit vergrabenen, verschütteten oder überfluteten Kampfmitteln Kenntnis erlangt,
ist verpflichtet, dies unverzüglich der örtlichen Ordnungsbehörde, der Kreisordnungsbehörde
oder der nächstgelegenen Polizeidienststelle anzuzeigen.

18.3.9 Wechselwirkungen
Die obigen Beschreibungen verdeutlichen, dass das Plangebiet durch die an die bebaute Orts-
lage angrenzenden Acker-, Grünland- und auch Waldflächen, den „Eiderweg / Schulstraße“
und durch die im Westen und Norden angrenzende Bebauung der Ortslage geprägt ist.
In den Kapiteln 18.3.1 bis 18.3.8 wird deutlich, dass sich nach derzeitigem Kenntnisstand
durch die Entwicklung einer eher kleinen wohnbaulichen Arrondierung für maximal drei Wohn-
baugrundstücke vor allem Wirkungen auf die Schutzgüter Pflanzen und Tiere einschließlich
der biologischen Vielfalt, Boden, Fläche, Wasser, Landschaft und sonstige Sachgüter haben
werden bzw. die Bestandssituation der Schutzgüter erheblich verändern können bzw. werden.
Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit, Luft,
Klima und Kulturgüter werden voraussichtlich nicht oder nur in geringem Maße entstehen. Ins-
gesamt können die zu erwartenden erheblichen Eingriffe durch die Einfügung in die rahmen-
gebenden Landschaftsstrukturen und ansonsten durch die Anbindung an die Ortsstruktur deut-
lich minimiert und ansonsten vollständig kompensiert werden.
In den Kapiteln 18.3.1 bis 18.3.8 werden die zwischen den Schutzgütern ausgelösten Wech-
selwirkungen mitdargelegt. Es sind nach Kenntnis der Gemeinde Wattenbek darüber hinaus
keine darzustellenden Wechselwirkungen zu erwarten.

18.3.10 Fehlende Kenntnisse
Es liegen keine Detailinformationen über den Änderungsbereich zu folgenden Themen vor:
Baugrund und Versickerungsfähigkeit, Klimadaten, längerfristige faunistische Daten über die
örtliche Situation hinaus, längerfristige Grundwasserstandmessungen und zum Verkehr.
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Aufgrund der Eingebundenheit des Planbereichs in die Siedlungsstruktur der Gemeinde Wat-
tenbek ist entsprechend der Angaben zu den einzelnen Schutzgütern insgesamt von einer für
die Planung hinreichenden Kenntnis- und Datenlage auszugehen, so dass von der Gemeinde
Wattenbek in dem Fehlen der genannten vertiefenden Informationen kein planerisch erhebli-
ches Defizit gesehen wird.
Von Seiten der Gemeinde Wattenbek wurden aufgrund der Stellungnahmen der unteren Was-
serbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde zur Erstellung der „Entwurfsplanung“ eine
Baugrundbeurteilung und eine tiefbautechnische Begleitung mit einem „A-RW-1“ Nachweis
erstellt und die Ergebnisse in die Planung eingestellt.

18.4 Prognosen zur Entwicklung des Umweltzustandes
Entwicklung bei Durchführung der Planung:
Mit der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 sollen die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zur Erlangung von Baurechten für maximal drei Baugrundstücke am östlichen Rand
der heutigen Ortslage im Eckbereich „Schulstraße / Eiderweg“ geschaffen werden.
Die Flächen sind in den gemeindlichen vorbereitenden Planungen als Wohnbaufläche bzw.
als Entwicklungsfläche Wohnen dargestellt.
Die geplanten Grundstücke können an die vorhandene Infrastruktur im Bereich „Eiderweg“ /
„Schulstraße“ angeschlossen werden.
Zur Sicherung der Bestandssituation werden die Grundstücksflächen Eiderweg Nr. 2 und Nr.
4 mit in den Geltungsbereich dieses Änderungsverfahrens genommen.

Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung:
Ohne die Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 würde das Baurecht und
die erteilten Genehmigungen entsprechend den Festsetzungen der rechtskräftigen Bebau-
ungsplanung Nr. 4 weiter bestehen bleiben. Eine Arrondierung im östlichen Bereich des Be-
bauungsplanes Nr. 4 entsprechend den Darstellungen und den Zielsetzungen der Flächennut-
zungsplanung wäre dann nicht möglich.

18.5 Kumulierende Auswirkungen von Vorhaben,
grenzüberschreitender Charakter
Aufgrund der landesplanerisch zugestandenen Entwicklungsmöglichkeiten für die Gemeinde
Wattenbek und der Darstellung der Plangebietsfläche in der gemeindlichen Flächennutzungs-
und Landschaftsplanung geht die Gemeinde insgesamt von einer geeigneten wohnbaulichen
Arrondierung der bebauten Ortslage im Bereich „Schulstraße / Eiderweg“ aus.
Gleichwohl es zurzeit auch eine gemeindliche Planung zur Ausweisung von rückwärtigen
Grundstücksflächen am „Grüner Weg“ in der Gemeinde erfolgt, können kumulierende Wirkun-
gen dieser beiden Plan-Vorhaben ausgeschlossen werden, denn beide Planungen betreffen
private Grundstücksflächen, deren jeweilige Realisierung insgesamt einen längeren Zeitraum
in Anspruch nehmen kann, sodass nachteilige Auswirkungen auf die Gemeindestruktur nicht
anzunehmen sind.
Ein grenzüberschreitender Charakter der Planung besteht nicht.
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18.6 Zusätzliche Angaben: Beschreibung der wichtigsten Merkmale
der verwendeten technischen Verfahren
Zur Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 werden im Wesentlichen fol-
gende zu nennenden Verfahren angewendet:
„Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung“
Auf Grundlage des Erlasses 09.12.2013 ist eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung zu erstellen.
Die Bilanzierung wird schutzgutbezogen in den Umweltbericht integriert.
Über die Belange des Naturschutzes im Bauleitplan ist nach § 18 Bundesnaturschutzgesetz
in Verbindung mit den §§ 1, 1a, 2 und 2a BauGB zu entscheiden. Der Eingriff ist soweit wie
möglich zu vermeiden. Nicht vermeidbare Eingriffe sind zu minimieren. Verbleibende Beein-
trächtigungen sind auszugleichen (§§ 14 und 15 BNatSchG in Verbindung mit § 1a BauGB).

„Belange des Artenschutzes nach BNatSchG“
Zur angemessenen und fachgerechten Beachtung artenschutzrechtlicher Bestimmungen ge-
mäß § 44 BNatSchG ist eine Potenzialabschätzung auf Basis der Nutzungsstrukturen bezüg-
lich möglicherweise betroffener nach § 7 BNatSchG besonders oder streng geschützter Arten
in den Umweltbericht in den Kapiteln zu den Schutzgütern Pflanzen und Tiere (jeweils ein-
schließlich der biologischen Vielfalt) integriert.
Die Ergebnisse werden in die Umweltprüfung eingestellt.

„Baugrunduntersuchung“
Zur angemessenen und fachgerechten Beachtung des Baugrundes und zur Klärung einer Ver-
sickerung des anfallenden Niederschlagswassers wurde eine Baugrunduntersuchung erstellt.
Die Ergebnisse wurden in die Umweltprüfung und in der planungsrechtlichen Relevanz in die
Bebauungsplanung eingestellt.

„Tiefbautechnische Begleitung“
Zur angemessenen und fachgerechten Beachtung der äußeren Plangebietserschließung und
zur Entwässerung einschließlich eines Nachweises zur Wasserhaushaltsbilanz wurde eine
tiefbautechnische Begleitung erstellt.
Die Ergebnisse wurden in die Umweltprüfung und in der planungsrechtlichen Relevanz in die
Bebauungsplanung eingestellt.

„Schalltechnische Untersuchung“
Zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse wurde eine bereits für die im Plan-
gebiet befindliche Tischlerei vorhandene schalltechnische Untersuchung zur Beurteilung der
Verträglichkeit der Nutzungen innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets für die Bauleitplan her-
angezogen.
Die Ergebnisse werden in die Umweltprüfung eingestellt.

Umweltverträglichkeitsprüfung
Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 wird auf Grundlage des BauGB erarbeitet, wo-
nach gemäß § 50 UVPG die Prüfung der Umweltverträglichkeit im Aufstellungsverfahren nach
den Vorschriften des BauGB jeweils durch eine „Umweltprüfung“ gemäß § 2 Abs. 4 BauGB
erfolgt.
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Die „frühzeitige Behörden- und Trägerbeteiligung“ wird durch eine Beteiligung der betroffenen
Behörden, der sonstigen Träger öffentlicher Belange und der anerkannten Naturschutzver-
bände nach § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt, ausgewertet und die Anregungen und umweltre-
levanten Informationen entsprechend der Beratung und des Beschlusses der Gemeindever-
tretung in die „Entwurfsplanung“ eingestellt.
Entsprechendes gilt hinsichtlich der anschließend durchzuführenden Beteiligung nach § 4 Abs.
2 BauGB i.V.m. der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB.
Die Gemeinde Wattenbek geht nach dem derzeitigen Planungs- und Kenntnisstand davon
aus, dass auf Basis der vorliegenden und im Umweltbericht zusammengestellten Informatio-
nen im Rahmen der Beratungen und Beschlussfassungen zu der abschließenden Beschluss-
fassung seitens der Gemeinde Wattenbek festgestellt werden wird, dass unter Berücksichti-
gung und Umsetzung von Vermeidungs-, Minimierungs- und Ersatzmaßnahmen im Rahmen
der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 sowie im Zuge von Planrealisierung dann keine
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind bzw. verbleiben werden.

18.7 Beschreibung der Maßnahmen zur Überwachung
der erheblichen Umweltauswirkungen (Monitoring):
Im Rahmen der Planrealisierung können entsprechend der Bebauungsplanung und der hierzu
durchzuführenden Umweltprüfung folgende erhebliche Umweltauswirkungen festgestellt wer-
den und erforderliche Maßnahmen werden dann umzusetzen bzw. einzuhalten sein:
 Alle Arbeiten an Gehölzen dürfen gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG nur zwischen dem 01.10.

und dem letzten Tag des Februars ausgeführt werden.
Die Beachtung dieser Maßgabe obliegt dem Ausführenden.

 Bei allen Arbeiten an Gehölzen und im Zuge der Baufeldräumung sind die Belange des
Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG zu beachten. Insbesondere sind Schutzfristen für
Vogelarten der ökologischen Gilden der Offenlandbrüter und Gehölzbrüter einzuhalten.
Diese Aufgabe obliegt der plangebenden Gemeinde und dem Ausführenden.

 Der bisherige Knick am nördlichen Plangebietsrand wird entwidmet und als „Wall mit Ge-
hölzen“ erhalten. Ein Knick gemäß § 21 Abs. 1 Ziffer 4 LNatSchG wird entsprechend den
Maßgaben dieser Planung einerseits innerhalb des Plangebiets und andererseits außer-
halb des Plangebiets in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet neu hergestellt und sind dau-
erhaft zu erhalten.
Die jeweilige Erhaltung obliegt dem Eigentümer.

 Im gesamten Plangebiet ist nach dem zukünftigen § 41a BNatSchG „Schutz von Tieren
und Pflanzen vor nachteiligen Auswirkungen von Beleuchtungen“ insektenfreundliche Be-
leuchtung im öffentlichen und im privaten Bereich gleichermaßen zu installieren und zu
unterhalten.
Diese Aufgabe obliegt der Gemeinde und den privaten Grundstückseigentümern.

 Eingriffe in das Schutzgut „Boden“ werden außerhalb des Plangeltungsbereiches in unmit-
telbarer Nähe zum Eingriffsort südöstlich des Eiderwegs.
Das Entwicklungsziel einer als extensives Dauergrünland zu entwickelnden Ausgleichsflä-
che ist durch den Grundstückseigentümer innerhalb des Teilbereichs 2 sicherzustellen und
gegenüber der Gemeinde im Rahmen eines städtebaulichen Vertrages abzusichern.
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 Anfallende Bodenmengen sind fachgerecht zu behandeln.
Die Aufgabe obliegt dem jeweiligen Bauherrn und dem Ausführenden der Arbeiten.

 Im Rahmen der Planrealisierung sind Baum- und Heckenpflanzungen sowohl als Beitrag
zur Minimierung der Auswirkungen auf das Kleinklima als auch zur inneren Durchgrünung
des Wohngebiets und zur Ortsrandeingrünung herzustellen.
Die Sicherstellung und die Durchführung obliegt dem Eingriffsverursacher entsprechend
den Festsetzungen des Bebauungsplanes.

18.8 Allgemeinverständliche Zusammenfassung des Umweltberichts
In der Gemeinde Wattenbek stehen nach der Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 16 und
mit der Überplanung rückwärtiger Grundstücksflächen im Bereich „Grüner Weg“ keine weite-
ren planerisch abgesicherten Wohnbauflächen zur Verfügung.
Die Gemeinde Wattenbek verfolgt das planerische Ziel, durch die Aufstellung der 4. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 4 auf bisher landwirtschaftlich als Grünland genutzten Flächen öst-
lich angrenzend an die bebaute Ortslage im Eckbereich „Schulstraße / Eiderweg“ maximal drei
Wohnbaugrundstücke zu entwickeln.
Zugleich werden zwei bebaute Grundstücke am „Eiderweg“ mit in die Planung aufgenommen,
um einerseits das genehmigte Wohngebäude Eiderweg Nr. 4 in die gemeindliche Planung des
Bebauungsplanes Nr. 4 aufzunehmen und anderseits planungsrechtliche Festsetzungen zur
Bebauung Eiderweg Nr. 2 mit diesem Änderungsverfahren zur Bestandssicherung vornehmen
zu können.
Die Ausweisung der wohnbaulichen Arrondierung erfolgt auf Grundlage der geltenden Flä-
chennutzungs- und auch der Landschaftsplanung.
Der Plangeltungsbereich gliedert sich in zwei Teilbereiche auf, wobei der Teilbereich 2 den
Bereich der externen Ausgleichsfläche umfasst.

Erhebliche Beeinträchtigungen bezüglich des Schutzguts Mensch einschließlich der
menschlichen Gesundheit aufgrund von Lärmimmissionen aus Verkehrslärm oder Gewer-
belärm sind nicht zu erwarten, so dass diesbezüglich keine Maßnahmen festzusetzen und in
der Folgezeit umzusetzen sind. Auch sind nach Einschätzung und Kenntnis der Gemeinde
Wattenbek keine bewertungsrelevanten Immissionen durch Staub, Geruch oder Licht zu er-
warten.
Erholungsnutzungen oder -einrichtungen werden nicht betroffen sein.

Eingriffe in das Schutzgut Pflanzen und der biologischen Vielfalt sind bezüglich der
Fläche im Wesentlichen durch den Verlust von Grünlandflächen zu erwarten.
Gehölzbestände sind vor Beeinträchtigungen schützen, indem im Zuge erforderlicher Bautä-
tigkeiten (z. B. zur Herstellung von Erschließungsarbeiten und zur Instandsetzung von Ent-
wässerungsmulden) die fachlichen Regelungen der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflan-
zenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und der R-SBB „Schutz von Bäu-
men, Vegetationsflächen und Tieren bei Baumaßnahmen“, eingriffsminimierend umzusetzen
sind.
Weitere Kompensationserfordernisse entstehen nicht.
Zu beachten ist, dass alle Arbeiten an Gehölzen einschließlich von Pflegeschnitten und das
„auf den Stock setzen“ von Gehölzen gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG nur zwischen dem 01.10.
und dem letzten Tag des Februars ausgeführt werden dürfen.
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Eingriffe in das Schutzgut Tiere einschließlich der biologischen Vielfalt könnten im
Verlauf der Planrealisierung bezgl. etwaiger Brutvogelvorkommen allgemein durch Gehölzfäl-
lungen auch kleiner Einzelgehölze und durch Baufeldräumungen entstehen. Eingriffe und ins-
besondere Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1
BNatSchG erfordern die Einhaltung bestimmter Bauzeitenausschlussfristen:
Die Maßgaben des (zukünftigen) § 41a BNatSchG zur Minimierung der Beeinträchtigungen
insbesondere von Insekten und Fledermäusen durch Licht sind im öffentlichen und privaten
Bereich gleichermaßen zu beachten.

Bei Beachtung der mit den Schutzgütern Pflanzen und Tiere genannten Minimierungs-
maßnahmen (Bauzeitenregelungen) sind keine erheblichen Eingriffe in potenzielle Lebens-
räume der nach § 7 BNatSchG streng geschützten Vogelarten zu erwarten. Beeinträchtigun-
gen anderer artenschutzrechtlich relevanter Tierarten sind nicht zu erwarten. Eine Verletzung
der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote gemäß § 44 BNatSchG erfolgt dann nicht.

Schutzgut Pflanzen und Schutzgut Tiere einschließlich der biologischen Vielfalt:
Beeinträchtigungen eines NATURA-2000-Gebietes oder eines sonstigen Schutzgebietes sind
nicht zu erwarten.

Eingriffe in das Schutzgut Boden und Schutzgut Fläche entstehen durch die Entwicklung
von zusätzlichen Bauflächen einschließlich der Flächen für Nebenanlagen, Verkehrsflächen
und sonstige Wege / Zuwegungen im bauplanungsrechtlichen Außenbereich. Eine entspre-
chende besser geeignete Möglichkeit zur Bereitstellung einer Wohnbaufläche für max. drei
Grundstücke besteht unter Zugrundelegung der gemeindlichen Flächennutzungs- und Land-
schaftsplanung nicht. Die gemäß der Planung erforderlichen Flächen stehen für eine Bebau-
ung zur Verfügung.
Der im Rahmen der „Entwurfsplanung“ ermittelte Kompensationsbedarf von 2.536 m² wird in
unmittelbarer Nähe zum Eingriffsort südöstlich „Eiderweg“ durch die Zuordnung einer ausrei-
chend großen Teilfläche des Flurstücks 4/4, Flur 3, Gemarkung Wattenbek, Gemeinde Wat-
tenbek abgegolten und umfasst den Teilbereich 2.

Eingriffe in das Schutzgut Wasser werden mit der Planung nicht erfolgen. Das auf den Bau-
flächen und Verkehrsflächen anfallende Oberflächenwasser kann und ist aufgrund der Boden-
verhältnisse vollständig zur Versickerung zu bringen.
Für die einzelnen Baugrundstücke wird der entsprechende Versickerungsnachweis jeweils
grundstücksbezogen im Zuge der nachgeordneten Baugenehmigungsverfahren zu führen
sein.

Eingriffe in die Schutzgüter Luft und Klima sind nicht zu kompensieren, da durch die ge-
plante Entwicklung einer kleineren wohnbaulichen Arrondierung keine erheblichen Beeinträch-
tigungen dieser Schutzgüter zu erwarten sind.
Maßnahmen zur Regenversickerung, Grünflächen, Gehölzpflanzungen und weitere baulich
umsetzbare Maßnahmen wie Solarenergieanlagen und Gründächer tragen zur Minimierung
der Auswirkungen einer Bauflächenentwicklung auf das örtliche Klima bei.

Erhebliche Eingriffe in das Schutzgut Landschaft (= Ortsbild) werden durch die geplanten
Gehölzpflanzungen innerhalb des Plangebiets und insbesondere im östlichen Bereich, auch
gegenüber der neu herzustellenden Wendeplatzanlage, kompensiert. Insgesamt wird das
Landschaftsbild ortsgerecht neugestaltet. Erhebliche Beeinträchtigungen werden nicht verblei-
ben.
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Eingriffe in das Schutzgut Kulturgüter sind nicht zu erwarten, da hier keine Kulturdenkmale
vorhanden sind. Ein archäologisches Interessengebiet wird randlich gestreift. Hierdurch wer-
den jedoch keine archäologischen Belange betroffen sein.

Das Schutzgut sonstige Sachgüter wird hinsichtlich der Ergänzung vorhandener Bebau-
ungen, der Anbindung an den „Eiderweg“, der Anlage eines Wendeplatzes unter Einbeziehung
eines Abschnitts „Eiderweg“, der bisher im Wesentlichen landwirtschaftlichen Nutzung der bis-
her nicht bebauten Flächen sowie ggf. vorhandener Ver- und Entsorgungsleitungen / -einrich-
tungen betroffen sein.

Weitere Betroffenheiten durch die Planung sind der Gemeinde Wattenbek nach dem derzeiti-
gen Planungsstand nicht bekannt bzw. bisher nicht bekanntgemacht worden.

18.9 Kosten der Kompensationsmaßnahmen
Zur Kompensation der zu erwartende Eingriffe werden entsprechend der „Vorentwurfspla-
nung“ voraussichtlich überschläglich geschätzt folgende Kosten entstehen:
- Baumpflanzungen zu ca. € 500,00 je Baum zuzüglich Entwicklungspflege
- Bereitstellung von Kompensationsflächen zu je ca. € 3,- bis € 4,- je m²
- Herstellung von Knickstrecken zu ca. € 150,00 je lfd. Meter (mit Wildverbissschutzzaun)

18.10 Quellen des Umweltberichts
o Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, FD Regionalentwicklung und Mobili-

tät vom 13.09.2024

o Schleswig-Holstein Netz AG vom 06.09.2024

o Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde mbH vom 20.08.2024

o Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein vom 11.08.2024

o Deutsche Telekom Technik GmbH vom 08.08.2024

o Baugenehmigung zum „Neubau Einfamilienhaus mit Doppelstellplatz“ , Az.:129/99 vom
20.04.1999 mit
„Schallgutachten“ für geplantes Wohnhaus in Wattenbek vom 30.10.1998

o „Strategie Demographie und Siedlungsentwicklung“ (stadt&land und BfL von 2016)
o Strukturkonzept „Grüner Weg“ der Gemeinde Wattenbek (Stand vom 27.02.2017)
o „Innentwicklungskonzept“ der Gemeinde Wattenbek (Stand vom 16.02.2018)
o „Flächenpotenzialanalyse Wohnungsbau in den Siedlungsschwerpunkten des Ord-

nungsraums Kiel“ (von 2018)
o Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 4 „Dorf“ der Gemeinde Wattenbek einschließlich

Fachplanungen
o Niederschrift zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB zur 4.

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 der Gemeinde Wattenbek vom 21.05.2024
o Geltender Flächennutzungsplan (2002) der Gemeinde Wattenbek
o Festgestellter Landschaftsplan der Gemeinde Wattenbek
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18.11 „Checkliste“ hinsichtlich der Bestandteile des Umweltberichtes
nach Anlage 1 BauGB

In der nachfolgenden Aufstellung wird angegeben, an welchen Stellen des Umweltberichtes
die gemäß in Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und den §§ 2a und 4c BauGB erforderlichen Bestandteile
berücksichtigt sind.

Ziffer aus
Anlage 1
BauGB

Bestandteil
gem. Anlage 1 BauGB`23

Berücksichtigt im Umweltbericht in
=> Kapitel
ggfs. Erläuterung

1. Einleitung mit folgenden Angaben

a) Kurzdarstellung des Inhalts und der wich-
tigsten Ziele des Bauleitplans, einschließ-
lich einer Beschreibung der Festsetzun-
gen des Plans mit Angaben über Stand-
orte, Art und Umfang sowie Bedarf an
Grund und Boden der geplanten Vorha-
ben

Kap. 18.1.1

Kap. 18.1.2
Detaillierte Angaben in Kap. 18.3.4

b) Darstellung der in einschlägigen Fachge-
setzen und Fachplänen festgelegten Ziele
des Umweltschutzes, die für den Bauleit-
plan von Bedeutung sind, und der Art, wie
diese Ziele und die Umweltbelange bei
der Aufstellung des Bauleitplans berück-
sichtigt wurden

Kap. 18.2.1
Kap. 18.2.2

2. Beschreibung und Bewertung der erhebli-
chen Umweltauswirkungen, die in der Um-
weltprüfung nach § 2 Absatz 4 Satz 1 er-
mittelt wurden; hierzu gehören folgende
Angaben

Kap. 18.3

a) eine Bestandsaufnahme der einschlägi-
gen Aspekte des derzeitigen Umweltzu-
stands (Basisszenario), einschließlich der
Umweltmerkmale der Gebiete, die voraus-
sichtlich erheblich beeinflusst werden, und
eine Übersicht über die voraussichtliche
Entwicklung des Umweltzustands bei
Nichtdurchführung der Planung, soweit
diese Entwicklung gegenüber dem Ba-
sisszenario mit zumutbarem Aufwand auf
der Grundlage der verfügbaren Umweltin-
formationen und wissenschaftlichen Er-
kenntnisse abgeschätzt werden kann

Bestandsaufnahme schutzgutbezogen
in Kap. 18.3.1 bis 18.3.8

Voraussichtlich Entwicklung bei Nicht-
durchführung der Planung in Kap. 18.4

b) eine Prognose über die Entwicklung des
Umweltzustands bei Durchführung der
Planung; hierzu sind, soweit möglich, ins-
besondere die möglichen erheblichen
Auswirkungen während der Bau- und Be-
triebsphase der geplanten Vorhaben auf
die Belange nach § 1 Absatz 6 Nummer 7
Buchstabe a bis i zu beschreiben, unter
anderem infolge

Prognose über die Entwicklung des Um-
weltzustands inkl. Bau- und Betriebs-
phase bei Durchführung der Planung je-
weils schutzgutbezogen in Kap. 18.3.1
bis 18.3.8 jeweils im Abschnitt „Bewer-
tung“ bzw. „Bewertung und Betroffenheit
durch die Planung“
Die Angaben zu § 1 Abs. 6 Nr.7 a) bis i)
sind wie folgt in die Planung eingegan-
gen und berücksichtigt:
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Ziffer aus
Anlage 1
BauGB

Bestandteil
gem. Anlage 1 BauGB`23

Berücksichtigt im Umweltbericht in
=> Kapitel
ggfs. Erläuterung

zu b) a) Kap. 18.3.2 bis 18.3.7
b) Kap. 18.3.2, 18.3.3
c) Kap. 18.3.1
d) Kap. 18.3.8
e) Kap. 18.1.1

(Abfälle und Abwässer); 18.3.1
f) Kap. 18.3.6
g) Kap. 18.2.1
h) Kap. 18.3.6 und darüber hinaus

für den Planungsfall nicht zutref-
fend

i) Kap. 18.3.1 bis 18.3.8, 18.3.9

aa) des Baus und des Vorhandenseins der
geplanten Vorhaben, soweit relevant ein-
schließlich Abrissarbeiten

Kap. 18.1.1 und jeweils
schutzgutbezogen
in Kap. 18.3.1 bis 18.3.8

bb) der Nutzung natürlicher Ressourcen, ins-
besondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere,
Pflanzen und biologische Vielfalt, wobei
soweit möglich die nachhaltige Verfügbar-
keit dieser Ressourcen zu berücksichtigen
ist

jeweils schutzgutbezogen
in Kap. 18.3.1 bis 18.3.8

cc) der Art und Menge an Emissionen von
Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen,
Licht, Wärme und Strahlung sowie der
Verursachung von Belästigungen

sofern zutreffend sind die Emissionen
jeweils schutzgutbezogen in
Kap. 18.3.1 bis 18.3.8 dargelegt

dd) der Art und Menge der erzeugten Abfälle
und ihrer Beseitigung und Verwertung

Kap. 18.1.1

ee) der Risiken für die menschliche Gesund-
heit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt
(zum Beispiel durch Unfälle oder Katastro-
phen

Kap. 18.3.1 (menschliche Gesundheit,
Störfallbetriebe)
Kap. 18.3.8 (kulturelles Erbe)

ff) der Kumulierung mit den Auswirkungen
von Vorhaben benachbarter Plangebiete
unter Berücksichtigung etwaiger beste-
hender Umweltprobleme in Bezug auf
möglicherweise betroffene Gebiete mit
spezieller Umweltrelevanz oder auf die
Nutzung von natürlichen Ressourcen

Kap. 18.5

gg) der Auswirkungen der geplanten Vorha-
ben auf das Klima (zum Beispiel Art und
Ausmaß der Treibhausgasemissionen)
und der Anfälligkeit der geplanten Vorha-
ben gegenüber den Folgen des Klima-
wandels

Kap. 18.3.6

hh) der eingesetzten Techniken und Stoffe Sofern zutreffend jeweils schutzgutbezo-
gen in Kap. 18.3.1 bis 18.3.8 Kap. 18.6
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Ziffer aus
Anlage 1
BauGB

Bestandteil
gem. Anlage 1 BauGB`23

Berücksichtigt im Umweltbericht in
=> Kapitel
ggfs. Erläuterung

die Beschreibung nach Halbsatz 2 soll sich auf
die direkten und die etwaigen indirekten, sekun-
dären, kumulativen, grenzüberschreitenden, kurz-
fristigen, mittelfristigen und langfristigen, ständi-
gen und vorübergehenden sowie positiven und
negativen Auswirkungen der geplanten Vorhaben
erstrecken; die Beschreibung nach Halbsatz 2
soll zudem den auf Ebene der Europäischen
Union oder auf Bundes-, Landes- oder kommuna-
ler Ebene festgelegten Umweltschutzzielen Rech-
nung tragen

jeweils schutzgutbezogen
in Kap. 18.3.1 bis 18.3.8

c) eine Beschreibung der geplanten Maß-
nahmen, mit denen festgestellte erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen ver-
mieden, verhindert, verringert oder soweit
möglich ausgeglichen werden sollen, so-
wie gegebenenfalls geplante Überwa-
chungsmaßnahmen. In dieser Beschrei-
bung ist zu erläutern, inwieweit erhebliche
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt
vermieden, verhindert, verringert oder
ausgeglichen werden, wobei sowohl die
Bauphase als auch die Betriebsphase ab-
zudecken ist;

jeweils schutzgutbezogen
in Kap. 18.3.1 bis 18.3.8

d) in Betracht kommende anderweitige Pla-
nungsmöglichkeiten, wobei die Ziele und
der räumliche Geltungsbereich des Bau-
leitplans zu berücksichtigen sind, und die
Angabe der wesentlichen Gründe für die
getroffene Wahl;

Kap. 18.1.2

e) eine Beschreibung der erheblichen nach-
teiligen Auswirkungen nach § 1 Absatz 6
Nummer 7 Buchstabe j; zur Vermeidung
von Mehrfachprüfungen können die vor-
handenen Ergebnisse anderer rechtlich
vorgeschriebener Prüfungen genutzt wer-
den; soweit angemessen, sollte diese Be-
schreibung Maßnahmen zur Verhinderung
oder Verminderung der erheblichen nach-
teiligen Auswirkungen solcher Ereignisse
auf die Umwelt sowie Einzelheiten in Be-
zug auf die Bereitschafts- und vorgesehe-
nen Bekämpfungsmaßnahmen für derar-
tige Krisenfälle erfassen;

Kap.18.3.1
(Störfallbetriebe)
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Ziffer aus
Anlage 1
BauGB

Bestandteil
gem. Anlage 1 BauGB`23

Berücksichtigt im Umweltbericht in
=> Kapitel
ggfs. Erläuterung

3. zusätzliche Angaben Kap. 18.6

a) eine Beschreibung der wichtigsten Merk-
male der verwendeten technischen Ver-
fahren bei der Umweltprüfung sowie Hin-
weise auf Schwierigkeiten, die bei der Zu-
sammenstellung der Angaben aufgetreten
sind, zum Beispiel technische Lücken
oder fehlende Kenntnisse

Kap. 18.3.10
Kap. 18.6

b) eine Beschreibung der geplanten Maß-
nahmen zur Überwachung der erhebli-
chen Auswirkungen der Durchführung des
Bauleitplans auf die Umwelt

Kap. 18.7

c) eine allgemein verständliche Zusammen-
fassung der erforderlichen Angaben nach
dieser Anlage

Kap. 18.8

d) eine Referenzliste der Quellen, die für die
im Bericht enthaltenen Beschreibungen
und Bewertungen herangezogen wurden

Kap. 18.10
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Die Begründung mit Umweltbericht zur Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr.
4 „Dorf“ der Gemeinde Wattenbek wurde von der Gemeindevertretung in der Sitzung am

gebilligt.
Wattenbek,

-----------------------------
- Der Bürgermeister -

Planverfasser:
BISS
Büro für integrierte Stadtplanung ·Scharlibbe
Hauptstraße 2 b, 24613 Aukrug

-----------------------
gez. Dipl.- Ing. (FH)

Peter Scharlibbe

Authentizitätsnachweis / Übereinstimmungsvermerk
Hiermit wird bestätigt, dass die vorliegende digitale Fassung mit der Ausfertigungsfassung der
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 der Gemeinde Wattenbek übereinstimmt. Auf An-
frage bei der Gemeinde Wattenbek über das Amt Bordesholm, Mühlenstraße 7, 24582 Bor-
desholm kann die Übereinstimmung der digitalen Fassung mit der Originalurkunde bestätigt
werden.


